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T ITELTHEMA

Menschenrechtsarbeit 
in der FES Themenvielfalt 

und langer Atem
Z W A R  I S T  D I E  F R I E D R I C H - E B E R T- S T I F T U N G keine reine Menschenrechtsor-

ganisation, vergleichbar Amnesty International oder Human Rights Watch, aber in ihrem
Grundanliegen der Demokratieförderung und in der praktischen Projektarbeit engagiert
sie sich vielfältig für die Stärkung und Durchsetzung der Menschenrechte. 

Als Wertorientierung
sind Menschenrechte
das Fundament demo-
kratischer Ordnung
und beanspruchen da-
mit Vorrang gegenüber

anderen Organisati-
onsprinzipien von
Staatlichkeit wie Nati-
on, Volk, Ideologie,
Kultur oder auch Reli-
gion. Sie dienen der
Begrenzung von Herr-
schaft und staatlicher
Willkür, dem Schutz
des Menschen als
„Mensch“ und als
Grundlage der „Ver-
rechtlichung“ der Be-
ziehung zwischen
Staat und Bürger. Sie
sind Grundpfeiler einer
Konstitutionalisierung

der internationalen
Ordnung, die durch
Völkerrecht und inter-
nationales Recht, da-
runter auch die ILO-
Standards oder WTO-

Regeln, ausgestaltet
wird. Menschenrechte
sind damit hochpoli-
tisch und entsprechend
umstritten. Die Staaten
sind gefordert, die
Menschenrechte anzu-
erkennen („to re-
spect“), zu schützen
(„to protect“) und nach
allen ihren Möglichkei-
ten zu fördern („to ful-
fil“). Die Debatten über
60 Jahre UN-Men-
schenrechtspolitik sind
geprägt von Auseinan-
dersetzungen um die

Universalität ihrer Gel-
tung, vor allem aber
um das Verhältnis zwi-
schen staatlicher Sou-
veränität, wonach
Menschenrechte in die
„innere Zuständigkeit“
der Staaten fallen, und
einer gemeinsamen
Verantwortung der
Staatengemeinschaft
für ihren Schutz und
ihre Durchsetzung, aus
der sich in Extremfäl-
len auch das Recht auf
Interventionen herlei-
ten würde. Die Men-
schenrechte sind zu ei-
ner zentralen Katego-
rie der Politik
geworden, nach innen
wie nach außen. 
Menschenrechtsthe-
men sind in allen Ar-
beitsbereichen der FES
als Stiftung der sozia-
len Demokratie impli-
zit thematisiert; seit
Ende der 80er Jahre
und besonders seit der
3. UN Menschenrechts-
konferenz in Wien
(1993) werden sie
auch explizit und un-
mittelbarer aufgenom-
men: in der politischen
Bildungsarbeit im In-
land, in Programmen

und Gesprächskreisen
zum interkulturellen
Dialog, zu Migration
und Integration, in der
Frauen- und Gender-
politik, als Teil der De-
mokratieförderung
und des Einsatzes für
Partizipation und so-
ziale Gerechtigkeit in
der internationalen
Zusammenarbeit bei
Themen wie Verfas-
sungs- und Rechtsent-
wicklung, Stärkung 
demokratischer Ver-
fahren und Zusam-
menarbeit mit demo-
kratischen Institutio-
nen und Organisatio-
nen, Ausbau und För-
derung demokrati-
scher Interessenver-
tretungen (Gewerk-
schaften, Wirtschafts-
und Berufsverbänden,
Frauenorganisationen,
Bauernorganisatio-
nen), Unterstützung
von Nichtregierungsor-
ganisationen, Förde-
rung unabhängiger
Medien und einer de-
mokratischen Kultur
der Öffentlichkeit und
Transparenz. Explizite
Arbeitslinien, wie z.B.
in Asien, fördern mit



mission. Als einzige
der deutschen politi-
schen Stiftungen ist die
Friedrich-Ebert-Stif-
tung am europäischen

Sitz der Vereinten Na-
tionen Genf vertreten
und damit unmittelbar
in der Arbeit des UN-
Menschenrechtssys-

tems und der Interna-
tionalen Arbeitsorgani-
sation (ILO) engagiert.
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regelmäßigen Men-
schenrechtskonferen-
zen den Dialog zwi-
schen Europa und der
Region. Die Stiftung
hat sich immer in be-
sonderer Weise für die
„Untrennbarkeit“ und
„Interdependenz“ zwi-
schen politischen Frei-
heitsrechten und den
wirtschaftlich-sozialen
Rechten eingesetzt.
Aus der Grundorientie-
rung auf „soziale De-
mokratie“ und der 
Nähe zu und Partner-
schaft mit der deut-
schen und internatio-
nalen Gewerkschafts-
bewegung sowie der
Zusammenarbeit mit
sozialen Nichtregie-
rungsorganisationen
ergeben sich für die
Stiftung besondere
Möglichkeiten, diesen
Themenbereich aufzu-
nehmen und Beiträge
zu leisten.

Seit 1994 ist die Stif-
tung über das Referat
Entwicklungspolitik als
Gründungsmitglied im
„Forum Menschen-
rechte“, einem Netz-
werk von 45 deutschen
Nichtregierungsorga-
nisationen, aktiv und
mit eigenen Veranstal-
tungen beteiligt. Die
Themenschwerpunkte
des Netzwerks umfas-
sen Antirassismus,
Kinderrechte, Frauen-
rechte, Folter sowie
die Reform der UN-
Menschenrechtskom-
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Arbeitslinien der FES 
zur zukünftigen Rolle des

Sozialstaats 
Staat muss 
Chancen öffnen

F Ü R  E I N E N  S T A R K E N  S T A A T, der Regeln setzt und durchsetzt, plädierte Prof. Dr.
Ernst-Ulrich von Weizsäcker, Dekan der Donald Bren School of Environmental Science
and Management, University of California, im Rahmen einer Veranstaltung der FES am 7.
November in Düsseldorf. 

Rund 330 Teilnehmer
waren der Einladung
gefolgt, um über die
Frage zu diskutieren:
„Wie viel Staat brau-
chen wir in der globa-
lisierten Welt?“ Zent-
ral ist laut Prof. von
Weizsäcker die Ent-
wicklung eines dritten
Sektors (öffentliche
Banken, Stiftungen, Zi-
vilgesellschaft, NGO
und Public Private
Partnership), der ge-
eignet sei, das Un-
gleichgewicht zwi-
schen dem Staat und
der Privatwirtschaft
wieder auszugleichen.
Des Weiteren verlange
ein globaler Markt
auch globale Regeln,

z.B. Arbeits- und Um-
weltnormen.
Hans-Georg Crone-
Erdmann, Geschäfts-
führer der Industrie-
und Handelskammern
in NRW, appellierte an
die Stärkung der Ei-
genverantwortung in
einem staatlichen Ord-
nungsrahmen. Für die
vielen einzelnen Auf-
gaben aber, die der
Staat nicht überneh-
men könne, sei zivilge-
sellschaftliches Enga-
gement unbedingt er-
forderlich. 
Die Notwendigkeit ei-
nes starken, vorsor-
genden Sozialstaats,
der vor allem Bil-
dungschancen für alle

Bevölkerungsgruppen
bereitstellt, betonte
der DGB-Vorsitzende
in NRW, Guntram
Schneider. Petra Bos-
se-Huber, Vizepräses
der Evangelischen Kir-
che im Rheinland, äu-
ßerte die Ansicht, dass
der deutsche Sozial-
staat nur deshalb bis-
her noch nicht zusam-
mengebrochen sei,
weil die Zivilgesell-
schaft in einzelnen Be-
reichen an die Stelle
des Staates getreten
sei. 
Unter welchen Bedin-
gungen ein erfolgrei-
cher Kurswechsel
möglich wäre, greift
auch der FES-Ge-
sprächskreis Sozialpo-
litik im Rahmen eines
Projektes zur Zukunft
des Sozialstaates auf.
Ziel dieses Projektes
ist es, die normativen

Grundlagen, die Struk-
turen und Funktionen
des Sozialstaates und
der Sozialpolitik zu
analysieren und auf
ihre Leistungen und
Wirkungen sowie de-
ren gesellschaftliche
Akzeptanz zu überprü-
fen. Im Fokus stehen
die Themen Arbeits-
markt- und Beschäfti-
gungspolitik, Soziale
Sicherung, Bildung,
Familie und Soziale
Stadt. Anhand dieser
Bereiche soll heraus-
gearbeitet werden, wo
die Handlungsmöglich-
keiten einer vorsor-
genden Sozialpolitik
liegen könnten. Einge-
leitet wurde das Pro-
jekt mit einem Work-
shop im Oktober 2006.
Die Ergebnisse des Ge-
samtprojekts sollen in
der zweiten Jahres-
hälfte 2007 vorliegen.

Ein neues Projekt der
FES analysiert die
Grundlagen und Funk-
tionen des Sozialstaats. 
(Foto: sculpies/fotolia)

FES + + + TELEGRAMM

+ + + Über „Wirtschaftspolitik im Angesicht von Globalisie-
rung und sozialer Verantwortung“ diskutierte der General-
sekretär der SPD, Hubertus Heil,  mit den Mitgliedern des Ma-
nagerkreises Bayern. Heil forderte, die Standortdebatte nicht
allein mit Blick auf Kosten und in Konkurrenz zu Billiglohn-
ländern zu führen, sondern vier Standortvorteile Deutsch-
lands hervorzuheben: die hohe Qualifikation der Arbeitneh-
mer, die Stärke in Wissenschaft und Forschung, die gute In-
frastruktur des Landes und den sozialen Frieden. + + +
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V E R A N S T A LT U N G  Ü B E R  D I E  S O Z I A L E  M A R K T W I R T S C H A F T  I M  G L O B A L I S I E R T E N  K A P I T A L I S M U S

Vor der dritten industriellen Revolution
Im Jahre 2050 wird
sich der Ausstoß kli-
maschädlicher Treib-
hausgase verdoppelt
haben und die Weltbe-
völkerung wird von 6,5
auf 9,2 Milliarden
Menschen gestiegen
sein. Was dies für
Wirtschaft, Umwelt
und das Klima  bedeu-
tet, wurde auf einer
Podiumsveranstaltung
der FES am 30. Okto-
ber in Essen diskutiert. 

Der Bundesminister
für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsi-
cherheit Sigmar Gabri-
el betonte, dass Ökolo-
gie und Ökonomie
längst nicht mehr ge-
trennt betrachtet wer-
den dürften. Er hob
die Notwendigkeit ei-
ner ökologischen In-
dustriepolitik hervor,
um den gegenwärtigen
Wachstumsschub mit
einer „dritten industri-
ellen Revolution“ zu
verbinden. Diese, be-
tonte Gabriel, könne

der sozialen Markt-
wirtschaft helfen, sich
zu behaupten.
Prof. Dr. Giacomo Cor-
neo, Lehrstuhl für öf-
fentliche Finanzen an
der FU-Berlin, betonte,
dass die Bundesrepub-
lik eine Wirtschaftspo-
litik brauche, die für
eine marktkonformere
Lohnstruktur und eine
Umverteilung des
Markteinkommens
sorge. Martin Schulz,
Vorsitzender der SPE-
Fraktion im Europäi-
schen Parlament,

sprach sich für eine
weltweite Sozialge-
setzgebung und euro-
paweit agierende be-
triebliche Vertretun-
gen aus. Michael
Vassiliadis, Mitglied
des geschäftsführen-
den Hauptvorstandes
der IG BCE, hob die
Bedeutung eines akti-
ven Staates hervor. Um
eine innovativere und
wettbewerbsfähigere
Wirtschaft zu errei-
chen, müsse mehr in
Bildung und Forschung
investiert werden.

Bundesumweltminis-
ter Sigmar Gabriel
sprach sich für eine
ökologische Indust-
riepolitik aus.

Von großer Medienauf-
merksamkeit begleitet,
wurde am 27. Novem-
ber im Berliner Haus
der FES eine Ausstel-
lung „Zur Geschichte
des Verhältnisses von
SPD und Gewerkschaf-
ten“ eröffnet. Anlass
bot der 100. Jahrestag
des „Mannheimer Ab-
kommens“, mit dem
sich die Führungen
von SPD und Freien
Gewerkschaften auf
dem Höhepunkt der
Auseinandersetzungen
um den politischen
Massenstreik und um
die Maifeier gegensei-
tig als gleichberechtigt
anerkannten. In ihren

Eröffnungsreden erin-
nerten der Vorsitzende

der SPD Kurt Beck und
die Stellvertretende
Ver.di-Vorsitzende
Margret Mönig-Raane
an die gemeinsamen
Wurzeln und Ziele von
SPD und Gewerkschaf-

ten; sie verwiesen aber
auch auf die Spannun-

gen und Konflikte, die
immer wieder aus den
unterschiedlichen Rol-
len beider Organisatio-
nen im politischen Pro-
zess erwuchsen. Beide
bekannten sich zu den

Prinzipien eines offe-
nen und fairen Dialogs
mit dem Ziel der Ver-
ständigung. Denn ei-
nes macht auch die
Geschichte, die in der
Ausstellung nachge-
zeichnet wird, klar:
SPD und Gewerkschaf-
ten können nur ge-
meinsam einen Beitrag
zur Verwirklichung der
Grundprinzipien von
sozialer Gerechtigkeit
und freiheitlicher De-
mokratie leisten.

A U S S T E L L U N G S E R Ö F F N U N G  I N  B E R L I N

SPD und Gewerkschaften: „Uneins – aber einig?“

Ausstellungseröffnung mit Franz Müntefering, Roland Schmidt, Margret
Mönig-Raane und Kurt Beck (Foto: Schicke)

Die Wanderausstellung ist zu
beziehen bei: Petra Wilke,
Telefon: 0228 883-339, 
E-mail: petra.wilke@fes.de

D I E  A U S S T E L L U N G
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Das Ziel ist schwierig
umzusetzen: eine soli-
darische Generatio-
nengerechtigkeit soll
den zukünftigen Rent-
nern dauerhaft einen
angemessenen Le-
bensstandard sichern.
Aber alle Strukturent-
scheidungen der Ver-
gangenheit reichten
offenbar nicht aus.
Nun wird das Renten-
zugangsalter bis 2029
stufenweise auf 67
Jahre angehoben.

Über das Pro und Kon-
tra des verlängerten
Arbeitslebens disku-
tierten im Rahmen ei-
ner Veranstaltung des
FES-Arbeitskreises Ar-
beit-Betrieb-Politik am
18. September Be-
triebsräte mit den
Staatssekretären Hein-
rich Tiemann und Kajo
Wasserhövel aus dem
Bundesministerium
für Arbeit und Sozia-
les, dem Vorsitzenden
der Arbeitsgemein-

schaft für Arbeitneh-
merfragen Ottmar
Schreiner sowie dem
wirtschaftspolitischen
Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion Dr.
Rainer Wend. Die wis-
senschaftliche Beglei-
tung übernahm Dr.
Matthias Knuth, For-
schungsdirektor des
Instituts Arbeit und
Technik. Dieser Dialog
in Berlin zeigte, dass
mehrere Weichenstel-
lungen erforderlich

sind: Die Erfahrungen
älterer Arbeitnehmer
müssen den Unterneh-
men „schmackhafter“
gemacht werden. Ein
Konzept zur Qualifizie-
rung von älteren Be-
schäftigten muss ent-
wickelt werden. Die
Beschäftigungsfähig-
keit Älterer, d.h. ihr
physisches und psychi-
sches Befinden, muss
verbessert werden. 
Politik und Betriebsrä-
te waren sich weitge-

A R B E I T N E H M E R P O L I T I K  Z W I S C H E N  W U N S C H  U N D  W I R K L I C H K E I T  

Rente mit 67

F A C H T A G U N G E N  Ü B E R  D I E  A LT E R S G E R E C H T E  G E S T A LT U N G  D E R  A R B E I T S W E LT

Hauptsache gesund

Wenn das Potential äl-
terer Arbeitnehmer
stärker als bislang ge-
nutzt werden soll,
muss das frühe Aus-
scheiden aus dem Be-
rufsleben reduziert

werden. Auch vor dem
Hintergrund des An-

stiegs der Regelalters-
grenze ab dem Jahr
2012 ist es erforder-
lich, die Rahmenbedin-
gungen für die Be-
schäftigung Älterer zu
verbessern. Zwei ge-

meinsam mit der Ge-
werkschaft ver.di und

dem Deutschen Institut
für Erwachsenenbil-
dung durchgeführte
Fachtagungen der FES
in Duisburg und Berlin
befassten sich mit For-
men altersgerechten
Lernens und Arbeitens
und den Herausforde-
rungen für Beschäftig-
te, Betriebe und Politik.
Klaus Brandner, ar-
beits- und sozialpoliti-
scher Sprecher der
SPD-Bundestagsfrakti-
on, betonte, dass ein
Mentalitätswechsel bei
den Unternehmen not-
wendig sei, der aner-
kennt, dass eine stär-
kere Beschäftigung äl-
terer Arbeitnehmer in
deren ureigenen Inte-
resse ist. Ein weiteres

wesentliches Hand-
lungsfeld sei die För-
derung der Beschäfti-
gungsfähigkeit. Ziel
müsse es sein, dass äl-
tere Arbeitskräfte ge-
sund die gesetzliche
Regelaltersgrenze er-
reichen könnten. Wil-
helm Adamy vom DGB
wies darauf hin, dass
in Deutschland lebens-
langes Lernen im Ver-
gleich zu beispielswei-
se Dänemark oder
Schweden wenig syste-
matisch betrieben
wird. Bestehende För-
derprogramme wür-
den hierzulande insbe-
sondere in kleinen und
mittelständischen Un-
ternehmen zu wenig
genutzt.
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Als Folge der fort-
schreitenden Konzent-
ration wirtschaftlicher
Aktivitäten auf immer
weniger Kerngebiete
werden viele Regionen
in Deutschland
schrumpfen. Qualifi-
zierte junge Arbeits-
kräfte wandern in die
wachstumsstarken Re-
gionen ab, in den
schrumpfenden Gebie-
ten verbleiben über-
proportional viele Äl-
tere, finanziell Schwä-
chere und
Geringqualifizierte.
Wie soll Sozialpolitik
hier reagieren? Zwei
Konferenzen der FES
im September und No-
vember diskutierten
über Ansatzpunkte für

deren Neuausrichtung.
Um das zukünftig er-
forderliche Arbeits-
kräftepotenzial zu si-
chern, wurden drei
Handlungsbereiche er-
örtert: die Zuwande-
rung von qualifizierten
Fachkräften aus Dritt-
ländern, die gezielte
Förderung deutschen
Nachwuchses und die
Beschäftigung älterer
Arbeitnehmer. 
Prof. Dr. Rita Süss-
muth, Bundestagsprä-
sidentin a.D., kom-
mentierte die gegen-
wärtige Lage
dahingehend, dass es
in erster Linie Umset-
zungsprobleme zu
überwinden gilt: So sei
es gelungen, die in der

Zuwanderungskom-
mission erzielten
Übereinkünfte zum
Zuzug von Selbständi-
gen, Hochqualifizier-
ten und Studenten
quasi durch die Hin-
tertür mit bürokrati-
schen Regeln wieder
auszuhebeln. Im euro-
päischen Vergleich
agiere Deutschland
daher zu langsam. Un-
terstützung fand sie
von Prof. Dr. Ursula
Boos-Nünning von der
Universität Duis-
burg/Essen, die darauf
hinwies, dass insbe-
sondere Kinder und
Jungendliche aus be-
nachteiligten Gesell-
schaftsschichten nicht
mangels ihrer Fähig-

keiten, sondern auf-
grund des Schulsys-
tems scheiterten. Prof.
Dr. Ernst Kistler vom
Internationalen Insti-
tut für empirische So-
zialökonomie in Stadt-
bergen ergänzte mit
Trendaussagen zum
demographischen
Wandel: Angesichts
der Bevölkerungsent-
wicklung entstünde ab
ca. 2020 durch die al-
ternden Belegschaften
ein Fachkräftemangel
und deshalb seien
schon jetzt dringend
altersgerechte Arbeits-
bedingungen und Qua-
lifizierungsmaßnah-
men erforderlich. 

F E S - K O N F E R E N Z E N  Z U R  N E U A U S R I C H T U N G  D E R  S O Z I A L P O L I T I K

Verspielte Chancen?

Keine Branche hatte in den vergangenen Jahren so
große Zuwachsraten wie die Logistik. Gütertransport
mit Dienstleistungen wie Verpackung und Zwischen-
lagerung ist der am größten wachsende Geschäfts-
zweig der Deutschen Bahn. Jeder Beschäftigte der
Deutschen Bahn erwirtschaftete im Jahr 2000 einen
Umsatz von 48 000 Euro. 2005 waren es schon
152000 Euro. Diese Fakten präsentierte Hartmut
Mehdorn auf der ersten Veranstaltung der Reihe

„Brandenburger Gespräche“ am 10. Oktober in Pots-
dam. Das FES-Landesbüro Brandenburg hatte ein-
geladen, um unter der Leitung von Manfred Stolpe
mit dem Bahnchef zu diskutieren. Überraschend war
für die meisten, dass die Bahn den größten Teil ihres
Umsatzes im Ausland erwirtschaftet. In der Diskus-
sion wurde Hartmut Mehdorn dann aber wieder in
das Inland geholt: Strecken, für deren Instandsetzung
kein Geld zur Verfügung steht, wurden ebenso the-
matisiert wie die vielen kleinen Bahnhöfe, auf denen
in Zukunft kein Personal mehr arbeiten wird. Den-
noch ist die Bahn in Deutschland sowohl im Güterver-
kehr als auch im Personenverkehr „gut unterwegs“,
wie Mehdorn betonte.

Reihe „Brandenburger Gespräche“ der FES: Wirtschaftsfaktor Logistik

hend einig: Wenn es
nicht gelingt, dass
mehr ältere Arbeitneh-

mer in existenzsi-
chernder Erwerbstä-
tigkeit verbleiben,

birgt die Heraufset-
zung des gesetzlichen
Rentenalters durchaus

die Gefahr schleichen-
der Altersarmut. 

(Foto: Liebe)
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„Für oder gegen die
PKW-Maut“ – auf diese
populistische Gegen-
überstellung wird die
Diskussion über nut-
zerfinanzierte Ver-
kehrswege allzu oft re-
duziert. Vor diesem
Hintergrund hat der
Managerkreis der FES
ein Thesenpapier zur
umfassenden Moderni-
sierung des Verkehrs
vorgelegt, dass die
komplette Umstellung

des Verkehrssystems
auf eine Nutzerfinan-
zierung fordert. Auf ei-
ner Podiumsdiskussion
am 22. November in
Berlin wurde das Pa-
pier vorgestellt. Fritjof
Mietsch, Mitglied des
Managerkreises und
federführender Autor
des Thesenpapiers,
brachte die Kernaus-
sage auf den Punkt:
„Wir kaufen uns Ver-
kehrssicherheit und

leistungsfähige, stau-
freie Straßen mit weni-
ger Energieverbrauch,
indem wir die Finan-
zierung umstellen von
Steuer- auf Nutzerfi-
nanzierung.“ Als
Grundlage für die stra-
tegische Ausrichtung
der Verkehrs- und Fi-
nanzpolitik schlägt der
Managerkreis ein
„Leitbild Mobilität 21“
vor. „Wir haben, auch
im internationalen

Vergleich, immer noch
eine gute Chance,
Weltmeister zu sein
beim Abbau von Unfäl-
len, bei der Verflüssi-
gung von Verkehr und
bei einer höheren Si-
cherheit. Auch für die
Wirtschaftlichkeit und
für den Unterhalt der
Infrastruktur können
wir deutlich mehr
tun“, betonte Mietsch.

T H E S E N  Z U  F I N A N Z I E R U N G  U N D  M O B I L I T Ä T

Zur Zukunft des Verkehrs in Deutschland 

www.managerkreis.de

D A S  T H E S E N PA P I E R

P O D I U M S D I S K U S S I O N  Ü B E R  C H A N C E N  U N D  R I S I K E N  F Ü R  D E N  D E U T S C H E N  M I T T E L S T A N D

Dienstleistungen in Europa

Die Bruttowertschöp-
fung im deutschen
Dienstleistungssektor
ist alleine in den letz-
ten 15 Jahren um über
540 Mrd. Euro gestie-
gen und hat damit um

über 50 % zugenom-
men. Dienstleistungs-
unternehmen errei-

chen einen Anteil von
fast 70 % an der Brut-
towertschöpfung. Der
rasante Anstieg der
Dienstleistungen wur-
de bisher allerdings
fast ausschließlich auf

dem deutschen Bin-
nenmarkt realisiert.
Denn während

Deutschland im Wa-
renexport seit Jahren
Weltmeister ist, be-
trägt der Anteil grenz-
überschreitender
Dienstleistungen ledig-
lich 14 %. Damit
nimmt Deutschland in
Europa den vorletzten
Platz ein. So waren
sich auch alle Teilneh-
mer einer FES-Podi-
umsdiskussion des Ar-
beitskreises Mittel-
stand am 29.
November einig, dass
der Dienstleistungsex-
port deutlich gestei-
gert werden muss. Ob-
wohl die Referenten
vom Bundeswirt-
schaftsministerium
und der Europäischen
Kommission auf das
breite Spektrum an

Unterstützungsleistun-
gen für Unternehmen
hinwiesen, sehen sich
mittelständische Un-
ternehmen vor allem
durch nationale Ein-
trittsbarrieren behin-
dert in ausländischen
Märkten Fuß zu fas-
sen. 
Der SPD-Bundestags-
abgeordnete Reinhard
Schultz wies darauf
hin, dass es bei der
breiten Ablehnung des
ursprünglich sehr libe-
ralen Entwurfs der eu-
ropäischen Dienstleis-
tungsrichtlinie darum
ging, für alle Dienst-
leistungsunternehmen,
die in Deutschland tä-
tig sind, die gleichen
Rahmenbedingungen
zu schaffen.
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Deutschland als Hoch-
technologieland kann
es sich nicht leisten,
den Anschluss an die
Entwicklungen neuer
digitaler Dienste zu
verlieren. Für den
Ausbau einer zuver-
lässigen und kosten-
günstigen Infrastruk-
tur, die schnelles Sur-
fen und schnelles
Laden und Runterla-
den von Daten ermög-
licht, sind hohe Inves-
titionen notwendig.
Nur wenige große Fir-
men sind dazu in der
Lage, brauchen aber
eine rechtliche Pla-

nungssicherheit für 
ihre Investitionen. 
Der Zukunft des Tele-
kommunikationsmark-
tes widmete sich des-
halb eine FES-Fach-
konferenz vor der
Anhörung im Bundes-
tag zur Änderung des
Telekommunikations-
gesetzes im Oktober.
Vertreter der Deut-
schen Telekom, ihrer
Wettbewerber und 
der Bundesnetzagen-
tur  debattierten über
strittige und gemein-
same Positionen.
Prof. Dr. Paul J. J. 
Welfens von der Ber-

gischen Universität
Wuppertal stellte sein
Gutachten „Die Zu-
kunft des Telekommu-
nikationsmarktes –
Volkswirtschaftliche
Aspekte digitaler Wirt-
schaftsdynamik“ vor,
das er für die FES er-
arbeitet hat. Seiner
Meinung nach können
mit dem neuen,
schnellen Breitband-
netz zukünftig viele 
innovative digitale
Dienste angeboten
werden. Die Regierung
sollte daher den Inves-
toren diesen Investi-
tionsanreiz nicht ver-

wehren, um auch mehr
Innovationsdynamik
zu ermöglichen. Noch
ungeklärt ist, welche
regulatorischen Rah-
menbedingungen zu
einem nachhaltigen
dynamischen Wettbe-
werb und Innovation
führen können und da-
bei den Zugang zu
günstigem, schnellen
Breitband für alle Nut-
zer ermöglichen. 

F E S - G U T A C H T E N  „ D I E  Z U K U N F T  D E S  T E L E K O M M U N I K A T I O N S M A R K T E S “

Mehr Innovationsdynamik ermöglichen

www.fes.de/medienpolitik

M E H R  Z U M  T H E M A

V E R A N S T A LT U N G  D E S  M A N A G E R K R E I S E S  M I T  R A G - V O R S T A N D S V O R S I T Z E N D E M  W E R N E R  M Ü L L E R

„Die Industrie wird im Lande nicht richtig geliebt“
Der Industriestandort
Nordrhein-Westfalen
hat Zukunft – wenn die
richtigen politischen
Weichen gestellt wer-
den. So das Fazit von
Werner Müller, dem
Vorstandsvorsitzenden
der Ruhrkohle AG, auf
einer Veranstaltung
des Managerkreises
NRW der FES. Rund
280 Manager waren
am 18. Oktober in die
Zentrale der RAG nach
Essen gekommen, um
die Standpunkte von
Müller und Hannelore
Kraft, der Fraktions-
vorsitzenden der NRW-

SPD, zum „Industrie-
standort NRW“ zu hö-
ren.
Nach Müllers Ansicht
ist das größte deutsche
Bundesland auch nach
den Jahren des Struk-

turwandels noch im-
mer stark industriell
geprägt: rund ein Drit-
tel aller Beschäftigen
sind in der Industrie
beschäftigt. Die Stim-
mung in Deutschland

sei aber grundsätzlich
zu kritisch gegenüber
der Industrie. „Indust-
rie wird im Lande
nicht richtig geliebt“,
so Müller. Wenn der
Wille deutlich sei, In-
dustrie in Deutschland
zu halten und auszu-
bauen, werde dies
auch gelingen. Der
Standort würde umso
sicherer, je mehr aus-
ländische Investoren
nach Deutschland kä-
men. Nach Einschät-
zung des ehemaligen
Bundeswirtschaftsmi-
nisters gehören die
chemische Industrie,

Hannelore Kraft und Werner Müller vor dem Managerkreis in Essen.
(Foto: GPI, K. Scholz)
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Fragen zur Struktur
der deutschen Wissen-
schaftslandschaft stan-
den am 17. November
im Zentrum einer Kon-
ferenz des Berliner Fo-
rums Wissenschaft
und Innovation. Prof.
Dr. Jürgen Mlynek,
Präsident der Helm-
holtz-Gemeinschaft,
Prof. Dr. Hans N. Wei-
ler, Emeritus der Stan-
ford University, und
Prof. Dr.-Ing. Matthias
Kleiner, Vizepräsident
der Deutschen For-
schungsgemeinschaft,
setzten sich mit der in-
stitutionellen Frag-
mentierung der deut-

schen Forschungs-
landschaft in universi-
täre und außeruniver-
sitäre Forschungsein-
richtungen

auseinander. Mögliche
Effizienzsteigerungen
an den Schnittstellen

zwischen Wissen-
schaft, Wirtschaft und
Politik wurden insbe-
sondere auf dem zwei-
ten Podium themati-

siert, an dem u.a. die
Forschungsministerin
a.D. Edelgard Bul-

mahn teilnahm. Ab-
schließend wurde dis-
kutiert, wie die Stadt
Berlin aus dem über-
durchschnittlichen
Ressourceneinsatz im
Bereich von Wissen-
schaft und Forschung
größeren ökonomi-
schen Nutzen ziehen
könne. Weitgehend ei-
nig war sich das Podi-
um, dass eine größere
Steuerung und Fokus-
sierung der Wissen-
schaft erforderlich sei,
um mit zielgerichteter
Forschung wirtschaft-
liches Wachstum in
der Stadt zu generie-
ren. 

R E G I O N A L E  V E R N E T Z U N G  V O N  W I S S E N S C H A F T,  F O R S C H U N G  U N D  W I R T S C H A F T

Innovationsschub für Deutschland?

die Eisen- und Stahlin-
dustrie und der Kraft-
werksbau zu den
Schlüsselindustrien
des 21. Jahrhunderts.
Hier spielten Unter-
nehmen aus NRW mit

ihren hochmodernen
Produktionstechniken
weiterhin eine ein-
flussreiche Rolle auf
dem Weltmarkt. Diese
Branchen müssten sei-
tens der Politik stärker

unterstützt werden.
Hannelore Kraft unter-
strich Müllers Forde-
rungen an die Politik.
Die derzeitige
CDU/FDP-Landesregie-
rung könne eindeutig

mehr tun. Mit ihrer
Unterstützung der
Steinkohle stehe die
SPD im Landtag allei-
ne da. 

Auf der Konferenz des Forums Wissenschaft und Innovation: Prof. Dr.
Arndt Bode, Vizepräsident der TU München, Edelgard Bulmahn, Ursula
Weidenfeld, stellv. Chefredakteurin des Tagesspiegels (v.l.) (Foto: Schicke)

FE S + + + TELEGRAMM

+ + + Der Aufsichtsratsvorsitzende und frühere Vor-
standsvorsitzende der Siemens AG, Dr. Heinrich von Pie-
rer, war am 6. September zu Gast beim Managerkreis in

der Region Rhein-Main. In seinem
Vortrag über „Wirtschaftliche
Globalisierung und unternehme-
rische Verantwortung“beschrieb
er Siemens’ Rolle und Strategie als
Unternehmen, das in 190 Ländern
mit insgesamt 460 000 Mitarbei-
tern aktiv ist. Als Antwort auf die
Herausforderungen der Globali-
sierung stellte von Pierer Innova-

tionen ins Zentrum. Europa müsse sich dem Wettbe-
werb um das beste Bildungssystem stellen. + + +

+ + + Den Mangel an Fachkräften in der Industrie
analysierten Berliner Expert/innen aus Wirtschaft,
Wissenschaft und Verwaltung auf einer Konferenz
des FES-Arbeitsbereichs BerlinPolitik. Schon heute
können 23 Prozent der Berliner Unternehmen ihre of-
fenen Stellen nicht besetzen. Qualifizierung und Wei-
terbildung sind damit wichtige Schlüssel zur Siche-
rung der Wettbewerbsfähigkeit. Margrit Zauner, Lei-
terin des Referats Berufliche Qualifizierung in der
Senatsverwaltung für Wirtschaft erinnerte daran,
dass viele Jugendliche den Anforderungen des Ar-
beitsmarktes nicht gerecht würden. Als eine der Ur-
sachen wurde ein abnehmendes Technikinteresse
auch an den Hochschulen bei gleichzeitig zu geringen
Investitionen in Bildung beklagt. + + +
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Zur Versachlichung
der Debatte um die
Gesundheitsreform
lud das Leipziger FES-
Büro am 11. Oktober
zu einem Podiumsge-
spräch ein. Rolf
Schwanitz, Parlamen-
tarischer Staatssekre-
tär im Bundesministe-
rium für Gesundheit,
erläuterte die verabre-
deten Eckpunkte der
Koalition. Mit der Re-
form werde es statt
sieben Spitzenverbän-
den der gesetzlichen
Krankenversicherun-
gen künftig nur noch
einen Bundesverband

geben. Es ändere sich
somit die Wettbe-

werbssituation, denn
der Fonds werde den
Kassen nur noch das
zur Verfügung stellen,
was im Durchschnitt
verbraucht werde. Bei

wirtschaftlicherem
Handeln könne es im

Ergebnis dann auch
einen Bonus für die
Versicherten geben.
Schwanitz betonte,
dass die neue Fonds-
gestaltung im Interes-

se Ostdeutschlands
liege, da es zu einem
100%igen Ausgleich
der Kassen unterei-
nander komme. Rai-
ner Striebel, Ge-
schäftsführer der 
AOK Sachsen, erläu-
terte, dass sich der 
gegenwärtige Leis-
tungskatalog der Kas-
sen nicht mehr gravie-
rend zurückfahren 
ließe. Aber ein unver-
änderter Leistungska-
talog werde aufgrund
weniger Beitragszah-
ler zukünftig zwangs-
läufig zu steigenden
Beiträgen führen. 

P O D I U M S G E S P R Ä C H  D E R  F E S  I N  L E I P Z I G  Ü B E R  D I E  G E S U N D H E I T S R E F O R M

Zwischen Planwirtschaft und freiem Markt 

Erläuterte in Leipzig die geplante Gesundheitsreform: Staatssekretär Rolf
Schwanitz (Foto: Waldeck).

„Die finanzpolitische Situation in Thüringen: Eine Un-
tersuchung vor dem Hintergrund der demografischen
Veränderungen und der Rückführung der Osttrans-
fers“; eine Studie des Dresdener Finanzwissenschaft-

lers Prof. Dr. Helmut Seitz im Auftrag des FES-Lan-
desbüros Thüringen

Im Volltext unter: www.fes-thueringen.de 

Der Reformvorschlag des Sachverständigenrats zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung (SVR) für die Reform des ALG II stand im Mittel-
punkt einer Diskussionsrunde des FES-Managerkrei-
ses am 15. November mit Rudolf Anzinger, Staatssek-
retär im Bundesarbeitsministerium, Professor Bert
Rürup, Vorsitzender des Sachverständigenrates, Kay
Senius, Bundesagentur für Arbeit und Rainer Wend,
Vorsitzender des Bundestagsausschusses für Wirt-
schaft und Arbeit, und Florian Gerster, Staatsminis-
ter a.D. In der Diskussion wurde anerkannt, dass das
Konzept des SVR prinzipiell geeignet sei, den harten
Kern der Arbeitslosigkeit abzuschmelzen. Uneinig-
keit bestand hinsichtlich der Einführung von Mindest-
löhnen. Eine Zustimmung wurde von der Bedingung
abhängig gemacht, dass sie auf ältere Arbeitnehmer
und Jugendliche begrenzt und Branchenausnahmen
zugelassen würden.

Mindestlöhne nicht ohne Bedingungen
Zukunftsorientierte Finanzpolitik für Sachsen-Anhalt
war im Oktober in Halle das Thema einer Veranstal-
tung des Managerkreises Ost mit Jens Bullerjahn, Fi-
nanzminister des Landes Sachsen-Anhalt, und Tho-
mas Mirow, Staatssekretär im Bundesministerium
der Finanzen.
Bullerjahn machte die schwierige finanzielle Situati-
on Sachsen-Anhalts deutlich: Bei einem Haushaltsvo-
lumen von 10 Mrd. Euro hat das Land 20 Mrd. Euro
Schulden. Die Konsequenz daraus, so Bullerjahn,
könne nur sein, in Zukunft mit weniger Geld größere
Effekte zu erzielen. Die Investitionen würden in Zu-
kunft grundsätzlich sinken, Schwerpunkte lägen bei
den Bildungsausgaben. Thomas Mirow erläuterte das
Förderkonzept des Bundes für den Aufbau Ost, des-
sen Instrumentarium auf Effektivität und Effizienz ge-
prüft werden müsse. 

Größere Effekte mit weniger Geld 



Die erste Messe rund
um das Thema Mitbe-
stimmung fand vom
12. bis 14. Oktober in
Bremen statt - die
„dieMit“. Durchge-
führt von der Arbeit-
nehmerkammer Bre-
men, unterstützt von
DGB, Einzelgewerk-
schaften und der
Hans-Böckler-Stiftung
bot sie Information
und Beratung, Aus-
tausch und Orientie-
rung an. Angespro-
chen waren Betriebs-
und Personalräte,
Sprecherausschüsse,

Vertrauensleute der
Schwerbehinderten,
Jugend- und Auszubil-

dendenvertreter, ge-
werkschaftliche Ver-
trauensleute, Frauen-

beauftragte, Mitarbei-
tervertretungen, Ar-
beitnehmervertreter

in Aufsichtsräten, Ar-
beitsschutzbeauftrag-
te, Datenschutzbeauf-

tragte, Gewerkschafts-
sekretäre und Arbeits-
direktoren.
Die FES beteiligte sich
an der dieMit durch
einen Informations-
stand, an dem den
Messebesuchern die
gewerkschafts- und
arbeitnehmerbezoge-
ne Arbeit sowie die
Ausbildungsprogram-
me für Führungs- und
Führungsnachwuchs-
kräfte gesellschaftspo-
litischer Organisatio-
nen präsentiert wur-
den. 
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I N F O R M A T I O N S A N G E B O T  I N  B R E M E N

Alles über Mitbestimmung 

Am Infostand der FES: Bremens Bürgermeister Jens Böhrnsen, Helmut
Weber, FES, Margret Mönig-Raane, stellv. Verdi-Vorsitzende und der
DGB-Vorsitzende Michael Sommer. (Foto: St. Dehne)

„Es war eine schwere
Geburt“, charakteri-
sierte Ingrid Schmidt,
Präsidentin des Bun-
desarbeitsgerichts,
den Entstehungspro-
zess des Allgemeinen
Gleichstellungsgeset-
zes, auch Anti-Diskri-
minierungsgesetz ge-
nannt. Das Erfurter
Forum für Arbeits-
und Sozialrecht hatte
zu einer Tagung über
die arbeitsrechtlichen
Auswirkungen der Re-
gelungen, die gleich-
zeitig die Umsetzung
einer EU-Richtlinie
sind, geladen. Rechts-
experten erläuterten

das Gesetz und konn-
ten vielfache Beden-
ken ausräumen, die
sich an seine Auswir-
kungen knüpfen.
Bedenken kamen vor
allem aus dem Arbeit-
geberlager: Man er-
warte eine Flut von
Einschränkungen der
Auswahl geeigneter
Bewerber auf eine
freie Stelle, da ver-
schiedene Auswahlkri-
terien als Diskriminie-
rung ausgelegt werden
könnten. Eine Welle
von Prozessen könnte
die Folge sein. Die Ex-
perten gestanden ein,
dass die Rechtspre-

chung Klarstellungen
schaffen und Unter-
scheidungen zwischen
tatsächlichen und vor-
geschobenen Diskrimi-
nierungen möglich
machen müsse. Es sei
aber auch für die Inte-
ressenvertretungen
der Arbeitgeber und
der Arbeitnehmer not-
wendig, ihren Mitglie-
dern Handreichungen
zu geben, wie sie ohne
bürokratischen Auf-
wand die Regelungen
des Gesetzes anwen-
den und Klagen ver-
hindern könnten. Bei
der Podiumsdiskussion
zeigte sich aber, dass

insbesondere beim
Vertreter des Behin-
dertenverbandes noch
erhebliche Zweifel be-
standen, ob das Gesetz
Diskriminierung ver-
hindern könne.
Die Tagung war die
zweite des Erfurter
Forums für Arbeits-
und Sozialrecht, bei
dem die FES in Zu-
sammenarbeit mit
Richtern des Bundes-
arbeitsgerichts einen
ständigen rechtspoliti-
schen Dialog zwischen
Juristen und Prakti-
kern am Gerichts-
standort Erfurt orga-
nisiert. 

R E C H T S P O L I T I S C H E S  F O R U M  Z U M  A L L G E M E I N E N  G L E I C H B E H A N D L U N G S G E S E T Z

Diskriminierung verhindern
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D E R  L A N G E  W E G  Z U  G L E I C H E N  C H A N C E N  V O N  F R A U E N  I N  D E R  P R I V A T W I R T S C H A F T

Gleich am Ziel?

Es scheint sich etwas
zu tun für die Gleich-
stellung von Frauen
und Männern in der
Privatwirtschaft: Im
Februar 2006 wurde
die zweite Bilanz der
2001 geschlossenen
freiwilligen Vereinba-
rung zwischen Bun-
desregierung und Spit-
zenverbänden zur
Chancengleichheit in
der Privatwirtschaft
vorgelegt, im August
trat nach einiger Ver-
zögerung das Allge-
meine Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) in
Kraft. Sind wir also
„Gleich am Ziel?“,
fragte eine Konferenz
des FES-Forums Poli-
tik und Gesellschaft
und des DGB am 11.
September in Berlin.
„Keinen Grund zum
Jubeln“, sah Dr. Chris-

tine Bergmann, Vor-
standsmitglied der
FES, angesichts der
sich weiter öffnenden
Einkommensschere
zwischen Männern
und Frauen und der
Abdrängung vieler
Frauen in den Niedrig-
lohnsektor. Die ehema-
lige Frauenministerin
diagnostizierte in Sa-
chen Chancengleich-
heit eine „verbale Of-
fenheit bei weitgehen-
der Verhaltensstarre“.
Was also tun? Eva Ma-
ria Welskop-Deffaa,
Leiterin der Abteilung
Gleichstellung im Bun-
desministerium für Fa-
milie, Senioren, Frau-
en und Jugend, setzte
für weitere Fortschrit-
te auf den Ausbau und
die forcierte Umset-
zung der freiwilligen
Vereinbarung. Ingrid

Sehrbrock, stellvertre-
tende DGB-Bundesvor-
sitzende, und Claudia
Menne, Leiterin der
Abteilung Gleichstel-
lung beim DGB, unter-
strichen hingegen un-
ter Verweis auf die Er-
fahrungen aus dem
öffentlichen Dienst,
dass der dringend not-
wendige Verhaltens-
wandel auch in der
Privatwirtschaft nur
durch ein Gleichstel-
lungsgesetz erreicht
werden könne. Kann
das Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz die
Erwartungen an ein
Gleichstellungsgesetz
erfüllen? Christel
Humme, frauenpoliti-
sche Sprecherin der
SPD-Bundestagsfrakti-
on, bezeichnete das
AGG als „Symbol für
die Frauen“. Gleich am

Ziel, das sind Frauen
auch mit dem AGG
noch lange nicht. Die
Mehrheit der Teilneh-
merinnen jedenfalls

forderte weiterhin ein
Gleichstellungsgesetz
für die Privatwirtschaft.

zu den Ergebnissen der Ta-
gung unter www.fes.de/fo-
rumpug

A U D I O B E I T R A G

F ES + + + TELEGRAMM

+ + + Von den sieben Arbeitsgruppen, die der FES-
Managerkreis zur Zeit als feste Einrichtungen etab-
liert, hat sich als erste die AG „Gesundheitspolitik,
soziale Sicherungssysteme“Ende November konsti-
tuiert. Ihr Vorsitzender ist Prof. Heik Afheldt, Stellver-
treter sind Christiane Krajewski, Ministerin und Se-
natorin a. D., und Florian Gerster, Staatsminister a.D..
Die erste Sitzung wurde verbunden mit einem Hinter-
grundgespräch mit Staatssekretär Klaus Theo Schrö-
der über den Stand der Gesundheitsreform. Es wur-
de die Frage aufgeworfen, warum es der Regierung
nicht gelungen sei, die Argumente für ihr Reformkon-
zept mit mehr Überzeugungskraft zu präsentieren.

Schröder führte dies auf das Zusammenspiel des In-
teresses der Lobby und der Medien an aufgebausch-
ter Berichterstattung zurück. + + +

+ + + Die neue sächsische Staatsministerin für Wis-
senschaft und Kunst, Eva Maria Stange, hatte Anfang
Oktober beim Managerkreis Ost in Dresden einen ih-
rer ersten öffentlichen Auftritte. Sie betonte, sie wol-
le sich dafür einsetzen, dass demografisch bedingte
Einsparungen in den kommenden Jahren in den
Hochschulen für eine Verbesserung der Lehre genutzt
werden und die Attraktivität sächsischer Hochschu-
len steigt. + + +

Führt das neue Gleich-
behandlungsgesetz
auch zu einer Gleich-
stellung der Frauen in
der Privatwirtschaft?
(Foto: Publix)
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Geschlechtergerechte Haushaltspolitik

In der Politik ist nichts
geschlechtsneutral –
das gilt auch für die
Finanz- und Haus-
haltspolitik. Solange
die Lebensweisen und
gesellschaftlichen Rol-
len von Männern und
Frauen sich noch so
stark unterscheiden,
wie sie es gegenwärtig
tun, wirken Budget-
entscheidungen nicht
in gleicher Weise auf
die Geschlechter. Dem
Ansatz des Gender
Budgeting liegt die An-
nahme zugrunde, dass
die Verbesserung der
Geschlechtergerechtig-
keit an eine verstärkte
Transparenz und Effi-
zienz in der Haushalts-

politik gekoppelt ist. 
Über die Perspektiven
einer konsequenten
Umsetzung der Gen-
der-Budgeting-Stratgie
in Deutschland wurde
im November im Rah-
men einer Konferenz

des Forums Politik und
Gesellschaft diskutiert.

Bundesfinanzminister
Peer Steinbrück beton-
te, dass sichergestellt
werden müsse, die zur
Verfügung stehenden
Haushaltsmittel im
Sinne der Gleichstel-
lung optimal einzuset-

zen. Prof. Dr. Christine
Färber, Autorin einer

Machbarkeitsstudie
zur Umsetzung des
Gender Budgeting, un-
terstrich, dass dessen
Erfolg maßgeblich da-
von abhänge, dass es
als Querschnittsaufga-
be sowohl ressortüber-
greifend als auch auf
den verschiedenen
Ebenen des Staatsap-
parates konsequent
verwirklicht werde.
Die Vertreterinnen und
Vertreter verschiede-
ner Ministerien berich-
teten in der Podiums-
diskussion von etlichen
positiven Veränderun-
gen, die durch das
Gender Budgeting be-
reits angestoßen wor-
den sind.
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Die Gleichstellung, ins-
besondere auf dem Ar-
beitsmarkt, ist ein al-
tes Thema in Europa:
1957 wurde mit dem
Grundsatz des glei-
chen Lohns für gleiche
Arbeit die erste Richt-
linie verabschiedet.
Doch 50 Jahre später
existieren in den EU-
Mitgliedstaaten noch
immer zum Teil gra-
vierende Ungleichhei-
ten zwischen den Ge-
schlechtern. „Mehr

Gleichstellung für ein
stärkeres Europa“
überschrieb deshalb
das FES-Forum Politik
und Gesellschaft eine
internationale Tagung
am 30. Oktober. Die
EU sei zwar in der
Vergangenheit ein
wichtiger Motor für
die Gleichstellung
gewesen, aber mittler-
weile werde es schwie-
riger entsprechende
Richtlinien durchzu-
setzen beklagte Lissy

Gröner, Sprecherin für
die Fraktion der Sozi-
aldemokratischen Par-
tei Europas im Aus-
schuss für die Rechte
der Frau und die
Gleichstellung der Ge-
schlechter. Der von der
EU-Kommission ver-
abschiedete Fahrplan
für die Gleichstellung
(2006-2010) müsse ein
Transrapid und kein
Bummelzug sein, for-
derte sie. Ein Länder-
vergleich zur nationa-

len Umsetzung euro-
päischer Vorgaben be-
stätigte wieder einmal,
dass die nordischen
Länder die Nase vorn
haben: In Dänemark
ist mit einer Frauen-
Beschäftigungsquote
von 85% das Ziel der
EU längst erfüllt. Aber
Prof. Dr. Sjorup, Gene-
raldirektorin des Däni-
schen Forschungszent-
rums zur Gleichstel-
lung der Geschlechter,
goss Wasser in den

Gast beim Forum Politik und Gesellschaft in Berlin: Bundesfinanzminister
Peer Steinbrück

B I L A N Z  D E R  G E S C H L E C H T E R G L E I C H S T E L L U N G  I N  E U R O PA

Bummelzug oder Transrapid?
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Wein: auch in Däne-
mark gibt es wenig
Frauen in Führungs-
positionen, eine Lücke
in der Bezahlung so-
wie eine ungleiche
Aufteilung bei den Er-
ziehungszeiten und
den familiären Pflich-
ten. In Deutschland
sieht Prof. Dr. Berg-
hahn von der FU Ber-
lin die Erwerbsinteg-
ration von Frauen
eher behindert und
das männliche Ernäh-

rermodell durch die
Arbeitsmarktreformen
verfestigt. Die Teilneh-
merinnen formulierten

ihre Erwartungen an
die deutsche EU-Präsi-
dentschaft. So sieht Dr.
Angelica Schwall-Dü-

ren, MdB, sowohl in
der europäischen Ver-
fassung als auch in der
Lissabonstrategie
wichtige Instrumente
für die Gleichstellungs-
politik. Kajo Wasser-
hövel, Staatssekretär
im Bundesministerium
für Arbeit und Sozia-
les, versprach die An-
regungen der Tagung
bei der Schwerpunkt-
setzung für die EU-
Präsidentschaft zu be-
rücksichtigen.

Formulierte Erwartungen an die EU: die Europaabgeordnete Lissy Gröne
(Foto: Liebe)

T A G U N G E N  Ü B E R  D I E  S I T U A T I O N  B E N A C H T E I L I G T E R  K I N D E R  U N D  J U G E N D L I C H E R

Keine Chancen verschenken
„Fällt unsere Gesell-
schaft auseinander
oder hat sie stärkere
Bindekräfte als wir
vermuten?“: Diese
Frage zog sich wie ein
roter Faden durch die
Auftaktveranstaltung
des neuen Projektes
„Gesellschaftliche In-
tegration“, das im Fo-
rum Berlin der FES
angesiedelt ist. Anlie-
gen dieser Konferenz
war es, zu diskutieren
wo „verschenkte Chan-
cen“, „vernachlässigte
Potentiale“ und „verlo-
rene Bindungen“ in
der Gesellschaft zu fin-
den sind und in wel-
chen Bereichen die 
Gefahr besteht, dass
bestimmte Personen-
gruppen „auf der Stre-

cke bleiben“. Als be-
sonders gefährdete
Zielgruppen arbeitete
Jörg Tauss, bildungs-
und forschungspoliti-
scher Sprecher der
SPD-Bundestagsfrakti-
on, u.a. die Gruppe der
bildungsfernen Ju-
gendlichen mit gerin-
ger Qualifikation he-
raus – mit und ohne
Migrationshinter-
grund. Die frühe indi-
viduelle Förderung
dieser Personengrup-
pen sei unabdingbare
Voraussetzung für eine
nachhaltige Integrati-
on, konstatierte Prof.
Helsper, Bildungsfor-
scher an der Universi-
tät in Halle. Heinrich
Tiemann, Staatssekre-
tär im Bundesarbeits-

ministerium, betonte
die Notwendigkeit, 
gerade Jugendliche
mit geringer Qualifika-
tion verstärkt in den
Arbeitsmarkt zu integ-
rieren. 
Eine weitere Tagung
des FES-Forums Politik
und Gesellschaft wid-
mete sich am 13. No-
vember in Berlin der
Situation von Kindern
und Jugendlichen aus
benachteiligten Famili-
en. Für die Zukunfts-
chancen von Kindern
ist es mittlerweile we-
sentlich relevanter, in
welchem Haushalt sie
aufgewachsen sind, als
noch vor 20 Jahren,
beschrieb Dr. Peter
Krause vom Deutschen
Institut für Wirt-
schaftsforschung die
Lage. „Jedes Kind hat
Anspruch auf die best-

mögliche Förderung“,
betonte die stellvertre-
tende SPD-Vorsitzende
Bärbel Dieckmann. Sie
sprach sich für ein ko-
ordiniertes Handeln
von Bund, Ländern
und Kommunen beim
Ausbau von Ganztags-
schulen und Kinder-
gärten und der Schaf-
fung von mehr Ausbil-
dungsplätzen aus. Die
Einführung des Eltern-
gelds ab Januar 2007
und die steuerliche Ab-
setzbarkeit von Kin-
derbetreuungsplätzen
sind für Dieckmann
wichtige Schritte in die
richtige Richtung. 
Die ehemalige Bundes-
familienministerin Re-
nate Schmidt betonte
die Bedeutung der Fa-
milie für das geglückte
Aufwachsen von Kin-
dern.

Diskutierten Zukunfts-
chancen von Kindern:
(v.l.) Bärbel Dieckmann,
Moderatorin Tissy Bruns
und Renate Schmidt.
(Foto:Liebe)
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Die Präsentation der
neuen FES-Publikation
„Auf Augenhöhe – In-
tegration zum kommu-
nalen Thema machen“
veranschaulichte ein-
zelne Projekte und
Maßnahmen, die in
Kommunen bereits er-
folgreich durchgeführt
wurden und modell-
haft für andere Städte
stehen können. Im
Mittelpunkt der Publi-
kation steht die Integ-
ration von Kindern
und Jugendlichen. Be-
sonders sie waren auf
der Veranstaltung auf-
gefordert, den ande-
ren Teilnehmern ihre
Sicht der Dinge zu
schildern. Mitglieder
des Jugendstadtrats
Solingen, der laut Sat-
zung zur Hälfte nicht-
deutsch besetzt ist, er-
klärten, weshalb es
wichtig ist, Jugendli-
che am Geschehen in
der eigenen Stadt teil-
haben zu lassen. Ju-
gendstadträtin Sarah
Yeter: „Wir sind kein
Alibi-Jugendstadtrat,
der einfach nur
hübsch aussieht, aber

sonst nichts machen
darf. Wir werden aktiv
von Politik, Presse und

Bürgern unterstützt.
Das motiviert uns und
wir können wirklich
etwas für die Solinger
Jugend tun.“
Das Boxprojekt des 
Jugendzentrums 
Nordend in Offen-
bach/Main nahm eben-
falls an der Tagung
teil. Die Diskussion
zum Thema „Ich habe
ein Riesenpotenzial! –
Warum Jugendlichen
mit Migrationshinter-
grund der Rücken ge-
stärkt werden muss“
verlief hitzig und kont-
rovers. So machte der
21-jährige Zijad, der
durch das Boxprojekt

vom „bekennenden
Straßenschläger und
Schulschwänzer“ zum

wissensbegeisterten
Abiturienten und Hes-
senmeister im Schwer-
gewicht wurde, im Ge-
spräch mit Pädagogen,
Politikern und Vertre-
tern von Kommunen
klar: „Man redet im-
mer über uns Jugend-
liche, unser Leben, un-
sere Erziehung. Ich
aber weiß besser, wo
ich herkomme, wo die
Probleme sind. Da
reicht es einfach nicht,
was Wissenschaftli-
ches und Theoreti-
sches zu machen. Wa-
rum bezieht man uns
Jugendliche nicht stär-
ker ein?“

Neben einer Comedy-
Vorstellung, interakti-
ven Panels und Beiträ-
gen von der Bundes-
tagsabgeordneten Dr.
Lale Akgün, der Mig-
rationsforscher Prof.
Ursula Boos-Nünning
und Prof. Dietrich
Thränhardt und der
Moderatorin Minh-
Khai Phan-Thi mach-
ten weitere Jugendli-
che großes Theater:
das People’s Theater
e.V. aus Offenbach.
Das Theater stellt Sze-
nen interkultureller
Konflikte dar und for-
dert das Publikum auf,
Lösungen dafür zu fin-
den. Schauspieler Er-
fan weiß, dass es nicht
bloß um unterschiedli-
che Nationalitäten und
Lebensweisen geht:
„Es geht in unseren
Stücken um die Aner-
kennung eines Men-
schen, der nicht so ist
wie ich. Anerkennung
ist das Zauberwort.“ 

Publikation und Fachtagung
zu Integration auf 

kommunaler Ebene 
Anerkennung ist das 
Zauberwort

I N T E G R A T I O N  I S T  M E H R  A L S  D U L D U N G oder einseitige Anpassung, sondern
bedeutet konkrete Beziehungsarbeit von Mensch zu Mensch. Darüber waren sich die
Vertreter aus Politik, Kommunen, Wissenschaft, Vereinen, Verbänden, Bildung, Erzie-
hung und Medien während der Bonner Fachtagung „Auf Augenhöhe – Wie Integration
vor Ort gelingt“ der KommunalAkademie im September einig. 

V. l.: Projektleiterin Homaira Mansury, Bundestagsabgeordnete Dr. Lale
Akgün und KommunalAkademie-Leiter Wolfgang Gisevius 
(Foto: Zensen)

„Auf Augenhöhe – Wie Integ-
ration vor Ort gelingt“
www.fes-integration.de

N E U E R  R E A D E R
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F A C H K O N F E R E N Z  Z U R  A R B E I T S M A R K T I N T E G R A T I O N  V O N  M I G R A N T E N

Benachteiligungen abbauen

Menschen mit Migrati-
onshintergrund sind
nach wie vor auf dem
deutschen Arbeits-
markt benachteiligt.
Ihre Arbeitslosenquote
ist rund doppelt so
hoch wie der Durch-
schnitt. Sie befinden
sich überproportional
in prekären Beschäfti-
gungsverhältnissen
und auch bei der Su-
che nach Ausbildungs-

verhältnissen sind Ju-
gendliche mit Migrati-
onshintergrund selte-
ner erfolgreich. Mit
dem Thema beschäf-
tigte sich deshalb eine
gemeinsame Fachkon-
ferenz des FES-Ge-
sprächskreises Migra-
tion und Integration
und des Bereiches
Migration und Qualifi-
zierung beim DGB-Bil-
dungswerk am 20. Ok-

tober in Berlin. Volker
Roßocha, Leiter des
Bereichs Migrations-
und Antirassismuspo-
litik beim DGB-Bun-
desvorstand, wies da-
rauf hin, dass auslän-
dische Staatsan-
gehörige in qualifizie-
renden Maßnahmen
der Bundesagentur für
Arbeit unterrepräsen-
tiert seien. Die Be-
nachteiligung von aus-

ländischen Jugendli-
chen sei nicht allein
auf unzureichende
Sprachkenntnisse und
Qualifikationsdefizite
zurückzuführen. Un-
tersuchungen zeigten,
dass sie selbst bei glei-
chen Schulabschlüs-
sen wesentlich selte-
ner eine duale Ausbil-
dung beginnen als die
Vergleichsgruppe. 

Es ist gar nicht genau
bekannt, wie viele
Muslime im Alter von
14 bis 25 Jahren in
Deutschland leben.
Grobe Schätzungen
gehen von rd. 800.000
aus. Was denken Sie,
wie religiös sind sie,
welche politischen Ori-
entierungen haben sie,
wie sieht ihr Alltagsle-
ben aus? Wie stehen
sie zu muslimischen
Organisationen? Das
waren einige der Fra-
gen, die mit Experten
und zahlreichen Gäs-
ten während einer
Veranstaltung der Poli-
tischen Akademie/In-
terkultureller Dialog in
Berlin diskutiert wur-
den. 
Wie differenziert sich
muslimische Jugend in

Deutschland darstellt,
dokumentierten ein-
drucksvoll vier Film-
porträts. Hier reichte

die Bandbreite von sä-
kular orientierten Ju-
gendlichen bis zu
streng religiösen. Was
wollen junge Muslime?
Die Antwort ist sehr
klar: Sie wollen ernst
genommen werden
und sich einen Platz in

der Gesellschaft er-
obern. Dabei stoßen
sie auf Hindernisse
und die sind nicht nur

in den Versäumnissen
der Integrationspolitik
der „Mehrheitsgesell-
schaft“ zu suchen.
Ungeklärt blieben in
der Veranstaltung die
politischen Orientie-
rungen von muslimi-
schen Organisationen.

Welche Grundwerte
und Gesellschaftsideale
vertreten sie in der
Spannung zwischen
fundamentalen Verfas-
sungsprinzipien rechts-
staatlicher Demokratie
und einem „Scharia“-
konformen Leben als
fromme Muslime? Was
vermitteln sie den Ju-
gendlichen, die sie er-
reichen? Die Diskussi-
on darüber war kont-
rovers und zeitweise
heftig erregt. Doch ge-
nau so muss miteinan-
der gestritten werden.
Zum „Dialog“ gibt es
keine Alternative. Seit
1999 führt die FES den
„Dialog mit dem Is-
lam“, mit bisher ca.
20.000 Teilnehmern in
über 180 Veranstaltun-
gen.

D E U T S C H L A N D S  M U S L I M I S C H E  J U G E N D  A U F  D E R  S U C H E  N A C H  I D E N T I T Ä T  

Was glaubst du?

Kontrovers und lebhaft: muslimische Jugendliche diskutierten über den
Glauben und die Gesellschaft (Foto: Liebe).
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Unter welchen Voraus-
setzungen kann die In-
tegration von jugendli-
chen Migrant/innen
gelingen? Diese Frage
stand im Mittelpunkt
des achten Open Space
in der Reihe „Jugend
im gewaltfreien
Raum“, den das FES-
Forum Politik und Ge-
sellschaft und die Lan-
deskommission Berlin
gegen Gewalt im Sep-
tember organisierten.
Ein besonderer Höhe-
punkt war die Auffüh-
rung des Theater-
stücks „Vom Wegge-
hen und Ankommen“.

Gemeinsam mit Ju-
gendlichen aus dem
Freizeitzentrum des
Nachbarschaftsheimes
Schöneberg zeigte die
Theatergruppe „Ost-
Schwung“ darin eige-

ne Erfahrungen mit
Flucht, Vertreibung,
Migration und Heimat
auf. Im ungezwunge-
nen Rahmen des Open
Space diskutierten die
über 200 Teilneh-

mer/innen viele Ideen,
wie das gegenseitige
Verständnis und die
Toleranz gestärkt wer-
den könnten. Bei vie-
len Jugendlichen seien
Vorurteile gegen ande-
re Kulturen bereits ge-
festigt, berichteten
Schüler/innen und
Lehrer/innen. Daher
müsse Offenheit und
interkulturelle Kompe-
tenz bereits im Kinder-
garten vermittelt wer-
den.

Armut hat viele Gesichter und diese Gesichter werden
immer jünger. In Deutschland leben etwa zehn Pro-
zent aller Kinder in Armut. Auf zwei FES-Veranstal-
tungen in Hamburg und Bremen wurde das Problem
der steigenden Kinderarmut in Deutschland disku-
tiert. „Kinder werden in Deutschland verwöhnt und
vernachlässigt. Sie sind uns wichtig, haben aber keine
Priorität“, umschrieb UNICEF-Präsidentin Heide Si-
monis am 5. Oktober in Hamburg die Zerrissenheit zu
dieser Frage. „Wir brauchen den Kinderschutz als

Staatsziel“, betonte Heinz Hilgers, Präsident des Deut-
schen Kinderschutzbundes, seine Forderung auf dem
Bremer Dialog der FES am 29. November. Die soziale
Aufspaltung der Gesellschaft in „arm“ und „wohlha-
bend“ werde immer dramatischer, konstatiert auch
Bremens Bürgermeister Jens Böhrnsen (SPD). Bre-
men weise im EU-Vergleich ein sehr hohes Durch-
schnittseinkommen und eine große Millionärsdichte
auf, während für immer mehr Menschen Armut „Aus-
schluss aus dem gesellschaftlichen Leben“ bedeute.

Kinderschutz als Staatsziel? 

O P E N  S PA C E  Z U R  S I T U A T I O N  V O N  J U G E N D L I C H E N  M I G R A N T E N

Vorurteile frühzeitig abbauen

www.fes.de/forumpug 

M E H R  Z U M  T H E M A

In spielerischer Form wurden auch generationenübergreifend die Proble-
me der Integration dargestellt.

Politik braucht klare Orientierung. Nur wer die Zie-
le seines Handelns klar benennen und begründen
kann, wird auch andere überzeugen. Dieser Grund-
idee ist die Akademie für Soziale Demokratie ver-
pflichtet, die seit Juli 2006 in der Politischen Akade-
mie aufgebaut wird. In sieben aufeinander abge-
stimmten Seminarmodulen wird ab nächstem Jahr
die Frage diskutiert, was Soziale Demokratie im 21.
Jahrhundert bedeutet und wie sich die Grundwerte

der Sozialen Demokratie in den einzelnen Politikfel-
dern auswirken. 
Ab Januar 2007 ist auch die Webpage der Akademie
für Soziale Demokratie online: 
www.fes-soziale-demokratie.de.  

Neue Akademie für Soziale Demokratie
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Kitas und Schulen können und sollten zentrale Orte
der Integration sein. Tatsächlich existieren aber noch
zahlreiche Hindernisse in der Kommunikation und es
kommt zu kulturellen Missverständnissen. Welche
Veränderungen hier notwendig sind, war Thema des
Fachgesprächs „Migranten-Eltern in Schulen und Ki-
tas – Draußen vor der Tür?“, das der FES-Arbeitsbe-
reich BerlinPolitik in der Franz-Schubert-Grundschu-
le in Berlin-Neukölln veranstaltete. In dem Gespräch

mit Vertreter/innen aus Kita, Schule und Stadtentwick-
lung wurde deutlich, dass Eltern mit Migrationshinter-
grund noch immer Erfahrungen von Ausgrenzung und
Diskriminierung machen. Gefordert wurde mehr Ver-
ständnis für die von ihnen erwarteten Anpassungsleis-
tungen. Und gefragt sind Vermittler und „Türöffner“ –
interkulturelle Moderatoren, die beide Sprachen spre-
chen und Missverständnisse beseitigen können. 

Zu einer Diskussion über frühkindliche Bildung lud en
das FES-Landesbüro Thüringen und der Thüringer
Landeselternverband Kindertagesstätten (TLEVK) am
14. November nach Gotha ein. Im Mittelpunkt stand
eine Initiative der Landesregierung, die die frühkind-
liche Bildung stärker in die Verantwortung der Fami-
lie rücken will. Im Rahmen dieser sogenannten „Fa-
milienoffensive“ können Eltern wählen, ob sie ihr Kind
an einer Kindertagesstätte anmelden oder stattdes-
sen  150 Euro pro Monat erhalten wollen, über die sie
frei verfügen können. Dieser Plan stößt auf heftige Kri-
tik von Opposition und Elternverbänden, die befürch-

ten, dass diese „Familienoffensive“ zu Lasten der Kin-
der und Kindertagesstätten gehe. Während der Ver-
anstaltung verwies Prof. Roland Merten, Soziologe der
Universität Jena, auf die Kinderarmut in Thüringen:
Rund 30% der Kinder leben von ALG II, durchschnitt-
lich stehen ca.  2,20 Euro pro Tag für Lebensmittel zur
Verfügung. Vor diesem Hintergrund sei zu erwarten,
dass Eltern auf eine Kinderbetreuung verzichten und
die  150 Euro stattdessen etwa in Lebensmittel inves-
tieren. Ein Verhalten, das Prof. Merten zwar als „ra-
tional“ bezeichnete, durch das sich aber die Gefahr ei-
ner mangelnden frühkindlichen Bildung erhöhe. 

Familie oder Staat? - Veranstaltung des FES-Landesbüros Thüringen

FES + + + TELEGRAMM
+ + + Ein Gutachten zur beruflichen Bildung in
Deutschland stellte dessen Autor Prof. Dr. Martin
Baethge im Rahmen einer Podiumsveranstaltung des
Netzwerks Bildung der FES Mitte Oktober in Berlin
vor. Zentrale Fragen der Plenumsdiskussionen be-
handelten die Rolle des dualen Ausbildungssystems
und des in den vergangenen Jahren massiv ange-
wachsenen Übergangssystems. Diskutiert wurde u.a.
die Einführung dualer Fachhochschulausbildungen
als neues Element öffentlicher Abschlüsse. Die Schaf-
fung eines Europäischen Qualifikationsrahmens wird
von der Mehrheit der Netzwerk-Mitglieder als He-
rausforderung für eine teilweise Neuorganisation des
deutschen Berufsbildungssystems gesehen. + + +

+ + +  Wie es gelingen kann, die Kommunen im Sin-
ne einer aktiven Bürgergesellschaft zu stärken, dis-
kutierten Mitte November im traditionsreichen Berli-
ner Grips-Theater Dr. Ulrich Maly, OB von Nürnberg,
Dr. Gerhard Langemeyer, OB von Dortmund und Bun-
desvorsitzender der Sozialdemokratischen Gemein-
schaft für Kommunalpolitik, und Dr. Engelbert Lütke-
Daldrup, Staatssekretär im Bundesministerium für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. Maly betonte die
Stärke der europäischen Städte in den Bereichen Kul-
tur, Bildung und Erziehung. Es gelte, die Identifikati-
on der Menschen mit ihrer Stadt zu erhöhen. + + +

+ + +  Ziel einer Tagung mit Hauptschullehrer/in-
nen und Sozialarbeiter/innen, die der Arbeitsbereich
BerlinPolitik zusammen mit der Berliner Senatsver-
waltung für Jugend, Bildung und Sport in der Neuköll-
ner Kepler-Schule organisiert hat, waren Erfahrungs-
austauschund die Etablierung von Netzwerkstruktu-
ren. In Workshops wurden Konzepte zur Elternarbeit,
zur Zusammenarbeit mit außerschulischen Partnern
und zur Umsetzung von Präventionsprogrammen er-
arbeitet.  + + +

+ + + Im vierten und letzten Projektjahr des Modell-
vorhabens Eigenverantwortliche Schule (MES)  hat
sich das Projektteam auf einer Tagung des FES-Ar-
beitsbereiches BerlinPolitik u.a. mit der Frage
beschäftigt, welche Rahmenbedingungen das eigen-
verantwortliche Handeln der Schulen unterstützen
und fördern. Der scheidende Berliner Schulsenator
Klaus Böger betonte noch einmal die Bedeutung von
Eigenverantwortlichkeit im Verhältnis zwischen
Schüler/innen und Lehrer/innen sowie zwischen
Schulen und Verwaltung. + + +

Mehr Türöffner gebraucht
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Auch am „Tag der eh-
renamtlichen Richte-
rinnen und Richter“
am 25. November in
Hamburg werden kei-
ne Gegenstimmen laut,
als Prof. Dr. Heribert
Ostendorf, Leiter der
Forschungsstelle für
Jugendstrafrecht an
der Universität Kiel,
behauptete: „Hier ist
niemand im Saal, der
noch keine Straftat be-
gangen hat.“ Dieser
Tatsache solle man

sich stets bewusst sein,
wenn über Jugend-
strafrecht gesprochen
wird. Sind doch gegen-
wärtig aus Politik und
Öffentlichkeit Forde-
rungen zu hören, die
härtere Strafen für Ju-
gendliche verlangen.
Tatsächlich ist seit
2001 ein deutlicher
Rückgang der Jugend-
kriminalität hinsicht-
lich der Menge der
Straftaten sowie der
Schwere der Delikte zu

verzeichnen, stellte
Ostendorf fest. Studien
belegen, dass repressi-
ve Maßnahmen nicht
der Abschreckung die-
nen, sondern die
Rückfallquote straffäl-
liger Jungendlicher
ansteigen lässt. Sozial-

pädagogische Maß-
nahmen dagegen er-
weisen sich als effek-
tiver. „Das deutsche
Jugendstrafrecht ist
fortschrittlich. Wir
sollten nicht zurück-
gehen“, forderte Os-
tendorf. 

Die Kriminalität in
Deutschland sei nach-
weisbar in den letz-
ten Jahren deutlich
gesunken, doch die 
Öffentlichkeit nehme
dies nicht zur Kennt-
nis, betonte Prof. Dr.
Christian Pfeiffer an-
lässlich einer Podi-
umsveranstaltung 
der FES in Leipzig 
zur „Inneren Sicher-
heit und Kriminalität
in Deutschland zwi-
schen Realität und
Wahrnehmung“ am
16. Oktober. 
Der Direktor des Kri-
minologischen For-
schungsinstituts Nie-
dersachsen präsen-
tierte die Ergebnisse
einer bundesweiten
Studie. Während z.B.

die Bevölkerung in
Sachsen glaube, der
Kfz-Diebstahl nehme
zu, sei dieser aber tat-
sächlich in den letzten
zehn Jahren um bis zu
90 % zurückgegangen.

Zugenommen habe
stattdessen die Aufklä-
rungsquote und damit
einhergehend ein An-
stieg bei der Dauer

und Häufigkeit von
Freiheitsstrafen, der
Zahl der Strafgefange-
nen und den damit
verbundenen Kosten.
Auch die demographi-
sche Entwicklung ha-

be Anteil an der ei-
gentlich positiven 
Entwicklung, die „Ver-
greisung der Gesell-
schaft“ fördere eben

die innere Sicherheit,
so Pfeiffer. Woher aber
kommt die Diskre-
panz? Pfeiffer machte
dafür die Medien mit-
verantwortlich: Krimi-
nalität sei als Ware
entdeckt worden, als
Garant für Quote.
Pfeiffers Ansicht nach
ist das entscheidende
Moment die Wahl der
Informationsquelle.
Denn generell habe
sich die Sendezeit für
die Berichterstattung
eines Sexualmordes
im Fernsehen erhöht -
bei ARD und ZDF ver-
doppelt, im Privatfern-
sehen innerhalb der
letzten zehn Jahre gar
versechsfacht.

I N N E R E  S I C H E R H E I T  U N D  K R I M I N A L I T Ä T  I N  D E U T S C H L A N D

Zwischen Realität und Wahrnehmung

Beklagte die Vermarktung der Kriminalität durch die Medien: 
Prof. Christian Pfeiffer (Foto: Waldek).

T A G  D E R  E H R E N A M T L I C H E N  R I C H T E R I N N E N  U N D  R I C H T E R

Jugendstraftaten gehen zurück

FES + + + TELEGRAMM

+ + + „Überall dort, wo du stehst, kann kein Nazi stehen!“:
Nach diesem Motto fordert Jörg Fischer, Journalist und Buch-
autor immer wieder die Menschen auf, bei rechten Aufmär-
schen als Gegendemonstranten Position zu beziehen. Diese
Strategie empfahl er auch dem Publikum einer vom FES-Lan-
desbüro Stuttgart und dem Verein „Gegen Vergessen – Für
Demokratie“ in Crailsheim veranstalteten Podiumsdiskussi-
on über die rechte Szene in Baden-Württemberg. + + +



Dies ist das Ergebnis
einer bundesweiten
Studie, die im Auftrag
der FES an der Uni-
versität Leipzig von
Prof. Dr. Elmar Bräh-
ler und Dr. Oliver De-
cker erarbeitet wurde.
Am 8. November prä-
sentierten die Autoren
in Berlin die Ergebnis-
se der Studie mit dem
Titel „Vom Rand zur
Mitte. Rechtsextreme
Einstellungen und ihre
Einflussfaktoren in
Deutschland“ und dis-
kutierten sie u.a. mit
SPD-Generalsekretär
Hubertus Heil.
Die Ergebnisse zeigen
sich verfestigende
rechtsextreme Einstel-
lungen in weiten Tei-
len der Bevölkerung.
Ausländerfeindlichkeit
ist dabei am weitesten
verbreitet, 26,7 % der
Deutschen stimmten

ausländerfeindlichen
Aussagen zu. Zuge-
nommen hat der na-
tionale Chauvinismus,
entsprechenden Aus-
sagen stimmen 19,3%
zu. Bei 8,6% der Be-
völkerung kann man
von einem geschlosse-
nen rechtsextremen
Weltbild sprechen. Ge-
nerell sind die Einstel-
lungsunterschiede
zwischen Ost- und
Westdeutschland nicht
besonders groß, aller-
dings zeigten sich bei
der Ausländerfeind-
lichkeit (im Osten hö-
her) und bei Antisemi-
tismus sowie Chauvi-
nismus (im Westen
höher) signifikante
Unterschiede.
Interessant ist die Stu-
die nicht zuletzt durch
ihre Erkenntnisse zu
den Ursachen rechts-
extremer Einstellung:

Erstens begünstigt das
Gefühl politischer Ein-
flusslosigkeit rechtsex-

treme Einstellungen
stärker als das Gefühl
wirtschaftlicher Be-
nachteiligung. Und
zweitens zeigte sich,
dass gerade ältere
Menschen rechtsex-
trem eingestellt sind.
Da sich die bisherigen
Programme gegen
Rechtsextremismus al-
lerdings weitgehend
ausschließlich an Ju-
gendliche richten, sind
hier neue Strategien
nötig. 
Auch eine weitere
Konferenz in Berlin
widmete sich am 18.
Oktober der Frage, ob
es Unterschiede beim
Rechtsextremismus in
Ost- und Westdeutsch-

land gibt. Empirisch
nachweisbar erwies
sich auch dort, dass

rechtsextreme Einstel-
lungen in Ost und West
ungefähr gleich stark
ausgeprägt sind, wäh-
rend hingegen rechts-
extreme Handlungen
stärker in Ostdeutsch-
land auftreten. Wichti-
ger als die Unterschei-
dung Ost und West sei
bei der Bearbeitung
des Rechtsextremis-
mus die Unterschei-
dung in ländliche und
städtische sowie in
strukturstarke und
strukturschwache Re-
gionen. 
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+ + + Rechtsextremismus und Fremdenfeindlich-
keit sind auch unter Schülerinnen und Schülern weit
verbreitet. Der FES-Arbeitsbereich BerlinPolitik hat-
te Engagierte aus Schulen, Projekten und Ehrenamt
und politische Entscheidungsträger eingeladen, um
die Möglichkeiten und Grenzen von Prävention und
Vorurteilsabbau zu diskutieren. Es herrschte Einig-
keit, dass Vernetzung mit außerschulischen Trägern
und innovative Projektarbeit sowie gegenseitige Mo-
tivation der Schlüssel zum Erfolg gegen Rechtsextre-
mismus seien. Auch die Einbindung der Eltern durch
Sprach- und Mütterkurse müsse noch stärker voran-
getrieben werden. + + +

FES legt Studie zu 
rechtsextremen 

Einstellungen vor 
Vom Rand zur Mitte

R E C H T S E X T R E M E S  G E D A N K E N G U T  findet sich nicht nur am Rand der Gesell-
schaft, sondern auch in deren Mitte, quer durch alle Bevölkerungsschichten, Bundeslän-
der, Generationen und bei den Wählern aller Parteien. 

www.fes.de/rechtsex-
tremismus/inhalt/mat.htm

M E H R  Z U M  T H E M A

An der Präsentation 
der Studie über rechts-
extreme Einstellungen
in Deutschland nahm
auch SPD-Generalsek-
retär Hubertus Heil teil.
(Foto: Liebe)



Der Platz reicht gera-
de aus für die 27 jun-
gen Abgeordneten der
etwas anderen Stadt-
ratssitzung. Mit am
großen Oval sitzt der
Bürgermeister Peter
Wirtz und alle vier
Beigeordneten der
Stadtverwaltung Kö-
nigswinter. Kurz zuvor
wurden in den fiktiven
Fraktionen noch die
Köpfe zusammenge-
steckt und das letzte
Mal das Abstimmungs-
verhalten zu den An-
trägen diskutiert. Nun
werden die Schülerin-
nen und Schüler vom
Veranstalter, dem Fo-

rum Jugend und Poli-
tik der FES, und dann
vom Bürgermeister
begrüßt. 

Die Tagesordnung
sieht zunächst eine
Fragestunde vor. Die
jungen Abgeordneten

der Klasse 10d lesen
ihre Anfragen vor:
„Sehr geehrter Herr
Bürgermeister, sehr

geehrte Damen und
Herren, die Fraktion
möchte wissen, ob...“
Unter den zehn Anfra-

gen sind solche nach
dem schulnahen
Sportplatz oder der
Parkgestaltung. An-
schließend werden die
Anträge debattiert. 
Die Schülerinnen und
Schüler habe sich an
zwei Projekttagen auf
diese Sitzung vorberei-
tet. Zum Programm
gehörte auch der Be-
such einer „echten“
Stadtratssitzung. Dort
lernten sie die Frakti-
onsvorsitzenden ken-
nen, mit denen sie am
nächsten Tag die An-
träge und Anfragen
erarbeitet haben. Die
Themen allerdings
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Aufbruchsignal für Rheinsberg

Die Erfahrung zeigt,
dass rechtsextreme 
Organisationen es über-
all dort sehr schwer
haben, wo engagierte
Demokrat/innen die
Verantwortung für ihr
Gemeinwesen über-
nehmen. Aus diesem
Grund veranstaltete
die FES im Rahmen
des Projekts „Ausei-
nandersetzung mit
dem Rechtsextremis-
mus“ eine Zukunfts-
konferenz im branden-
burgischen Rheins-
berg, das im Frühjahr
2006 von einer Serie

rechtsextremer Ge-
walttaten erschüttert
worden war. 
Eine Zukunftskonfe-
renz ist eine dreitägige
Dialog- und Planungs-
tagung mit Vertretern
möglichst aller Berei-
che des öffentlichen
Lebens. In wechseln-
den Gesprächsrunden
wird die bestehende
Situation analysiert,
werden Zukunftsbilder
entworfen, gemeinsa-
me Ziele erarbeitet
und schließlich Projek-
te vereinbart, um diese
Ziele zu erreichen. 

Unter dem Titel „Wir
in Rheinsberg – für ein
buntes, offenes und
menschliches Mitei-
nander“ trafen sich
vom 17. bis 19. Novem-
ber rund 60 Rheins-
berger Bürger/innen,
die am Ende zehn Pro-
jekte vereinbarten, mit
denen die Bürger/in-
nen den Rechtsextre-
mismus bekämpfen,
das Zusammengehö-
rigkeitsgefühl, die ge-
sellschaftliche Integra-
tion und die politische
Kultur verbessern so-
wie den Tourismus-

standort Rheinsberg
weiterentwickeln wol-
len. „Die Arbeit an der
Zukunft Rheinsbergs
ist natürlich nicht ab-
geschlossen“, betont
Bürgermeister Man-
fred Richter, „aber die
Kreativität, die vielen
guten Ideen und das
Potenzial unserer Bür-
gerinnen und Bürger
machen mir Mut, dass
wir gemeinsam die 
Herausforderungen
durch den Struktur-
wandel und den
Rechtsextremismus
bewältigen werden.“ 

P L A N S P I E L  K O M M U N A L P O L I T I K  J E T Z T  A U C H  B U N D E S W E I T

„...außerdem hat es Spaß gemacht!“

Ganz wie im wirklichen Leben: Die Schülerinnen und Schüler betreiben
das Planspiel Kommunalpolitik mit großem Ernst.
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Angehenden Kommu-
nalpolitiker/innen das
Handwerk zu vermit-
teln, ist Ziel der Kom-
munalAkademie Bay-
ern. Eine Seminarrei-
he, bestehend aus drei
Modulen, wird an drei
Wochenenden in der
Würzburger Akademie
Frankenwarte absol-
viert. Dazu gehört je-
weils ein Kaminge-
spräch mit einem Po-
lit-Profi. Dies war am
ersten Wochenende
Florian Pronold, Vor-
sitzender der bayri-

schen SPD-Landes-
gruppe im Deutschen
Bundestag und stell-
vertretender Vorsit-
zender der Bayern-
SPD. An den weiteren
Tagen werden dann
kommunalpolitische
Inhalte und methodi-
sche Tipps vermittelt. 
17 Teilnehmerinnen
und Teilnehmer nah-
men vom 17. bis 19.
November an dem ers-
ten Seminar teil. Sylvia
Rhau aus Nürnberg
weiß schon ziemlich
genau, wie Kommu-

nalpolitik „funktio-
niert“. Nun möchte sie
lernen, was in keinem
Buch nachgelesen
werden kann: Wie be-
gegne ich den Fachre-
ferenten in meiner
Stadt? Wie gelingt es
mir, als Stadträtin
Mehrheiten für meine
Ideen zu gewinnen?
Spannend für die 31-
Jährige, die für den
Nürnberger Stadtrat
kandidieren möchte,
war vor allem die Dis-
kussion mit dem Sozi-
alreferenten der Stadt

Augsburg, Dr. Konrad
Hummel. Die von ihm
realisierte Idee eines
bürgerschaftlich orga-
nisierten Sorgentele-
fons für Migrant/innen,
durch das diese Hilfe
in ihrer Muttersprache
erhalten, würde sie
gerne in Nürnberg
umsetzen. Das erste
Seminar der Kommu-
nalAkademie Bayern
hat ihr bereits viele
praktische Tipps gege-
ben.

„Die Einführung der
Regionalschule wäre
eine Alternative zur
Schließung vieler
Schulstandorte“, be-
tonte Hans-Ulrich
Pfaffmann, Bildungs-
politischer Sprecher
der SPD-Fraktion im
Bayerischen Landtag
auf einer Forumsver-
anstaltung der Kom-
munalAkademie Bay-
ern am 13. November

in Ensdorf. Die FES
hatte eingeladen, um
über die Auswirkun-
gen des Rückgangs der
Schülerzahlen zu dis-
kutieren. Seit Einfüh-
rung der sechsstufigen
Realschule in Bayern
wurden bisher über
350 Hauptschulen ge-
schlossen. Nach Anga-
ben des bayerischen
Kultusministeriums
werden bis zum Som-

mer 2007 rund weite-
re 300 Teilhauptschu-
len aufgelöst. Hans-Ul-
rich Pfaffmann und
Reinhold Strobl, MdL,
sprachen sich dafür
aus, dieser Entwick-
lung entgegenzutreten.
Damit die Attraktivität
von Gemeinden für
junge Familien nicht
sinke, müsse die
wohnortnahe Schule
erhalten bleiben und

mit sinnvollen pädago-
gischen Konzepten
verknüpft werden. In
der Regionalschule
sollten die Schüler von
der Grundschule bis
zur Mittleren Reife zu-
sammenbleiben. Klaus
Wenzel vom Bayeri-
schen Lehrer- und
Lehrerinnenverband
forderte: „Das drei-
gliedrige System muss
weg.“

suchten sich die Schü-
lerinnen und Schüler
allein und deshalb sind
auch alle hochmoti-
viert dabei. „Ich per-
sönlich habe viel ge-
lernt und außerdem
hat es Spaß gemacht.

Es war toll, soviel über
Kommunalpolitik zu
erfahren“, resümiert
die fünfzehnjährige
Dominika Jankowski.
Das Format des Plan-
spiels Kommunalpoli-
tik wurde im FES-Lan-

desbüro in Dresden
entwickelt. In diesem
Jahr wurde es erst-
mals durch das Forum
Jugend und Politik in
Nordrhein-Westfalen
und das Fritz-Erler-Fo-
rum in Stuttgart in Ba-

den-Württemberg er-
folgreich durchgeführt.
Dort sowie in anderen
Bundesländern wird
das Planspiel Kommu-
nalpolitik 2007 fester
Bestandteil der Politi-
schen Akademie.

D I E  K O M M U N A L A K A D E M I E  B AY E R N

„Wie kann ich als Stadtrat besser mitgestalten?“

K O M M U N A L A K A D E M I E  B AY E R N  D E R  F E S  Ü B E R  D I E  Z U K U N F T  D E R  S C H U L E

Die Schule muss im Dorf bleiben
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Deutsche Universitäten
und Hochschulen kon-
kurrieren längst nicht
mehr nur untereinan-
der, sondern mit Bil-

dungsstätten in aller
Welt. Die Umstellung
der Studiengänge auf
Bachelor- und Master-
abschlüsse soll dabei
noch mehr Transpa-
renz schaffen. Über
den Hochschulstandort
Sachsen im nationalen
und internationalen
Vergleich fand daher
am 17. Oktober eine
Podiumsdiskussion der
FES in Leipzig statt.
Der sächsische Wissen-
schaftsstaatssekretär
Dr. Knut Nevermann

erläuterte die demo-
graphische Entwick-
lung. So werde es 2010
in Deutschland dreißig
Prozent weniger Studi-
enanfänger geben. Die
Berufschancen für zu-
künftige Studentenge-
nerationen dürften da-
her positiver aussehen,
prophezeite Never-
mann. Zur Umstellung
der Studiengänge sagte
die Prorektorin für
Lehre und Studium an
der Universität Leipzig,
Prof. Dr. Charlotte

Schubert, dass bisher
der Wechsel zu einer
anderen Hochschule
innerhalb Deutsch-
lands eher erschwert
wurde. Dies werde nun
leichter, da nach drei
Jahren die Möglichkeit
des Wechsels bestehe.
Unerfreulich seien Dis-
krepanzen zwischen
den einzelnen Bundes-
ländern. Bayern biete
z.B. weniger Studien-
plätze an und könne
demnach mehr in die
Forschung investieren.

Bessere Berufschancen
für künftige Genera-
tionen, sagte der säch-
sische Wissenschafts-
staatssekretär Knut
Nevermann voraus.
(Foto: Waldeck)

Die gute Nachricht: Es gibt mehr Geld für die Studien-
förderung. Das Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) erhöht den Etat für die Begabten-
förderung in den nächsten Jahren erheblich. Bil-
dungsministerin Annette Schavan hat ein klares Ziel
ausgegeben: Ein Prozent aller Studenten/innen soll
künftig mit einem Stipendium studieren – zur Zeit sind
es nur 0,7 Prozent. Das bedeutet für die FES, dass sie
künftig mehrere hundert Stipendiaten/innen zusätz-
lich pro Jahr aufnehmen kann. 
Die gute Nachricht bedeutet gleichzeitig eine große
Herausforderung. Denn geeignete Stipendiaten/innen
müssen nicht nur betreut, sondern zunächst einmal
gefunden werden. Die FES fördert Studierende, die
sich nicht nur durch gute Leistungen auszeichnen,
sondern auch durch gesellschaftspolitisches und so-
ziales Engagement. Ganz besonders möchte sie jun-
ge Menschen aus bildungsfernen Schichten, aus Fa-
milien mit niedrigem Einkommen und mit Migrati-
onshintergrund ansprechen und ermutigen, ein
Studium zu beginnen. Die Rekrutierung geeigneter
Stipendiaten/innen ist deshalb zentrales Handlungs-
feld der FES-Abteilung Studienförderung. Ausgangs-
punkt einer verstärkten Außendarstellung ist die Fra-
ge: Was hindert Studienanfänger an einer Bewerbung
bei der FES? Das Studentenmagazin der ZEIT listete

kürzlich die gängigen Vorurteile auf: zum Beispiel,
dass man ein Parteibuch haben müsse, oder dass nur
ein Spitzenabi ein Stipendium ermögliche. Mit solchen
Vorurteilen soll nun aufgeräumt werden – und poli-
tisch oder sozial engagierten Studierenden Mut ge-
macht werden, eine Bewerbung zu wagen. 

www.fes.de/Studienförderung

Mehr Geld für Stipendien 

F ES + + + TELEGRAMM

+ + + Was wollen junge Leute heute erreichen? Wo
liegen ihre Ziele, Wünsche, Erwartungen? All dies
konnte der „Stargast“ Frank Otto beim Auftakt der
Hamburger Nachwuchsgespräche der FES erfah-
ren. Im Gegenzug erzählte der Sohn des „Otto-Ver-
sand“-Gründers, was er selber von jungen Leuten in
den Bereichen Politik, Gewerkschaften und Medien
erwartet. Dabei griff er auf seine eigenen persönlichen
Erfahrungen in Familie, Politik und Wirtschaft zurück.
Der Medienunternehmer (OK Radio, HH 1) diskutier-
te Fragen des Verhältnisses von Medien und Politik
und insbesondere darüber, wie die junge Generation
in einer unpolitischen privaten Radio- und Fernseh-
landschaft mit dem Thema Politik umgeht.   + + +

Konkurrenz belebt das Geschäft?



25

I N F O FES4 / 2 0 0 6

G U T A C H T E N  U N D  F A C H K O N F E R E N Z  Z U R  „ K O N T R O L L E  V O N  M E I N U N G S M A C H T “

Wer bildet mir meine Meinung?

Freie Meinungsbildung
ist grundlegend für die
Bürger einer Demo-
kratie. Der Gesetzge-
ber ist verfassungs-
rechtlich verpflichtet,
eine vorherrschende
Meinungsmacht zu
verhindern. Geregelt
wird dies im Rund-
funkstaatsvertrag
durch die Kommission
zur Ermittlung der
Konzentration im Me-
dienbereich und die
Konferenz der Direk-
toren der Landesmedi-
enanstalten. 
In ihrem von der FES
in Auftrag gegebenen
Gutachten „Zukunft
der Kontrolle von Mei-
nungsmacht“ haben
Dr. Wolfgang Schulz
und Dr. Thorsten Held
vom Hans-Bredow-In-
stitut in Hamburg Vor-
schläge für eine klare

Regelung von Mei-
nungsmacht vorge-
stellt, die von Medien-
politikern, Regulierern
und Vertretern der
Medienwirtschaft im
Rahmen einer FES-
Fachkonferenz disku-
tiert wurden.
Das bisherige System

orientiert sich sehr
stark am Rundfunk, da
dieser ein Medium mit
besonderem Wir-
kungspotential ist. Es

erscheint aber sinn-
voll, ein Gesamtmedi-
enmodell zu erarbei-
ten, in welches alle Ak-
tivitäten eines
Medienunternehmens
(Zeitungen, Zeitschrif-
ten, TV und Internet)
gleichberechtigt einbe-
zogen werden. Dabei

müsse die Berech-
nungsgrundlage der
jeweiligen vermuteten
Meinungsmacht von
vornherein klar sein.

Wie stark wird der
Einfluss des Internets
im Vergleich zum
Rundfunk auf die Mei-
nungsbildung gewer-
tet? Um nachvollzieh-
barere Regeln zu
schaffen, schlagen die
Juristen Schulz und
Held vor, in Richtlinien
oder Satzungen Medi-
enmärkte und Nut-
zungsanteile anhand
eines ausgearbeiteten
Punktesystems zu ge-
wichten. Neben den
Medien sind auch an-
dere Dienste wie etwa
das Angebot von Über-
tragungswegen einzu-
beziehen, soweit sie
Einfluss auf den Kom-
munikationsprozess
haben. Außerdem soll-
te eine engere Verzah-
nung des Medienrechts
mit dem Kartellrecht
vorgesehen werden.

Nachwuchsjournalismus in Europa
Dreißig Nachwuchs-
journalist/innen aus
ganz Europa kamen
Ende Oktober zum Eu-
ropäischen Jugendme-
dienkongress in Berlin
zusammen. Seit 2004
richtet das FES-Forum
Politik und Gesell-
schaft jährlich ein sol-
ches Treffen aus, um
den jungen Profis die
Möglichkeit zu bieten,
aktuelle politische Fra-

gen zu diskutieren. So
unterscheiden sich die
Bedingungen, unter
denen Journalisten in
Russland, Moldawien
oder Armenien arbei-
ten, grundlegend von
der Situation ihrer
Kollegen in Deutsch-
land, Frankreich oder
Schweden. Input er-
hielten die Nach-
wuchsjournalist/innen
von zahlreichen Medi-

enexperten. Michael
Klehm, der internatio-
nale Sekretär des
Deutschen Journalis-
ten-Verbandes, be-
schrieb die Konse-
quenzen, die neue Me-
dien wie Blogs, aber
auch die wachsende
Bedeutung des Laien-
journalismus auf den
Beruf des Journalisten
hätten. Eine Podiums-
diskussion, an der un-

ter anderem Melinda
Crane von der Deut-
schen Welle, Steffen
Grimborn von der taz
und Dr. Klaus C. Zeh-
rer vom Satiremagazin
Titanic teilnahmen,
widmete sich der Fra-
ge, ob das Grundrecht
der Pressefreiheit ge-
gen das der religiösen
und kulturellen Frei-
heit abgewogen wer-
den müsse.



Über ihre Journalis-
tenAkademie war die
Friedrich-Ebert-Stif-
tung auch 2006 wieder
fördernder Mitveran-
stalter des Mainzer
MedienDisputs, der am

8. und 9. November
zum 11. Mal stattfand.
In ihrer Eröffnungsre-
de sprach die FES-Vor-
sitzende Anke Fuchs
über das Verhältnis
von Journalismus und

Demokratie. Sie er-
klärte, man müsse be-
sorgt sein, wenn jour-
nalistische Produkte
durch PR-Texte ersetzt
würden, wenn weniger
Recherche stattfinde

und wenn die Bürger
durch die bevorste-
hende „digitale Revo-
lution“ möglicherweise
immer weniger von
fundierten journalisti-
schen Angeboten in
den Medien Gebrauch
machten. Anke Fuchs
forderte den öffent-
lich-rechtlichen Rund-
funk auf, dem journa-
listischen Nachwuchs

mehr Chancen zu ge-
ben, und begrüßte in
diesem Zusammen-
hang besonders die
jungen Gäste der FES.
Denn zum zweiten Mal
hatte die Stiftung eine
Gruppe junger Nach-
wuchsjournalisten, für
die auch ein kurzes
Vor-Seminar zum The-
ma Recherche und po-
litisches Hintergrund-
gespräch stattfand, zu
der Großveranstaltung
mit über 600 Teilneh-
mern eingeladen. 
Thematisch widmete
sich der 11. Mainzer
MedienDisput wieder
sehr aktuell der natio-
nalen und internatio-
nalen Debatte über die
Medienentwicklung:
„Kommerz auf allen
Kanälen - Vor der digi-
talen Revolution“. Wei-
tere Schwerpunkte
waren die sich än-
dernden Übertra-
gungswege für das
Fernsehen, die Macht
oder Ohnmacht der
Medienpolitik, Persön-
lichkeitsrechte und

Pressefreiheit, die sich
wandelnde Qualität
der Angebote von Hör-
funk und Fernsehen,
die Zukunft des Radi-
os, neue Kriterien der
Nachrichtenauswahl
sowie die Geschäfte
zwischen Medien und
Sport. Um die ange-
sprochenen Themen
nachhaltig weiterzu-
verfolgen, hat die FES
einen Medienwissen-
schaftler beauftragt,
die Veranstaltung zu
analysieren und
Schlussfolgerungen
daraus mit Handlungs-
hinweisen für die Me-
dienpolitik, den Bil-
dungsbereich und evtl.
die Forschung zu Pa-
pier zu bringen.Die
Veranstaltung ist auch
immer wieder Impuls-
geber für die Inhalte
der Bildungsarbeit der
FES und die Arbeit mit
und für Journalisten
sowie die Förderung
medienpolitischer De-
batten auf Bundes-
und Regionalebene.
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Foto-Termin mit Ministerpräsident Kurt Beck und der Vor-
sitzenden der Friedrich-Ebert-Stiftung, Anke Fuchs: 
19 Schülerzeitungsredakteurinnen und -redakteure sowie
Ehemalige, die sich auf dem Weg in den journalistischen
Beruf befinden, hatte die Stiftung nach Mainz eingeladen,
wo sie an den Veranstaltungen des Mainzer MedienDisputs
beim SWR und im ZDF teilnahmen.

F E S  B E I M  1 1 .  M A I N Z E R  M E D I E N D I S P U T

Mehr Chancen für journalistischen Nachwuchs

FES + + + TELEGRAMM

+ + + Den 25. Jahrestag des Auftretens von AIDS nahm
das FES-Landesbüro Thüringen zum Anlass, um am 23.
November über den bisherigen Verlauf der Krankheit zu
informieren. „Wir stehen gut da, könnten jedoch noch er-
folgreicher sein“, lautete das Resümee des Abteilungslei-
ters der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung,

Eckhard Schroll, über die deutsche Präventionsarbeit der
vergangen Jahrzehnte. Der Erfurter Arzt Dr. Rainer Lun-
dershausen gehörte zu den Ersten in Thüringen, die Pati-
enten mit dem HI-Virus behandelten. Er beschrieb die me-
dizinischen Fortschritte, wies aber auch auf die erheblichen
Informationsdefizite der Mediziner in Thüringen hin. + + +
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Eine Leistungsbilanz des traditionsreichen Verlags
J.H.W. Dietz Nachf. präsentiert die Bibliothek der FES
in Form einer Ausstellung. 1881 während des Sozia-
listengesetzes begründet, entwickelte sich das Unter-
nehmen rasch zum bedeutendsten Verlag der inter-
nationalen Sozialdemokratie. Unter der Leitung des
Schriftsetzers und Reichstagsabgeordneten Johann
Heinrich Wilhelm Dietz erschienen wirkungsmächti-
ge Reihen und Zeitschriften wie die „Neue Zeit“ und
die „Internationale Bibliothek“. In der Weimarer Re-
publik stach der Verlag mit seinen Publikationen zur
Arbeiterkultur hervor. Im Kampf gegen die National-
sozialisten stand er in vorderster Front. Die Wieder-
gründung nach Faschismus und Krieg gestaltete sich
aus ökonomischen und juristischen Gründen schwie-
rig. 1973 wurde der Verlag vom Verlag Neue Gesell-

schaft, der sich im Besitz
der Friedrich-Ebert-Stif-
tung befand, käuflich er-
worben. Mit seinem an-
spruchsvollen Programm
hat sich der Verlag J.H.W.
Dietz Nachf. seitdem eine
geachtete Stellung unter

Zum nunmehr fünften
Mal hat die Journalis-
tenAkademie der FES
im September 2006
das vierwöchige Hos-
pitanz- und Informati-
onsprogramm in der
SPD-Bundestagsfrakti-
on, „Blick hinter die
Kulissen der Politik“,
veranstaltet. Die 13
Journalistinnen und
Journalisten erhielten
neben der Hospitanz
in Abgeordneten-Bü-
ros sowie der Teilnah-
me an Plenar- und

Fraktionssitzungen ein
reiches Rahmenpro-
gramm mit Besuchen
im Willy-Brandt-Haus,
im Bundespresseamt,
der Bundespressekon-
ferenz sowie ARD und
ZDF geboten. So gab
es u.a. Informationsge-
spräche und Diskus-
sionen mit Bundesmi-
nister Franz Münte-
fering, dem Stellver-
tretenden Bundestags-
präsidenten Wolfgang
Thierse, dem Frakti-
onsvorsitzenden Peter

Struck, dem Ersten
Parlamentarischen Ge-
schäftsführer der SPD-
Bundestagsfraktion
Olaf Scholz, dem Leiter
der Pressestelle der
Fraktion, Norbert Bi-
cher sowie dem stell-
vertretenden Leiter
der Landesvertretung
von Rheinland-Pfalz in
Berlin, Hans-Ulrich
Bieler. Hintergründe
über das Verhältnis
zwischen Journalisten
und Politikern vermit-
telten die Leiter der

Hauptstadt-Studios
von ARD und ZDF,
Thomas Roth und Dr.
Peter Frey. Die Teil-
nehmer erklärten im
Abschlussgespräch
übereinstimmend,
man wisse nun, wie
hart „hinter den Kulis-
sen“ gearbeitet werde.
Die Offenheit des Um-
gangs in den Abgeord-
netenbüros und die
Härte der Diskussio-
nen in den Fraktions-
sitzungen waren für
einige überraschend. 

Ein Verlag zeigt sein Gesicht. 
Ausstellung über 125 Jahre Verlag J.H.W. Dietz Nachf.

Am 10. Oktober eröffnete Anke Fuchs

(hier mit Hans-Jochen Vogel) im Münche-

ner Maximilianeum die vom Historischen

Forschungszentrum der FES erarbeitete

Ausstellung „Den Menschen durch Bildung

mündig machen. Der bayerische Sozialde-

mokrat Waldemar von Knoeringen 1906-

1971“ anlässlich des 100. Geburtstags

Waldemar von Knoeringens. In Schrift und

Bild werden sein Kampf gegen den Natio-

nalsozialismus, sein Engagement für die

soziale und demokratische Erneuerung

Bayerns und sein Eintreten für die gesell-

schaftliche Öffnung der SPD dokumentiert. 

den Verlagen des „politischen Buches“ erworben.
Nach 125 Jahren blickt er auf eine Produktion von
mehr als 2.000 Titeln zurück. 13 „Banner“ und 14 Vit-
rinen dokumentieren die wechselvolle und spannen-
de Entwicklung des Verlages und seiner Autorinnen
und Autoren. Die Ausstellung wird bis Ende Februar
2007 im Berliner Haus und bis Ende März 2007 im
Bonner Haus der FES zu sehen sein. 

I N F O R M A T I O N S P R O G R A M M  F Ü R  J O U R N A L I S T E N  I N  B E R L I N

Blick hinter die Kulissen

Antifaschistische Agitationsschrift
des Verlages J.H.W. Dietz Nachf.
aus dem Jahr 1932. 



Dass das Internet ein zentrales Medium auch des po-
litischen Prozesses ist, ist inzwischen allgemein aner-
kannt. Dass es auch die Beachtung der Archive ver-
dient, ist indessen eine Erkenntnis, die sich erst seit
kurzer Zeit durchzusetzen beginnt. Die diesjährige
Jahresversammlung der Sektion der Parlaments- und
Parteiarchive im Internationalen Archivrat widmete
sich diesem aktuellen Problem: „the www as a chal-
lenge and as a chance for parliamentary and party ar-
chives“. Zu Beratungen über dieses Thema trafen sich

Archivarinnen und Archivare aus aller Welt vom 2. bis
4. November im Archiv der sozialen Demokratie. Die
Konferenz verabschiedete Richtlinien zu der Frage,
wie die Archive die Internet-Auftritte der Parlamen-
te und politischen Parteien auf Dauer für die For-
schung sichern und recherchierbar machen können.
Dazu wurde erörtert,wie sich die Archive selbst im In-
ternet präsentieren und welche Serviceangebote sie
zur Verfügung stellen. 
Weitere Informationen: www.fes.de/archive
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Sechzig Münstereifeler Literaturgespräche seit 1987
– Anlass zu einem Rückblick in Bildern. Während die
Gespräche nur in den Erinnerungen der an ihnen Be-
teiligten lebendig bleiben, hat der Münstereifeler Fo-
tograf Herbert Hering-Heidt die Begegnungen in ein-
drucksvollen Schwarz-Weiß-Fotos festgehalten. Man-
che derer, die im Jahr 2006 mit Neuerscheinungen
Aufsehen erregten – Jürgen Becker, Friedrich Chris-
tian Delius, Liane Dirks, Thomas Hettche, Edgar Hil-

senrath, Felicitas Hoppe, Judith Kuckart, Robert Me-
nasse, Klaus Modick, Florian Felix Weyh – sind schon
seit Jahren dabei. Im Textteil kommen u.a. Dichter
(Klaus Modick, Liane Dirks), Verleger (Wolfgang
Ferchl), Kritiker (Hubert Winkels) und ein Tagungs-
teilnehmer (Winand Herzog) zu Wort.
Helmut Mörchen (Hg.): Die Münstereifeler Literatur-
gespräche. Eine Chronik mit Bildern von Herbert He-
ring-Heidt. Bonn: FES 2006, 125 Seiten, 10 Euro

Seit dem Erscheinen der letzten Bestandsübersicht des
Archivs der sozialen Demokratie (AdsD) der Friedrich-
Ebert-Stiftung sind noch nicht einmal zehn Jahre ver-
gangen; aber Umfang und Struktur der Archivbestän-
de haben sich in diesem Zeitraum so stark verändert,
dass eine völlige Neubearbeitung geboten war. 
Mit einleitenden Beiträgen wird zunächst über Ge-
schichte und Sammelschwerpunkte des AdsD infor-
miert. Dann folgt eine ausführliche Aufstellung der
Nachlässe und Deposita, mit Angaben sowohl über
die zentralen Stationen des beruflichen und politi-
schen Lebenswegs der aufgeführten Personen als
auch über den Inhalt, die Laufzeit und den Umfang
des jeweiligen Bestandes. Zusätzlich wird auf vorhan-
dene Findmittel, besondere Benutzungsbedingungen

oder Herkunftsarchive hingewiesen. Zudem wird in
dieser Neuauflage ein umfassender Überblick über
die Organisationen und Institutionen, deren Schrift-
gutbestände im AdsD verwahrt werden, und über die
Sammlungsbestände – von der Foto-, der Plakat- und
der Flugblattsammlung über die Film-, Video- und
Tonsammlung bis hin zu den Anstecknadeln, Büsten
und Fahnen gegeben. Informationen über die digita-
le Archivierung und technische Ausstattung, über die
Bibliothek der FES sowie die aktualisierte Benut-
zungsordnung des AdsD runden diese Übersicht ab.
Bestellungen bitte an:
Johanna Meinhart, Archiv der sozialen Demokratie
der Friedrich-Ebert-Stiftung, Godesberger Allee 149,
53175 Bonn oder an: archiv.auskunft@fes.de.

Bildchronik der Münstereifeler Literaturgespräche

Neue Bestandsübersicht des Archivs erschienen

Archive und Internet - Internationale Tagung im Archiv der sozialen Demokratie

Vorstand der Friedrich-Ebert-Stiftung im Amt bestätigt
Im Zuge der jährlichen Mitgliederversammlung der
Friedrich-Ebert-Stiftung wurde am Montag, dem 11.
Dezember 2006 die Vorsitzende der Stiftung, Anke
Fuchs, ebenso im Amt bestätigt,wie alle anderen Vor-
standsmitglieder auch. 
Stellvertretende Vorsitzende bleiben Sigmar Gabriel
und Dieter Schulte.  Geschäftsführendes Vorstands-
mitglied ist weiterhin Dr. Roland Schmidt.

Weitere Mitglieder des Vorstands sind Dr. Christine
Bergmann, Prof. Dr. Peter Brandt, Dr. Jürgen Burck-
hardt, Sabine Kaspereit, Hans-Ulrich Klose, Dr. Wer-
ner Müller und Matthias Platzeck.
Bestätigt wurde auch die  Vorsitzende des Kuratori-
ums, Ingrid Matthäus-Maier.

(F
ot

o:
Ze

ns
en

)
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+ + + „Ein Leben ohne Arbeit und ohne Steuern?“
lautete die Leitfrage einer Veranstaltung des Fritz-Er-
ler-Forums in Stuttgart, bei der der Gründer und ge-
schäftsführende Gesellschafter der dm drogerie
markt GmbH Prof. Götz Werner vor den über 300 Be-
suchern seine Idee eines bedingungslosen Grundein-
kommens vertrat. Die Vorsitzende der SPD-Landtags-
fraktion Ute Vogt blieb dem Vorschlag gegenüber
skeptisch: „Dieses Modell fördert auch jene, die pas-
siv sein wollen.“ Auch der Wirtschaftswissenschaft-
ler Dr. Rainer Kambeck vom RWI Essen äußerte Kri-
tik an Werners Vorschlägen: ein bedingungsloses
Grundeinkommen sei nicht ohne weiteres finanzier-
bar und auch die Abschaffung sämtlicher Steuern,
mit Ausnahme einer rund 50%igen Mehrwertsteuer,
sei nicht durchdacht.  + + +

+ + + Vor Betriebsräten, Gewerkschaftern und Poli-
tikern sprach sich Dr. Hans-Joachim Schabedoth, Lei-
ter der DGB-Grundsatzabteilung, in einer Podiumsdis-
kussion des Fritz-Erler-Forums Baden-Württemberg
für das Primat der Politik vor der Ökonomie und die
Regulierung der internationalen Finanzmärkte aus.
Karin Roth, Staatssekretärin beim Bundesverkehrs-
minister, verwies auf das erst kürzlich abgeschlosse-
ne Internationale Seeabkommen als Beispiel für inter-
nationale soziale Mindeststandards. + + +

+ + + Gast der Leipziger Gesprächsreihe „Zukunft
mit Ostdeutschland“ am 14. November war der
sächsische Ministerpräsident Prof. Georg Milbradt.
Unter der Gesprächsleitung von Leipzigs Altoberbür-
germeister Dr. Hinrich Lehmann-Grube hob Milbradt
die Herausforderung durch den demographischen
Wandel hervor. Neben Geburtenrückgang und Ab-
wanderung gebe es in Sachsen zudem eine massive
Binnenwanderung aus dem ländlichen Raum in die
großen Städte. Zur Fortentwicklung und Stärkung
der Wachstumszentren müsse bei der Infrastruktur
des Freistaates ein bestimmtes Maß an Ungleichheit
akzeptiert werden. + + +

+ + + Ihr Konzept „Der vorsorgende Sozialstaat“
stellten der brandenburgische Ministerpräsident 

Matthias Platzeck und Sachsen-Anhalts Finanz-
minister Jens Bullerjahn am 6. November in Potsdam
vor.  + + +

+ + + „Die Energiefrage wird sich zur Schicksals-
frage der Menschheitentwickeln.“:  Davon ist Dr. Mi-
chael Sladek, Sprecher der Schönauer Energie-Initia-
tive, überzeugt. Auf Einladung des Fritz-Erler-Fo-
rums schilderte der Arzt den langen Weg, bis die
einstigen Schönauer  Stromrebellen selbst Strompro-
duzenten mit eigenem Netz wurden. Sie verwirkli-
chen mit neuen dezentralen Strukturen und vielen in-
novativen Technologien eine umwelt- und klima-
freundliche Energieversorgung. Erfolgreich sind die
Schwarzwälder: Sie schreiben schwarze Zahlen, ha-
ben bereits 38.000 Kunden und gewinnen täglich 40
bis 50 neu dazu. + + +

+ + + In diesem Jahr wurden Bundestagsvizepräsi-
dent Wolfgang Thierse und Bundeskanzlerin Angela
Merkel von der Deutschen Gesellschaft mit dem
„Preis für Verdienste um die deutsche und europäi-
sche Verständigung“ ausgezeichnet. Beide Politiker
behielten den Preis nicht für sich, sondern reichten ihn
weiter – an begabte Nachwuchswissenschaftler. Der
Preis von Wolfgang Thierse ging an den FES-Stipen-
diaten Adrian Schaffranietz. Der in Polen geborene
Kommunikationswissenschaftler promoviert über die
„internationale politische Öffentlichkeitsarbeit und
auswärtige Kultur- und Bildungspolitik des Goethe-In-
stituts und des Auswärtigen Amtes“. In seiner Arbeit
beschäftigt er sich mit der Wirkung von Kommunika-
tions- und Imagemaßnahmen auf die Deutschland-
wahrnehmung in Polen.  + + +

(Foto: Liebe)

(Foto: Waldeck)
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+ + + Informationen aus erster Hand zur europäi-
schen Medienpolitik erhielten im November 16 Jour-
nalistinnen und Journalisten im Rahmen eines ersten
gemeinsamen Programms der JournalistenAkade-
mie der FES mit dem Fachbereich Medien und Pub-
lizistik der Gewerkschaft ver.di. Das dreitägige Pro-
gramm in Brüssel enthielt auch eine Fülle von Hinter-
grundinformationen zur EU. Vertreter der Politik und
vor Ort tätige journalistische Kollegen erläuterten die
Auswirkungen Brüsseler Entscheidungen auf die
journalistische Praxis in Deutschland. Es ging um die
europäische Fernsehrichtlinie, den öffentlich-recht-
lichen Rundfunk sowie internationale Konkurrenz auf
dem Medienmarkt.  + + +

+ + + Der Fernseh-Journalist Dirk Sager, ZDF-Kor-
respondent in Moskau in den Jahren des Niedergangs
der Sowjetunion, war mit der Journalistin Anna Polit-
kowskaja befreundet, deren gewaltsamer Tod viele
Menschen in aller Welt bewegt hat. Auf Einladung des
Chemnitzer FES-Büros berichtete Sager einen Abend
lang über Leben und Wirken der aufrechten und
furchtlosen Journalistin. In seinen Ausführungen
spannte Dirk Sager den Bogen vom Demokratisie-
rungsprozess in Russland über individuelle Freihei-
ten bis hin zur ungehinderten und zensurlosen Be-
richterstattung der Printmedien.  + + +

+ + + Liebesroman, Gesellschaftspanorama und Ge-
schichte der Medien: Die Wergeland-Trilogie des nor-
wegischen Autors Jan Kjærstad fesselte die Zuhörer
in der Kurt-Schumacher-Akademie in Bad Müns-

tereifel. Die Lesung des Erfolgsschriftstellers bildete
den  Höhepunkt des 61. Münstereifeler Literaturge-
sprächs. Seine drei Romane „Der Verführer“, „Der
Eroberer“ und „Der Entdecker“ bilden einen die gan-

ze Welt einbeziehenden Gesellschafts- und Zeitro-
man, der seinesgleichen sucht. Die Lesung aus diesem
epochalen Epos bot auch die Gelegenheit, Kjærstads
Übersetzer Hinrich Schmidt-Henkel kennen zu ler-
nen. Der Paul-Celan-Preisträger gehört mit seinen
Übertragungen aus dem Italienischen, Französischen
und Norwegischen zu den wichtigsten deutschen
Übersetzern. + + +

+ + +  Sicher war es nicht nur das Thema – „Die Ent-
wicklung der Emanzipation in der deutschen Au-
ßenpolitik nach der Wende 1990“ –, sondern auch

der Referent der FES-Veranstaltung  in Chemnitz: Dr.
Peter Struck, deutscher Verteidigungsminister a.D.
und jetziger Vorsitzender der SPD-Bundestagsfrakti-
on, hatte 200 Besucher angelockt. Locker und sach-
kundig, gewürzt mit einer Prise Humor, verstand es
Struck, seine Zuhörer zu fesseln: „Für die Bundesre-
publik Deutschland sind die ruhigen Zeiten vorbei, wir
müssen uns den neuen Herausforderungen stellen
und Verantwortung übernehmen, in einem Europa,
das mit einer Stimme spricht!“  + + +

+ + + Den Publikumspreis des vom Katholischen Bil-
dungswerk Euskirchen und der Kurt-Schumacher-
Akademie veranstalteten Kurzfilmfestivals Guck-
MalKurz erhielt der Jungfilmer Fabian Giessler. Den
meisten Zuspruch unter den 15 Filmen fand Giesslers
an der Tampere School of Art and Media in Finnland
entstandene Kurzspielfilm „Tyttönen (The Young
Girl)“. Giessler, 1980 in Flensburg geboren, studiert
Mediengestaltung an der Bauhaus-Universität in Wei-
mar. Sein Film ist vom Schicksal seiner Großmutter
inspiriert, die an der Alzheimerkrankheit litt. Er zeigt,
wie unterschiedlich man alte Menschen wahrnehmen
kann.  + + +

(Foto: Hering-Heidt)

(Foto: Hennig)
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+ + +  Mit der symbolischen Übergabe der Fahne der
Staatsarbeiter Mannheim aus dem Jahre 1904 
bekräftigte Isolde Kunkel-Weber, Mitglied des ver.di-
Bundesvorstandes, die Abgabe der Sammlung histo-
rischer Fahnen an das Archiv der sozialen Demokra-
tie. Dr. Roland Schmidt, Geschäftsführendes Vor-
standsmitglied der FES, nahm die Fahne am 27. No-
vember entgegen, die wie die komplette Sammlung in

einem eigens für diesen Zweck konstruierten Raum
unter optimalen Sicherungsbedingungen aufbewahrt
wird. Die Fahnenübergabe symbolisiert zudem die
Übernahme des historischen Schriftgutarchivs der
ÖTV durch das Archiv der sozialen Demokratie. Die
Akten werden systematisch erschlossen und der Öf-
fentlichkeit und Forschung zugänglich gemacht.  + + +

+ + +  Aus Anlass des 100. Geburtstages von Alfred
Nau versammelten sich am 21. November neben
Weggenossinnen und Weggenossen auch zahlreiche
heute aktive Politikerinnen und Politiker an dessen
Grab. Anke Fuchs erinnerte an Naus Verdienste um
die Entwicklung der deutschen Sozialdemokratie und
auch der Friedrich-Ebert-Stiftung, deren Vorsitzen-
der er bis zu seinem Tode im Jahre 1983 war. Bei der
anschließenden Veranstaltung im Erich-Ollenhauer-
Haus hob Inge Wettig-Danielmeier den Beitrag ihres
Vorgängers im Amt des SPD-Schatzmeisters (1946 bis
1975) hervor.  + + +

+ + +  Was bedeutet China für den weltweiten Ar-
beitsmarkt? Spielt China in Bezug auf internationa-
le Abkommen zu Handel und Arbeit nach den Re-
geln? Antworten suchten am 15. September Niels
Annen, MdB, Heino Bade, IG Metall , Liu Zhengrong,
Lanxess AG, und Dr. Margot Schüller, Institut für Asi-
enkunde, während der FES-Veranstaltung „China –

Werkbank der Welt“, die im Rahmen der Hambur-
ger CHINA TIME 2006 stattfand. Es herrschte weit-
gehende Einigkeit: eine Antwort auf die Herausfor-
derung müsse  lauten, dem Innovationspotential der
chinesischen Wirtschaft mit eigenen Innovationen zu
kontern. + + +

+ + +  Zur Vermittlung der Komplexität politischer
Entscheidungsprozesse hat der FES-Arbeitsbereich
BerlinPolitik Lehrer/innen aus der Stadt mit dem
computerbasierten Strategiespiel „Ecopolicy“ ver-
traut gemacht. Wie regiert man ein Land, wie schafft
man Arbeit und Wohlstand? Mit „Ecopolicy“ sollen
Schüler/innen lernen volkswirtschaftliche, ökologi-
sche und gesellschaftspolitische Zusammenhänge zu
erfassen. + + +

+ + + Die deutsch-polnischen Beziehungen könnten
zu einem Motor des europäischen Integrationspro-
zesses werden, aber nach wie vor existieren auf bei-
den Seiten Ängste und Vorurteile. Der Gesprächs-
kreis Migration und Integration beschäftigte sich des-
halb Ende September mit der Frage: „Was bringt
Europa den Jugendlichen in Deutschland und Po-
len?“ Gesine Schwan, Präsidentin der Europa-Uni-
versität Viadrina und Koordinatorin für die deutsch-
polnische Zusammenarbeit, und Krzysztof Kosela
vom Institut für Soziologie in Warschau diskutierten
mit Jugendlichen aus Chelmno und Hannoversch
Münden über deren Erfahrungen während eines
Schüleraustausches. Beide Seiten betonten die Herz-

lichkeit, mit denen die Partnerfamilien sie aufgenom-
men haben. Vorurteile wurden abgebaut und das In-
teresse an den Lebensbedingungen und Einstellun-
gen der anderen wurde geweckt. + + +

FE S + + + TELEGRAMM

(Foto: Schicke)

FES + + + TELEGRAMM
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FES- Menschenrechtspreis
2006 für ehemaligen thailän-
dischen Gewerkschaftsführer 

Gradlinig und vorbildlich
U M  D I E  R E C H T E  D E R  A R B E I T N E H M E R I N N E N  U N D  A R B E I T N E H M E R in

Südostasien zu schützen, gibt es eine Reihe von Konventionen, Abkommen und Verhal-
tenskodizes. Die Realität der südostasiatischen Arbeitswelt sieht jedoch häufig anders
aus. In den Fabriken herrschen zu oft menschenunwürdige Arbeitsbedingungen. Ge-
werkschaften sind vielfach entweder gesetzlich verboten oder Gewerkschafter werden
systematisch verfolgt und sogar ermordet.

Arbeitnehmer/innen,
die Gewerkschaften
beitreten, droht die
Entlassung.
Das Lebenswerk von
Somsak Kosaisook,
dem Preisträger des
Menschenrechtsprei-
ses der Friedrich-
Ebert-Stiftung 2006,
trotzt diesen oft kata-
strophalen Bedingun-
gen. Sein Lebensziel
ist es, politische und
soziale Verbesserun-
gen für die Menschen
in seinem Land zu er-
reichen. In seinem ers-
ten Beruf war Somsak
Kosaisook Lokomotiv-
führer, von 1987 bis
2005 Vorsitzender der
Gewerkschaft der

staatlichen Eisenbahn.
Schon während der
Massenproteste in den
Jahren 1973 und 1992
gegen die damaligen
Militärdiktaturen setz-
te er sich aktiv für die
Einhaltung von Men-
schenrechten und für
die Demokratie ein.
Bei der Preisverlei-
hung charakterisierte
die FES-Vorsitzende,
Anke Fuchs, Somsak
Kosaisooks Einstellung
als Gewerkschafter
und Menschenrechts-
kämpfer als gradlinig
und vorbildlich.
Scheinkompromisse
lehne er kategorisch
ab, ebenso Angebote,
die ihm selber Vorteile

– wirtschaftlicher 
oder politischer Art –
brächten. Der DGB-
Vorsitzende Michael
Sommer hob in seiner
Laudatio hervor, dass
es Somsak Kosaisook
wesentlich zu verdan-
ken sei, dass aus einer
traditionell schwachen
und zersplitterten Ge-
werkschaftsbewegung
in Thailand in wenig
mehr als einem Jahr-
zehnt eine schnell
wachsende und immer
stärker auftretende
Bewegung geworden
sei. Auch die Paradon
Thai Labour Museum
Band, die für den mu-
sikalischen Rahmen
sorgte, unterstrich die-
se Dynamik. Mit ihren
kritischen Texten zur
Situation von Arbeit-
nehmer/innen spielt
die Band seit 13 Jah-
ren eine zentrale Rolle
in der thailändischen
Arbeiterbewegung.
Den Auftakt zur Preis-
verleihung bildete eine
Podiumsdiskussion
zum Thema „Arbeit-
nehmerrechte in Süd-
ostasien“. Somsak Ko-
saisook unterstrich,

dass es als Gewerk-
schaftsführer einfa-
cher sei, gegen Mili-
tärs zu kämpfen als
gegen den Kapitalis-
mus: „Der Kapitalis-
mus funktioniert viel
subtiler als eine Mili-
tärdiktatur. Die Mili-
tärs benutzen Geweh-
re, um die Politik zu
beeinflussen, während
Kapitalisten Geld ver-
wenden, um damit
zum Beispiel Kontrolle
über die Medien zu er-
werben. Aber egal ge-
gen wen, der Kampf
geht weiter.“ Welch
Relevanz diese Worte
im Lichte des am 19.
September zeitgleich
zur Verleihung statt-
findenden Militär-Put-
sches in Thailand hat-
ten, wurde erst nach
dem Festakt deutlich.
Der Preisträger beton-
te in den folgenden Ta-
gen in seinen Gesprä-
chen mit deutschen
Politikern, Gewerk-
schaftern und Men-
schenrechtlern immer
wieder die Notwendig-
keit einer schnellen
Rückkehr zur zivilen
und demokratischen

Der Preisträger Somsak
Kosaisook mit Anke
Fuchs und Michael
Sommer (Foto: Zensen).
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Im System der Verein-
ten Nationen befassen
sich zwei Organisatio-
nen mit Fragen der in-
ternationalen Sozial-
ordnung, beide mit
Sitz in Genf: die 1919
gegründete Internatio-
nale Arbeitsorganisa-
tion (ILO), und im UN-
Menschenrechtssys-
tem der „Pakt für
wirtschaftliche, sozia-
le und kulturelle
Rechte“, der 1976 in
Kraft trat. Bereits
1926 wurde bei der
ILO ein Expertenaus-
schuss für die Über-
wachung der Arbeits-
und Sozialstandards
etabliert, der dieser
Aufgabe seitdem
nachkommt und jähr-
lich Tausende von Be-
richten für die weitere
Behandlung in Ver-
waltungsrat und der
Internationalen Ar-
beitskonferenz kom-
mentierend bearbei-
tet. Für die Überwa-
chung des so
genannten „Sozialpak-
tes“ der UN wurde
1985 ein Expertenko-
mitee berufen, das die
Staatenberichte be-

handelt und mit „ab-
schließenden Be-
obachtungen“ Emp-
fehlungen abgibt. 
Während die jeweili-
gen Sekretariate routi-
nemäßige Beziehun-
gen unterhalten, ka-
men die beiden
Überwachungskomi-
tees auf Einladung des
FES-Büros Genf erst-
mals 2003 zu einem
direkten Gespräch zu-
sammen. Diese Exper-
tengespräche werden
seitdem jährlich fort-
gesetzt und haben zu
direkter Kooperation
geführt. So haben ILO
und ILO-Expertenko-
mitee die Arbeiten an
„Allgemeinen Erläute-
rungen“ zu „Recht auf
Arbeit“ und „Recht auf
soziale Sicherung“ un-
terstützt und anderer-
seits UN-Experten we-
sentliche Beiträge im
Rahmen eines interna-
tionalen Kolloquiums
über Arbeitsrechte als
Menschenrechte gelei-
stet. Die FES brachte
beide Expertenaus-
schüsse am 24. No-
vember zu ihrem vier-
ten Gespräch zusam-

men, bei dem die frü-
here sozialdemokrati-
sche Bundespräsiden-
tin der Schweiz und
Sozialministerin Ruth

Dreifuss die Einfüh-
rungsrede hielt. Mit
ihrer Erfahrung als
ehemalige Arbeitneh-
mervertreterin der
Schweiz im ILO-Ver-
waltungsrat betonte
sie, wie wichtig es sei,
sich beim Menschen-
rechtsschutz nicht ent-
mutigen zu lassen.
Während das ILO-Ko-
mitee über 2500 Be-
richte zu bewältigen
hat, kommen viele
Vertragsstaaten des
UN-Paktes für wirt-
schaftliche, soziale

und kulturelle Rechte
ihren Berichterstat-
tungspflichten nicht
oder nur ungenügend
nach. Beide beklagen,

dass das „follow up“,
nicht ausreichend ge-
sichert sei und stellten
fest, dass der wirt-
schaftliche Wettbe-
werb in Zeiten der
Globalisierung die Be-
achtung von sozialen
und Arbeitsrechten
weiter schwächt. Ins-
besondere vor diesem
Hintergrund sei eine
engere Abstimmung
und Zusammenarbeit,
wie sie von der FES
gefördert wird, von
großer Bedeutung.

Herrschaft des Landes.
Der seit 1994 jährlich
vergebene Menschen-
rechtspreis der FES
wurde angeregt und
ermöglicht durch das

Vermächtnis des Ham-
burger Ehepaares Karl
und Ida Feist und wird
vergeben an Einzel-
personen oder Organi-
sationen, „die sich her-

vorgetan haben bei
der Vermeidung von
internationalen Kon-
flikten oder von Miss-
brauch von Gewalt an
Menschen. Dabei soll

aber mehr die mühsa-
me und beharrliche
Grundlagenarbeit als
ein spektakulärer Er-
folg ausgezeichnet
werden.“ 

F E S  I N I T I I E R T  E X P E R T E N G E S P R Ä C H E  V O N  I L O  U N D  U N  I N  G E N F

Arbeitsrechte als Menschenrechte



34

I N F OFES 4 / 2 0 0 6

SCHWERPUNKT

Zum dritten Mal
brachten das FES-Bü-
ro Genf und die „Evian
Group“ am renom-
mierten Institute for
Management Develop-
ment (IMD) in Lau-
sanne vom 10. bis 12.
November über 70
Vertreter aus Wirt-
schaft, Gewerkschaf-
ten, Nichtregierungs-
organisationen, Wis-
senschaftlern und
WTO-Botschaftern aus
allen Kontinenten zum

Dialog zusammen – 
in diesem Jahr über
„Globalen Handel,
Wirtschaftswachstum
und die Globalisierung
der Beschäftigung“.
Ausgehend von der
Krise der WTO-Ver-
handlungen in der
„Doha-Runde“ wurden
Themen wie „Multila-
teralismus oder Präfe-
rentialismus“, ein
„Neuansatz in der Ver-
bindung von Entwick-
lung und WTO-Poli-

tik“, „Handel, Migrati-
on und Entwicklung“
sowie „Zukünftige Sze-
narien für Handel,
Entwicklung und die
WTO“ diskutiert. Vor
allem für Gewerk-
schaftsvertreter aus
Entwicklungsländern,
aber auch des Interna-
tionalen Gewerk-
schaftsbundes, des
DGB und des OECD-
Gewerkschaftsaus-
schusses, bietet dieser
Dialog ein wichtiges

Forum, zu dem gezielt
auch Vertreter der ILO
eingeladen werden. 
Für die Suspendierung
der Welthandelsrunde
sind vordergründig
unzureichende Ange-
bote in den Agrarver-
handlungen verant-
wortlich, bei denen die
USA sich im Subventi-
onsabbau nicht bewe-
gen, die EU die Markt-
öffnung nicht erweitert
und auch fortgeschrit-
tene Entwicklungslän-

Zehn Jahre nach dem
Erscheinen der ersten
Auflage im Frühjahr
1996 liegt nun das

Handbuch der Men-
schenrechtsarbeit in
der dritten, völlig
überarbeiteten Aufla-
ge vor. 

Die Bedeutung und die
Bedingungen der Men-
schenrechtsarbeit ha-
ben sich in den ver-
gangenen Jahren er-
heblich verändert. Der
Menschenrechtsschutz
steht vor großen und
vielfältigen Herausfor-
derungen, die mit den
Stichworten Terror
und Terrorismusbe-
kämpfung, Staatszer-
fall und Gewaltökono-
mien, Globalisierung
und Armut sowie der
vielfach eingeforder-
ten menschenrechtli-
chen Verantwortung
der Wirtschaft nur un-
zureichend benannt
werden. Das Hand-
buch der Menschen-
rechtsarbeit, das in

enger Zusammenar-
beit mit dem FORUM
MENSCHENRECHTE
entstand, führt in die
Menschenrechte und
die Menschenrechtsar-
beit von NRO, staatli-
chen Institutionen und
internationalen Orga-
nisationen ein. Neben
Autorenbeiträgen ent-
hält es Selbstdarstel-
lungen des FORUM
MENSCHENRECHTE,
des Deutschen Insti-
tuts für Menschen-
rechte sowie von staat-
lichen Stellen und ver-
mittelt so all jenen, die
ehren- oder hauptamt-
lich Menschenrechts-
arbeit leisten, notwen-
diges Wissen für politi-
sche Interessenvertre-

tung. Wer ist in
Deutschland für die
Gestaltung der Men-
schenrechtspolitik zu-
ständig? Was machen
der Europarat und die
OSZE? Wie arbeitet
der Internationale
Strafgerichtshof? Und
was bringt der neue
Menschenrechtsrat
der Vereinten Natio-
nen? Dies alles sind
Fragen, die das Hand-
buch beantwortet. 

N E U A U F L A G E  D E S  H A N D B U C H E S  D E R  M E N S C H E N R E C H T S A R B E I T

Gebündeltes Wissen

Handbuch der Menschen-
rechtsarbeit; Gabriela Sierck,
Michael Krennerich, Peter
Häußler (ed.), 
Herausgegeben für die Fried-
rich-Ebert-Stiftung und das
FORUM MENSCHENRECHTE
Online Edition 2006/2007

M E H R  Z U M  T H E M A

M U LT I - S T A K E H O L D E R  D I A L O G U E  I I I  I N  L A U S A N N E

Welthandel, Beschäftigung und soziale Rechte
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der nur begrenzte Ge-
genangebote in der
Marktöffnung vorle-
gen. Tatsächlich aber
stehen die weitere Li-
beralisierung des
Welthandels und die
Chancen der schwä-
cheren Länder, davon
positiv für ihre Ent-
wicklung zu profitie-
ren, im Zentrum. Zwar
wird in der WTO ein
spezielles Paket der
Unterstützung durch
„Aid for Trade“ ge-
schnürt, aber insge-
samt wird für die

Mehrheit der Länder
aus Nord und Süd
deutlich, dass der Zu-
sammenhang zwi-
schen Handelsliberali-
sierung und Wirt-
schaftswachstum
unsicher und in den
meisten Fällen nicht
mit dem notwendigen
Wachstum an Arbeits-
plätzen verbunden ist.
Stärker als in den Vor-
jahren standen daher
die Beschäftigungs-
problematik und die
damit verbundene so-
ziale Dimension im

Zentrum. Zwar müsste
die internationale
Handelspolitik erneut
in den größeren Kon-
text der globalen Wirt-

schafts- und Sozialpo-
litik eingeordnet wer-
den, die Chancen ste-
hen aber nicht gut.

Die menschenrechtli-
che Verantwortung in-
ternationaler Unter-
nehmen beschäftigt in-
ternationale Politik
und zivilgesellschaftli-
che Organisationen
schon seit längerem.
Wie spezifisch diese
Problematik in einzel-
nen Punkten sein
kann, zeigte sich in ei-
ner Veranstaltung, die
die FES-Genf gemein-
sam mit der „Interna-
tional Commission of
Jurists“ (ICJ) am 5.
Oktober durchführte.
Dabei ging es darum,
eine präzise juristische
Interpretation zu fin-
den, welche Tatbe-
stände eine Mittäter-
schaft an Menschen-
rechtsverletzungen
seitens Unternehmen
darstellten. Diese spe-

zifische Fragestellung
ist ein kleiner Baustein
in der umfassenden
Arbeit des UN-Sonder-
berichterstatters zu
Menschenrechten und
Transnationalen Un-
ternehmen, Harvard-
Professor John Ruggie. 
Anlässlich der Vorstel-
lung seines Zwischen-
berichtes vor dem
Menschenrechtsrat in
Genf am 26. Septem-
ber wurde in Zusam-
menarbeit mit dem
Deutschen Forum
Menschenrechte eine
Podiumsdiskussion
veranstaltet, bei der
schnell klar wurde,
dass sich alle in der
Terminologie der „Cor-
porate Responsibility“,
der generellen morali-
schen und sozialen
Verantwortung von

Unternehmen wesent-
lich wohler fühlten, als
im unbekannten Feld
der „Corporate Com-
plicity“. Dieses Kon-
zept scheint vielen
doch schon wie eine
vorauseilende Verur-
teilung des Handelns
von Wirtschaftsunter-
nehmen. Daher konnte
auch viel leichter im
Bereich der Sorgfalts-
pflicht von Unterneh-
men Konsens gefun-
den werden als eine
gemeinsame Definition
von Komplizenschaft. 
Die konstruktive und
offene Haltung der an-
wesenden Unterneh-
mensvertreter war ei-
ne positive Überra-
schung  für einige, die
sich schon lange in
diesem Problemfeld
engagieren. Manche

Teile der Diskussion
wurden hauptsächlich
von der Unternehmer-
seite getragen, die
auch verdeutlichte,
dass der Generalver-
dacht, der der Wirt-
schaft entgegenge-
bracht wird, in vielen
konkreten Fällen un-
gerechtfertigt ist. 
Die Ergebnisse des Ju-
risten-Gremiums wer-
den rechtzeitig in den
Bericht von Professor
Ruggie einfließen, was
wiederum für die Ar-
beit der FES den Kreis
schließt: die Unterstüt-
zung seines Mandates
ist die Chance, zu ei-
ner Richtlinie zur
menschenrechtlichen
Verantwortung von
transnationalen Unter-
nehmen zu kommen. 

D A S  K O N Z E P T  V O N  „ C O R P O R A T E  C O M P L I C I T Y “  

Hintergrundarbeit im Menschenrechtsschutz
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Diese wurde 1986 von
der Generalversamm-
lung der Vereinten Na-
tionen verabschiedet
und 1993 durch das

Abschlussdokument
der Weltkonferenz für
Menschenrechte in
Wien verstärkt, die
das Recht auf Ent-
wicklung explizit in
den Kanon der un-
trennbaren, sich ge-
genseitig verstärken-
den Menschenrechte
aufnahm. 
Einerseits beinhaltet
dieses Recht einen 
nationalen Aspekt,
indem es die vorrangi-
ge Pflicht des Natio-

nalstaates hervorhebt,
das Recht auf Ent-
wicklung für seine
Bürgerinnen und Bür-
ger zu garantieren.
Andererseits beinhal-
tet es den internatio-
nalen Aspekt, der die
internationale Ge-
meinschaft verpflich-
tet, Staaten in der Er-
füllung dieses Rechtes
zu unterstützen. Damit
wird es zu einem Kol-
lektivrecht – und somit
zu einer Kategorie von
Menschenrechten, die
von vielen westlichen
Staaten nicht aner-
kannt werden, da die-
se als Inhaber eines
Menschenrechtes aus-
schließlich den einzel-
nen Menschen sehen.
Eine einvernehmliche
Umsetzung des Rech-
tes auf Entwicklung ist
daher bisher nicht
verwirklicht worden.
Die Haltung einiger
westlicher Länder, die
auch von der deut-
schen Bundesregie-
rung geteilt wird, trägt
dazu bei: im Men-
schenrechtsbereich sei
„weniger manchmal

mehr“. Die Erhebung
zu vieler Rechte in den
Status eines Men-
schenrechtes könne
sogar zu einer Schwä-
chung beitragen, wenn
das Recht auf Leben,
Nahrung oder Gesund-
heit nicht mehr bevor-
zugt behandelt würde. 
Die Programmarbeit
der FES bezieht all
diese Aspekte in ihre
Unterstützung des
Rechtes auf Entwick-
lung mit ein und ver-
sucht, bei der Eini-
gung auf eine allseits
akzeptierte Auslegung
und Umsetzung des
Rechtes mitzuwirken.
Es ist vor allem der so-
ziale Aspekt, der in
der FES-Arbeit in den
Vordergrund gerückt
wird. Konkrete Beiträ-
ge leisten z.B. Infor-
mationen (vgl. Occa-
sional Paper Nr. 23),
die eine Basis für den
Dialog schaffen. Das
FES-Büro Genf veran-
staltete zudem in der
letzten Novemberwo-
che eine Podiumsdis-
kussion zur dritten Sit-
zung des UN-Men-

schenrechtsrates und
ein Expertentreffen,
zu dem Vertreter na-
tionaler und interna-
tionaler Entwicklungs-
organisationen wie
GTZ, NORAD, CIDA,
DEZA, UNDP und
Weltbank eingeladen
wurden, ihre Erfah-
rungen und Meinun-
gen zum Recht auf
Entwicklung den Mit-
gliedern der UN-Ar-
beitsgruppe zum
Recht auf Entwicklung
darzulegen. Bei der
anschließenden, vom
ägyptischen Men-
schenrechtsrat in Kai-
ro veranstalteten Kon-
sultation wurde die
Position der FES dar-
gestellt und über die
bei der Expertenrunde
in Genf gewonnenen
Erkenntnisse  berich-
tet. Somit konnte ein-
mal mehr eine Brücke
geschlagen werden –
in einem Versuch, die
oft verhärteten Stand-
punkte des Nordens
und des Südens einan-
der näher zu bringen.

FES bemüht sich um 
Brückenschläge zwischen

Nord und Süd 
Zwanzig Jahre 
„Recht auf Entwicklung“

„ D E R  R E S P E K T  F Ü R  M E N S C H E N R E C H T E kann nicht aufrechterhalten werden,
wenn die Menschen nicht ein Minimum an Entwicklung genießen“, mit diesen Sätzen er-
öffnete Boutros Boutros-Ghali, ehemaliger Generalsekretär der Vereinten Nationen und
Präsident des Nationalen Ägyptischen Menschenrechtsrates, in Kairo eine Veranstaltung
anlässlich des 20-jährigen Bestehens der „Erklärung zum Recht auf Entwicklung“.
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Neuanfang im UN-Menschenrechtssystem?

Gegen Ende 2005 hat-
ten sich die Stimmen
gehäuft, die nach ei-
nem Neuanfang im
UN-Menschenrechts-
system verlangten. Die
1946 gegründete Men-
schenrechtskommissi-
on hatte zwar in der
Schaffung von interna-
tionalen Menschen-
rechtsstandards he-
rausragende Arbeit ge-
leistet, konnte die
Überwachung der
Konventionen aber
nicht konsequent
durchsetzen. Schließ-
lich wurde ihr Ende
durch einen Bericht
des UN-Generalsekre-

tärs besiegelt, der ihr
„Glaubwürdigkeitsdefi-
zit“ als Bedrohung für
den Ruf des gesamten
UN-Systems bezeich-
nete. 177 UN-Mit-
gliedsstaaten beschlos-
sen daraufhin am 15.
März 2006 in der Ge-
neralversammlung die
Neuschaffung eines
Menschenrechtsrates
(MRR) mit vier Gegen-
stimmen (USA, Israel,
Marshall-Inseln und
Palau) und drei Ent-
haltungen (Iran, Vene-
zuela, Belarus). 
Am 19. Juni 2006 wur-
de der  UN-Menschen-
rechtsrat gegründet,

um dem Menschen-
rechtssystem der Ver-
einten Nationen neuen
Schwung und Glaub-
würdigkeit zu geben.
Die zwei regulären und
drei außerordentlichen
Sitzungen, die seitdem
stattgefunden haben,
lassen schon eine erste
kritische Bestandsauf-
nahme zu. Wohl die
wichtigste neue Errun-
genschaft des Rates ist
die so genannte „Uni-
versal Periodic Re-
view“, die universelle
periodische Überprü-
fung der Menschen-
rechtssituation jedes
UN-Mitgliedstaates. 

www.fes-globalizati-
on.org, u.a. „Fact
Sheets“ der FES-Genf
zu regulären und au-
ßerordentlichen Sit-
zungen des Menschen-
rechtsrates

M E H R  Z U M  T H E M A

U N - K O M I T E E  F Ü R  W I R T S C H A F T L I C H E ,  S O Z I A L E  U N D  K U LT U R E L L E  R E C H T E  I N  G E N F

Welthandel und Menschenrechte
Bereits seit zehn Jah-
ren beschäftigt sich
das UN-Komitee für
wirtschaftliche, sozia-
le und kulturelle
Rechte mit der Frage,
welche Auswirkungen
internationale Han-
delsverträge und bila-
terale oder regionale
Abkommen auf die
Umsetzung der wirt-
schaftlichen, sozialen
und kulturellen (WSK-)
Rechte haben. In einer
gemeinsam vom Hoch-
kommissariat für
Menschenrechte und
der Friedrich-Ebert-

Stiftung in Genf orga-
nisierten „informellen
Konsultation“ Ende
November wurden
WTO-Vertreter, Fach-
wissenschaftler sowie
Gewerkschafts- und
NGO-Vertreter in ein
intensives Vortrags-
und Diskussionspro-
gramm einbezogen. 
Es wurden Themen
behandelt wie die
mögliche Auswirkung
internationaler Han-
delsregeln auf die Ver-
wirklichung der WSK-
Rechte und die Aus-
wirkung von

Patentrechten (TRIPS)
auf den Zugang zu be-
zahlbaren Medika-
menten oder die der
Dienstleistungsver-
handlungen (GATS)
auf die Sicherung öf-
fentlicher Grundver-
sorgung. In einer ab-
schließenden Sitzung
wurde die mögliche
Rolle des UN-Komitees
für WSK-Rechte erör-
tert. Vor allem die ak-
tive Beteiligung von
Nichtregierungsorga-
nisationen, die sich
mit der Schnittmenge
von Handelspolitik

und Menschenrechten
beschäftigen, gab dem
Komitee wertvollen
Input zu Möglichkei-
ten, sich im Handels-
bereich mehr Gehör
zu verschaffen. Die
Erfahrungen, die mit
dem Anliegen einer
stärkeren Berücksich-
tigung von Umweltver-
trägen in den WTO-
Verhandlungen ge-
macht wurden, bieten
nach Einschätzung
mancher Beteiligter
aber wenig Anlass zu
allzu großen Hoffnun-
gen. 
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Neben den Parlamen-
tariern diskutierten
Mitte Oktober in Berlin
Vertreter der Chinesi-
schen Stiftung für die
Entwicklung der Men-
schenrechte und der
Chinesischen Gesell-
schaft für internatio-
nale Verständigung
(CAFIU) sowie der chi-
nesischen Justiz mit
hochrangigen Vertre-
tern der deutschen
Justiz und Menschen-
rechtspolitik. Dazu
zählten Richter Sheng
Liang vom Obersten
Gerichtshof in Peking,
Dr. Reinhard Gaier,
Richter des Bundes-
verfassungsgerichts in
Karlsruhe, Karin
Schubert, Stv. Bürger-

meisterin und Justiz-
senatorin von Berlin
und Hannelore Kohl,
Präsidentin des Ober-
verwaltungsgerichts
Mecklenburg-Vorpom-
mern. 
Fragen der interkultu-
rellen Zusammenar-
beit, der Rolle der Jus-
tiz, der gesetzlichen
Grundlagen und der
Ausbildung im Bereich
der Menschenrechte
wurden von deutscher
und chinesischer Seite
mit zum Teil divergie-
renden Ansichten dis-
kutiert. Wichtig ist
nach Einschätzung von
Christoph Strässer ins-
besondere die Durch-
setzung des Rechts auf
Meinungsfreiheit in

China, denn immer
wieder gebe es Verhaf-
tungen und Misshand-
lungen von Gewerk-
schaftern oder ande-
ren zivilgesellschaft-
lichen Gruppen, die
gegen Korruption und
bürokratische Willkür
protestierten. Zur Auf-
klärung von Men-
schenrechtsverletzun-
gen sei insbesondere
die Unabhängigkeit
der Justiz eine unab-
dingbare Grundlage.
Betont wurde von
deutscher Seite die
Unabhängigkeit der
Richter. Dr. Heiner
Bielefeldt, Direktor des
Deutschen Instituts für
Menschenrechte, stell-
te die Universalität der
Menschenrechte he-
raus, die nicht einem
deutschen, europäi-
schen oder chinesi-
schen Verständnis un-
terliegen, sondern
durch die internatio-
nale Staatengemein-
schaft definiert sind.
Sie seien nicht geprägt
durch die wirtschaftli-
che Entwicklung eines
Landes oder kulturelle
Besonderheiten, son-

dern haben eine uni-
verselle Gültigkeit. Von
deutscher Seite wurde
darauf hingewiesen,
dass es weder eine
kulturelle Relativie-
rung noch eine Hierar-
chie einzelner Men-
schenrechte geben
könne, die eine Auf-
oder Abwertung ein-
zelner Rechte bedeu-
ten würde. Die Diskus-
sion zeigte, dass das
chinesische und das
westliche Verständnis
des Konzepts der Men-
schenrechte immer
noch deutlich differier-
te. Trotz aller Fort-
schritte bleibt noch
viel Gesprächsstoff für
weitere Deutsch-Chi-
nesische Menschen-
rechtsdialoge. 

Zur Entstehung des
Menschenrechtsdia-
logs befragte die zu-
künftige Projektassis-
tentin in Shanghai
Katharina Hofmann,
Bernd Reddies, der
von 1997 bis 2004
FES-Projektkoordina-
tor in China war:

VIII. Deutsch-chinesischer
Menschenrechtsdialog 

der FES 
Offener Dialog trotz unter-
schiedlicher Sichtweisen

D A S  T H E M A  „ M E N S C H E N R E C H T E  U N D  J U S T I Z “ stand auf der Tagesord-
nung des VIII. Deutsch-chinesischen Menschenrechtsdialogs, an dem von deutscher Seite
u.a. die Bundestagsabgeordneten Ute Kumpf, Christoph Strässer und Prof. Dr. Herta
Däubler-Gmelin mitwirkten.

Teilnehmerinnen und
Teilnehmer des 8.
Deutsch-Chinesischen
Menschenrechtsdialogs
in Berlin.
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HOFMANN: Wie kam der erste Menschenrechtsdialog
der FES im Jahr 1999 in China zustande? 
REDDIES: Mit der zunehmenden Öffnung Chinas und
dem wirtschaftlichen Erfolg ging ein breiter wirt-
schaftlicher und sozialer Wandel im Land einher. Un-
ter Mao war das Rechtssystem zusammengebrochen
und ruiniert worden. Nunmehr kam von den westli-
chen Regierungen, von ausländischen Investoren
aber auch aus der neuen chinesischen Mittelschicht
die Aufforderung an die chinesische Regierung, die
Entwicklung des Rechtssystems verstärkt in die Re-
formprozesse mit einzubeziehen. 

HOFMANN: Wie ging die chinesische Regierung damit
um?
REDDIES: Die Menschenrechtsdebatte war der chi-
nesischen Regierung offensichtlich unangenehm. Sie
verhielt sich ablehnend gegenüber jeder pauschalen
Kritik, erst Recht gegenüber Kritik von außen und sah
darin einen Eingriff in die chinesische Souveränität.
China betonte die sichtbaren Fortschritte beim Aus-
bau der sozialen Menschenrechte, in erster Linie der
Armutsminderung in den rückständigen Regionen.
Aus chinesischer Perspektive galt es zunächst, vor-
rangig die sozialen Menschenrechte umzusetzen. Die
chinesische Seite hierarchisiert die Menschenrechte.
Da liegt der Kern des großen Gesprächsbedarfs aus
westlicher Sicht. 

HOFMANN: Welche Rolle spielte dabei die FES?
REDDIES: Die FES begleitet den Reform- und Öff-
nungsprozess in China seit Mitte der 80er Jahre. Die
FES hatte sich im breit angelegten chinesischen Part-
nerspektrum eine hohe Glaubwürdigkeit erarbeitet.
Anfang 1999 nahm dann die „Chinesische Stiftung für
die Entwicklung der Menschenrechte“ Kontakt mit
dem Pekinger FES-Büro auf. Man erkundigte sich, ob
von deutscher Seite Interesse an einem Dialog zum
Thema Menschenrechte bestehe. 

HOFMANN: Wie gingen Sie mit dieser Anfrage um? 
REDDIES:  Hier bot sich die Perspektive, einen länger-
fristig angelegten Dialog zum komplexen Feld der
Menschenrechte zu etablieren. Fast ein Jahr zogen
sich die Vorgespräche hin. Aus Sicht der FES durfte der
Dialog nicht auf den Bereich der sozialen Menschen-
rechte begrenzt bleiben. Andererseits durfte diese

Chance nicht bereits im Ansatz durch Prinzipienfra-
gen belastet werden.  Teilnehmen sollten Regierungs-
stellen, Forschungsinstitute, Rechtswissenschaftler so-
wie NRO.  Die erste Veranstaltung sollte zur Darstel-
lung der Situation der Menschenrechte in Deutschland
und China dienen und dabei interkulturelle und sozio-
ökonomische Aspekte beleuchten. Im November 1999
fand die erste Konferenz in Beijing statt, übrigens nur
wenige Wochen, nachdem der deutsch-chinesische
Rechtsstaatsdialog von den Regierungschefs unter-
zeichnet worden war. Zunächst arbeiteten Wissen-
schaftler und NRO-Berichterstatter den Charakter des
gesuchten interkulturellen Dialogs heraus. Als die Po-
litiker am zweiten Tag zu Wort kamen, trafen sie mit
ihren Darstellungen bereits auf ein entspanntes Kon-
ferenzklima. Der Einstieg in einen bis heute mit jähr-
lichen Veranstaltungen geführten deutsch-chinesi-
schen Menschenrechtsdialog war gelungen. 

HOFMANN:  Was waren die wichtigsten Prinzipien für
die Ausübung dieses politisch sensiblen Dialogs?
REDDIES: Geduld und gegenseitiges Zuhören. Bereits
in der ersten Veranstaltung wurde deutlich, dass das
offene Gespräch zwischen den Teilnehmern möglich
war – so lange es auf gleicher Augenhöhe und ohne
Druck auf den Gegenüber geschah. Unterschiedliche
Positionen wurden in ihren Begründungen zur Kennt-
nis genommen. 

HOFMANN: Die Menschenrechtslage in China ist nach
wie vor problematisch – wo sehen Sie Ansatzpunkte für
die zukünftige Arbeit?
REDDIES: Der deutsch-chinesische Rechtsstaatsdia-
log, an dem sich die FES beteiligt, ist thematisch wei-
ter ausdifferenziert worden. Die Entwicklung der bür-
gerlichen Menschenrechte ist sicherlich eine Heraus-
forderung angesichts des gesellschaftlichen Wandels
in China. Das Prinzip des gegenseitigen Respekts vor
dem Hintergrund unterschiedlicher historischer Er-
fahrungen ist die Grundlage des FES-Menschen-
rechtsdialogs. Daher besteht die Rolle der FES in der
eines Mittlers, um für Politik, Wissenschaft und Prak-
tiker beider Länder den Zugang zur Menschenrechts-
diskussion zu befördern. Und, das wurde während
der nunmehr acht Veranstaltungen sichtbar, der in-
terdisziplinäre Ansatz unterstützt auch den innerchi-
nesischen Menschenrechtsdialog.

Spurensuche beim Vorgänger
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Konferenz über 
Fundamentalismus

und Feminismus
Hoffnung auf neues Zeit-
alter der Aufklärung

Nach ihrer, auch von
anderen Referentin-
nen der Tagung geteil-
ten, Einschätzung
dient Religion „oft nur
als Instrument, um
patriarchalische Ge-
sellschaftsstrukturen
zu erhalten“. 
Religiöser Fundamen-
talismus ist aber kei-
neswegs nur ein isla-
misches Problem, son-
dern lässt sich auch in
anderen Weltreligio-
nen beobachten. Fun-
damentalisten sind
sich in Bezug auf
Frauenrechte oft einig.
„Erinnern wir uns an
die Weltfrauenkonfe-
renz 1995 in Peking:
dort kämpften isla-
misch orientierte Län-
der wie der Iran Seite
an Seite mit dem Vati-
kan, beispielsweise in
Fragen der sexuellen
Selbstbestimmung der
Frau“, so die Journa-
listin Johanna Holz-
hauer in ihrem Vor-
trag über christlichen
Fundamentalismus
und Frauenrechte:
„Schienen sie damals

noch isoliert, hat der
religiöse Fundamenta-
lismus seitdem welt-
weit zugenommen. In
den USA sind die fun-
damentalistischen Me-
gakirchen innerhalb
der letzten 20 Jahre
von einem Randphä-

nomen zur bestim-
menden Kraft im reli-
giösen Leben gewor-
den - und zu einem
politischen Machtfak-
tor. Die untergeordne-
te Rolle der Frau wird
in allen Fundamenta-
lismen als gottgewollt
begründet. Die Funda-
mentalisten versu-
chen, die Trennung
von Kirche und Staat
aufzulösen. Der Staat
soll die religiösen und

moralischen Vorstel-
lungen umsetzen. Das
heißt in der Konse-
quenz, dass die recht-
liche Gleichstellung
der Frau und alle Ge-
setze, die dies sichern
sollen, abgeschafft
werden.“ Auch in

Deutschland gibt es 
inzwischen christlich-
fundamentalistische
Parallelgesellschaften.
Die Strategien der vor
allem christlich-reli-
giösen Fundamenta-
listen beschrieb die
Sprecherin der jungen
Frauen bei der UN-
Frauenrechtskommis-
sion, Franziska Brant-
ner. Auf europäischer
Ebene habe sich das
Kräfteverhältnis seit

dem Beitritt der zehn
neuen, hauptsächlich
konservativen Mit-
gliedsstaaten eindeutig
nach rechts verscho-
ben und die Frauen-
rechtsarbeit verlang-
samt oder strecken-
weise gestoppt. Die
abschließende Diskus-
sion stand unter der
Fragestellung „Muss
es ein neues Zeitalter
der Aufklärung geben,
in dem eine Frauenbe-
wegung eine besonde-
re Rolle spielen könn-
te?“ Diese Frage wurde
von den Podiumsteil-
nehmerinnen prinzipi-
ell mit Ja beantwortet,
denn „religiösen Fun-
damentalisten geht es
um ein Weltbild, das
sich von der Aufklä-
rung völlig entfernt
hat. Zunächst betrifft
es uns Frauen und un-
sere Rechte, aber
wenn die aufgeklärten
Männer sich nicht auf
unsere Seite stellen,
sind sie die nächsten,
die betroffen sind“, so
Franziska Brantner.

„ E I N  E I N D E U T I G E S  J A für einen neuen globalisierten Feminismus: denn Men-
schenrechte haben kein Geschlecht und sie haben keine Religion“, mit diesem Plädoyer
für eine interkulturelle und interreligiöse Allianz zur Durchsetzung von Frauenrechten
schloss MdB Dr. Lale Akgün ihren Beitrag auf der Konferenz  „Zwischen Fundamentalis-
mus und Feminismus – wohin geht die Frauenbewegung?“ am 13. November im Bonner
Haus der Stiftung. 
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Die Vorsitzende des Bundestagsausschusses für Men-
schenrechte und humanitäre Hilfe, Prof. Dr. Herta
Däubler-Gmelin, war Gast im Seminar „Menschen-
rechte – Hintergründe für die journalistische Praxis“,
das die JournalistenAkademie der FES am 6. Septem-
ber in Berlin veranstaltete.  Die zwölf Journalistinnen
und Journalisten erhielten während der rund sieben-
stündigen Veranstaltung sehr konzentriert eine Fülle
von Informationen als Hintergrundwissen für die täg-
liche Arbeit. Besonders in Fragen der internationalen
Gerichtsbarkeiten zu Menschenrechten bestand

Nachholbedarf. Die Erfahrungen, die die FES in ihrer
internationalen Arbeit gesammelt hat, waren wichti-
ger Bestandteil des Seminars. Vertreter von „amnes-
ty international“ hatten Gelegenheit, über aktuelle
Kampagnen zu berichten. Zum Seminar-Team gehör-
te auch der Afrika-Korrespondent der ZEIT, Bartho-
lomäus Grill, der aus seiner Arbeit berichtete und in
einer praktischen Übung den Teilnehmern verdeutli-
chen konnte, wie viel Wissen und Erfahrung nötig ist,
um Menschenrechtsthemen erklären und kommen-
tieren zu können.

Menschenrechte als journalistisches Thema

H A R M O N I S I E R U N G  D E R  R E C H T L I C H E N  R E G E L U N G E N  Z U  E I N W A N D E R U N G  U N D  A S Y L

Lebensperspektiven eröffnen
„Die europäische Di-
mension deutscher
Flüchtlingspolitik“ war
Thema einer Fachkon-
ferenz des Gesprächs-
kreises Migration und
Integration am 22. No-
vember in Berlin. Rü-
diger Veit, MdB und
migrationspolitischer
Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion,
wies auf die Notwen-
digkeit einer europäi-
schen Zusammenar-
beit bei den Themen
Flucht und Einwande-
rung hin. Eine Harmo-
nisierung der rechtli-
chen Regelungen zu
Einwanderung und
Asyl seien zwingend
geboten. Zur Zeit stehe
die Umsetzung von elf
EU-Richtlinien in na-
tionales Recht an. 
Prof. Dr. Mehdi Lahlou
vom Nationalinstitut
für Statistik und ange-
wandte Ökonomie aus
Rabat, Marokko,

sprach über Gründe,
weshalb Menschen ih-
re Heimat verlassen.
Die demografische
Entwicklung, die Ver-
armung breiter Bevöl-
kerungskreise, politi-
sche Unsicherheiten
und auch Kriege und
Bürgerkriege seien
Faktoren, die Flucht-
bewegungen auslösen,
die in der Mehrzahl al-
lerdings nicht nach
Europa, sondern in af-
rikanische Länder
führten. Erich Stather,
Staatssekretär im Mi-
nisterium für wirt-
schaftliche Zusam-
menarbeit und Ent-
wicklung (BMZ), wies
darauf hin, dass Mig-
rations- und Entwick-
lungspolitik in Zukunft
verstärkt zusammen-
arbeiten sollten. Ziel
der Entwicklungspoli-
tik sei es dabei, den
Menschen eine Le-
bensperspektive in ih-

ren jeweiligen Heimat-
ländern zu eröffnen.
Das BMZ habe u.a. ei-
ne strategische Part-
nerschaft mit dem
UNHCR beschlossen
und führt Programme
in Westafrika, der Re-
gion der Großen Seen,
Afghanistan und Ost-
afrika durch. In Ge-
meindeentwicklungs-
maßnahmen werden
Schulen aufgebaut und
der Zugang zu sozia-
len Dienstleistungen

und Ausbildungsange-
boten verbessert. Ins-
gesamt fehle es der
Europäischen Union
aber an einer einheitli-
chen Strategie. Zu
häufig wird Zuwande-
rung und Migration
ausschließlich unter
sicherheitspolitischen
Aspekten betrachtet. 

www.fes.de/aspol 
(Veranstaltungen) 

M E H R  Z U M  T H E M A
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Globalisierung: Gerechtigkeit und Menschenrechte

Sind die Ideen der Gerechtigkeit, der Solidarität und
der Menschenrechte im globalen Zusammenhang zu
realisieren? Diese Frage stand im Mittelpunkt meh-
rerer Veranstaltungen des Fritz-Erler-Forums in Ba-
den-Württemberg. Bundestagsmitglied Walter Ries-
ter, ehemaliger Minister für Arbeit und Sozialord-
nung, betonte in Göppingen, dass der Kampf um den
Sozialstaat im Rahmen des Nationalstaates lange ge-
dauert habe und weltweite Gerechtigkeit und Solida-

rität Ziele seien, für die man ausdauernd kämpfen
müsse. Dass die Politik auf diesem Weg allein nichts
ausrichten kann, bekräftigte die parlamentarische
Staatssekretärin im Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Ka-
rin Kortmann in Stuttgart. „Staat, Wirtschaft und Zi-
vilgesellschaft gemeinsam sind gefordert“, so Kort-
mann.

Menschenrechte sind
überstaatlich und gel-
ten für alle. Dieses
Grundprinzip der All-
gemeinen Menschen-
rechtserklärung war
die Klammer der Aus-
stellung Kunst und
Menschenrechte in der
FES-Bonn, die in 200
Arbeiten aus Asien,
Afrika und Europa,
sechs sehr unter-
schiedliche Projekte zu
Menschenrechten vom
16. Oktober bis 6. No-
vember zeigte. Aus In-
dien kamen die gera-
dezu karikaturhaften
Dalit-Arbeiten, aus
Südafrika eine von den
Vereinten Nationen
preisgekrönte Samm-
lung verschiedener
Werke aus aller Welt,
die jeweils ein Prinzip
der Allgemeinen Men-
schenrechte abbilde-
ten. Aus Ghana war
die Foto-Ausstellung
„Goldgesichter“ zu se-
hen, die die tristen Le-
bensumstände der

Menschen im Gold-
bergbau zeigte. Das
Ergebnis 50-jähriger
Sammlung in aller
Welt war die Ausstel-
lung „Kinder zeichnen
den Krieg“. Wie ein
Gegensatz dazu wirk-

ten die „Himmelslei-
tern“, die von Kindern
deutscher Schulklas-
sen gebastelt und ge-
zeichnet wurden. Die
Gemälde zu „Wasser –
ein Menschenrecht“
schlossen den Kreis
der künstlerischen
Verarbeitung von
Menschenrechten und

Menschenrechtsverlet-
zungen.
Eingerahmt wurde die
Ausstellung durch
zwei Gesprächsveran-
staltungen: Die Eröff-
nungsveranstaltung
diskutierte das Thema

Diskriminierung am
Beispiel einer „Min-
derheit“ in Indien, den
Dalits. Zu dieser Kaste
der „Gebrochenen“,
wie sie sich selber
nennen, gehören ca.
150 Millionen Men-
schen. Tanztheater
und Lesungen von Da-
lit-Künstlern zeigten

sehr anschaulich die
Auswirkungen der
strukturellen Men-
schenrechtsverletzun-
gen, unter denen sie in
ihrem alltäglichen Le-
ben leiden müssen.
Die Abschlussveran-
staltung der Ausstel-
lung setzte sich mit
dem Phänomen der
„Gewaltökonomie“
auseinander und erör-
terte die internationa-
le Kriminalität mit
Beispielen aus Europa
und Afrika: Kindersol-
daten, Prostituierte,
Waffenhandel. Als eine
neue, wichtige Ein-
richtung wurde der In-
ternationale Strafge-
richtshof in Den Haag
gelobt. Doch eine
„ausreichende und
hoffnungsvolle Waffe“
gegen das Verbrechen
sei auch das „Weltge-
richt“ noch nicht, be-
tonte Prof. Albrecht,
Direktor des Max-
Planck-Instituts in 
Freiburg.

A U S S T E L L U N G  A U S  D R E I  K O N T I N E N T E N  I N  B O N N

Kunst für Menschenrechte

Künstler der indischen Dalit-Kaste zeigten in szenischen Darstellungen
Formen der alltäglichen Menschenrechtsverletzungen unter denen sie in
ihrer Heimat zu leiden haben
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„Unter den Staaten,
deren Strafgesetzge-
bung auf übereinstim-
mender Grundlage be-
ruhen und die ein
wechselseitiges Ver-
trauen in ihre Ge-
richtsentscheidungen
setzen dürfen, wäre
die Auslieferung eige-
ner Staatsangehöriger
ein Mittel, um eine gu-
te Justizverwaltung zu
sichern“, mit diesem
über hundert Jahre al-
ten Zitat des Straf-
rechtsprofessors Franz
von Liszt eröffnete die
Bundesministerin der
Justiz Brigitte Zypries
das Internationale
Symposium „Verfah-
rensrecht in Strafsa-
chen in der EU“ der
FES am 14. November
in Berlin. Die Kodifika-
tion gemeinsamer Min-
deststandards der Be-

schuldigtenrechte im
Strafverfahren ist eines
der Ziele der Bundes-
regierung im Rahmen
der deutschen EU-
Ratspräsidentschaft,
wie die Ministerin her-
vorhob.

In Vorbereitung auf
das Symposium richte-
te die FES Workshops
in Berlin, London und
Prag aus. Experten aus
Politik, Praxis und Wis-
senschaft diskutierten

über die Entwicklung
von Beschuldigten-
rechten im europäi-
schen Rechtsraum und
die Umsetzbarkeit von
europäischen Mindest-
standards im Strafver-
fahren. Eckpfeiler für

Mindeststandards sind
das Recht auf Informa-
tion, das Recht auf
Rechtsbeistand, das
Recht auf einen Dol-
metscher und die
Übersetzung von Ver-

fahrensdokumenten.
Die Debatten machten
deutlich, dass die Um-
setzung des Vorhabens
nicht einfach sein wird.
Seit dem ersten Vor-
schlag der EU-Kom-
mission für einen Rah-
menbeschluss im Jahr
2004 sei der Vertrags-
text durch die zahlrei-
chen Verhandlungen
schwächer geworden,
argumentieren die Kri-
tiker. Dagegen sehen
die Befürworter in ei-
ner „übereinstimmen-
den Grundlage“ den
Schlüssel für die kom-
mende Zusammenar-
beit der Mitgliedsstaa-
ten. Es sei an der Zeit,
eine Balance zwischen
präventiv und repres-
siv wirkenden Maß-
nahmen und den Bür-
gerrechten herzustel-
len.

I N T E R N A T I O N A L E S  S Y M P O S I U M  Ü B E R  R E C H T S P O L I T I K  I N  E U R O PA

Mindeststandards im Strafverfahren

Justizministerin Brigitte Zypries eröffnete das Internationale Symposium
am 14. November in Berlin. (Foto: Liebe)

FES + + + TELEGRAMM

+ + + Die Arbeitsstelle Menschenrechte an der Otto-
von-Guericke-Universität Magdeburg ist ein bis dato
einmaliges Projekt. Die Kooperation zwischen dem
UNESCO-Lehrstuhl und dem Lehrstuhl für praktische
Philosophie soll die interdisziplinäre Zusammenar-
beit auf dem Gebiet der Menschenrechtsforschung
stärken und eine größere Öffentlichkeitswirksamkeit
garantieren. Das FES-Landesbüro Sachsen-Anhalt
ist der erste Partner der Arbeitsstelle und führte die
Auftaktveranstaltung des Projektes „Menschen-
rechte in Europa“ durch. Vor den 120 Teilnehmern
verdeutlichte Prof. Stephan Gosepath von der Justus-
Liebig-Universität in Gießen die unterschiedliche Ge-
wichtung von Menschenrechten. + + +

+ + +  Basierend auf einer von ihr mitorganisierten
Vorlesungsreihe an der FU Berlin hat die FES-Stipen-
diatin Nicole Janz das Buch „Menschenrechte - Glo-

bale Dimensionen eines universellen Anspruchs“
mitherausgegeben. In den interdisziplinären Beiträ-
gen beleuchten die Autoren, was der „Faktor Kultur“
erklären kann – und wo seine Grenzen liegen. Der
Blick auf den Islam im Nahen Osten, Hinduismus in
Indien, China und Konfuzianismus, Afrika, die EU,
Osteuropa und Lateinamerika beschreibt die globa-
len Dimensionen des universellen Anspruchs der
Menschenrechte. 
Menschenrechte – Globale Dimensionen eines univer-
sellen Anspruchs; Nicole Janz/Thomas Risse (Hrsg.),
Nomos Verlag, Baden-Baden, 2007, 188 Seiten, 
Leseproben: www.nicolejanz.de/Menschenrechte 



44

I N F OFES 4 / 2 0 0 6

SCHWERPUNKT

M E N S C H E N R E C H T S D I A L O G  I N  Z E N T R A L A S I E N

Kein Rechtsstaat ohne unabhängige Richter

Die Allgemeine Erklä-
rung der Menschen-
rechte wurde am 10.
Dezember 1948 von

der Uno-Generalver-
sammlung angenom-
men und verkündet.
48 Staaten stimmten
damals dafür, kein
Staat dagegen. Es ent-
hielten sich jedoch
acht, unter ihnen die
Sowjetunion, zu der
auch die zentralasiati-
schen Republiken Ka-
sachstan, Kirgisistan,
Tadschikistan, Turk-
menistan und Usbekis-
tan zählten. Seit 1991
sind diese unabhängig
und haben unter-
schiedliche Wege der

Entwicklung einge-
schlagen. Eines ist den
Staaten freilich ge-
mein: Politische Stabi-
lität steht vor den
Menschenrechten. Seit
2004 führt die FES
deshalb in der Region
Maßnahmen durch,
um der Bevölkerung
und staatlichen Orga-
nen die herausragende
Bedeutung der Men-
schenrechte und deren
Achtung nahe zu brin-
gen. Dabei konzent-
riert sich die FES auf
die juristischen Aspek-
te der Menschen-
rechtserklärung und
da besonders auf die
Artikel 7: Gleichheit
vor dem Gesetz, Arti-
kel 8: Anspruch auf
Rechtsschutz, Artikel
9: Schutz vor Verhaf-
tung und Ausweisung,
Artikel 10: Anspruch
auf rechtliches Gehör
und Artikel 11: Un-
schuldsvermutung 
und keine Strafe ohne
Gesetz.
Ein Schwerpunkt bei
der Bearbeitung dieser

Themen ist die Unab-
hängigkeit der Richter.
Sie hatten im sowjeti-
schen Rechtssystem
kaum Einfluss gegen-
über der allmächtigen
Generalstaatsanwalt-
schaft. Und daran hat
sich bisher wenig ge-
ändert. Umso mehr
stellte die Reformie-
rung des Richterwe-
sens einen wichtigen
Schritt bei der Durch-
setzung der Men-
schenrechte dar. Mit
deutschen Experten
und Politikern veran-
staltete die FES in
Tadschikistan (ge-
meinsam mit der GTZ)
und in Usbekistan Se-
minare zur Richter-
fortbildung. So reiste
die ehemalige Justiz-
ministerin Prof. Herta
Däubler-Gmelin in die
usbekischen Regionen
Chorezm und Karakal-
pakstan. An den sehr
gut besuchten Semina-
ren nahmen nicht nur
Richter, sondern auch
Vertreter der General-
staatsanwaltschaft

und Anwälte teil. 
Parallel zu diesen Se-
minaren führte die
FES ebenfalls seit
2004 Gesprächsrun-
den zur Abschaffung
der Todesstrafe durch.
Während zu Beginn
noch die Meinung vor-
herrschte, dass eine
Abschaffung nicht dem
Interesse des usbeki-
schen Volkes entspre-
che, nahm der zweite
Gesprächskreis 2006
eine ganz andere Wen-
dung. Denn da hatte
die Regierung bereits
verfügt, die Todesstra-
fe zum 1. Januar 2008
abzuschaffen. zu die-
ser Entscheidung, so
die Teilnehmer des Ge-
sprächskreises, hätten
auch Treffen mit aus-
ländischen Experten
beigetragen. 
Der von der FES mit
gestaltete Menschen-
rechtsdialog mit Zent-
ralasien soll während
der deutschen EU-
Ratspräsidentschaft im
ersten Halbjahr 2007
intensiviert werden.

In dem 1966 verab-
schiedeten „Internatio-
nalen Pakt über bür-
gerliche und politische
Rechte“ wurde in Arti-

kel 27 ausdrücklich
festgeschrieben, dass
Minderheiten in mul-
tiethnischen Staaten
ihre kulturellen Rechte

zuerkannt werden
müssen. Dieser An-
spruch wird jedoch ge-
rade in jungen, mul-
tiethnischen Demokra-

tien selten eingelöst.
Dennoch gibt es eine
Debatte um die Frage,
ob ein verfassungsmä-
ßig garantiertes Dis-

Leitete Fortbildungs-
seminare für Richter
in Tadschikistan und
Usbekistan: die ehe-
malige Justizminis-
terin Herta Däubler-
Gmelin.

M O N I T O R I N G - P I L O T P R O J E K T  D E R  F R I E D R I C H - E B E R T- S T I F T U N G

Minderheitenrechte auf dem Westlichen Balkan
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Nach den belarussi-
schen Parlamentswah-
len vom März 2006
und den Verhaftungen
oppositioneller Politi-
ker mehrten sich Hin-
weise, dass auch die
verbliebenen unab-
hängigen belarussi-
schen Journalisten
verstärktem Druck
ausgesetzt sind. Die

FES steht in Kontakt
mit der Belarussischen
Assoziation der Jour-
nalisten (BAJ), deren
Präsidentin Zhanna
Litwina dem Regional-
vertreter der FES nach
den Wahlereignissen
über Journalisten be-
richtete, die vor Ge-
richt gestellt werden. 
Zhanna Litwina hat

1976 die journalisti-
sche Fakultät der Be-
larussischen Staatli-
chen Universität absol-
viert. Danach war sie
von 1976 bis 1994 als
Redakteurin für Ju-
gend im belarussi-
schen Fernsehen tätig.
Seit der Gründung des
unabhängigen Journa-
listenverbandes 1995

steht ihm Litwina als
Präsidentin vor. 
Die mehr als tausend
Mitglieder starke BAJ
ist seit 1997 Mitglied
der „Internationalen
Föderation der Jour-
nalisten“ und sie ist
seit 2003 mit „Repor-
ter ohne Grenzen“ as-
soziiert. 2003 erhielt
die BAJ den „Golden

kriminierungsverbot
zum Schutz von Min-
derheiten nicht aus-
reicht oder ob es der
spezifischen Anerken-
nung und Förderung
der Minderheiten be-
darf – also bspw. der
schulischen Unterrich-
tung in der Mutter-
sprache, der Präsenz
in den Medien, dem
Gebrauch der Sprache
in staatlichen Institu-
tionen etc.
Der bisher ehrgeizigs-
te Versuch zum inter-
nationalen Schutz von
Minderheitenrechten
ist die Rahmenkonven-
tion des Europarates
zum Schutz nationaler
Minderheiten. Der Eu-
roparat veröffentlicht
regelmäßig Monito-
ring-Berichte zur Lage
der Minderheitenrech-
te in den Mitglieds-
staaten. Die Berichte
beruhen auf Feldstudi-
en und Analysen, der
Auswertung von Peti-

tionen der Bürger, der
Beobachtung und Fak-
tensammlung, Befra-
gungen und der Analy-
se vorhandener Unter-

suchungen. Basierend
auf diesen Berichten
werden Empfehlungen
ausgesprochen, die
den Staaten zugeleitet
werden. 
Die FES bemüht sich
in ihrem Pilotprojekt
zum Minderheiten-Mo-
nitoring in Südosteuro-
pa um einen Ansatz,
der nicht auf die Um-
setzung von oben
setzt, sondern durch

den Veränderungsan-
spruch der Bürger ei-
nerseits und die Koo-
perationsbereitschaft
der lokalen Verwal-

tung andererseits die
Verwirklichung von
Minderheitenrechten
von „unten“ voran-
treibt. Dabei ist die 
Erarbeitung von Poli-
tikempfehlungen nur
ein Teil des Projektes.
Noch wichtiger ist das
Zustandekommen der
Empfehlungen durch
alle relevanten Akteu-
re auf lokaler Ebene,
der Verwaltung, der

Zivilgesellschaft und
der Bewohner der Ge-
meinde. Damit sollen
gemeinsame Interes-
sen und Möglichkeiten
zur Integration der
Bürger und besonders
der Minderheiten in
das politische Gesche-
hen ausgelotet wer-
den. 
Als Grundlage für das
neue Monitoring-Mo-
dell dienten westeuro-
päische Erfahrungen
mit der Erhebung einer
„lokalen Demokratiebi-
lanz“. Die Pilotphase
erfolgte im Jahr 2006
in Albanien, Bulgarien,
Makedonien, Rumäni-
en und Serbien.

Die Abschlussberichte von
Gemeinden und Menschen-
rechtsorganisationen sind,
wie auch weiterführende In-
formationen zum Projekt,
über die Web-Site der FES in
Mazedonien abrufbar:
www.fes.org.mk

M E H R  Z U M  T H E M A

B E L A R U S :  J O U R N A L I S T E N  F Ü R  F R E I H E I T  U N D  B Ü R G E R R E C H T E

Solidarität gegen verstärkten Druck
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L I B A N O N

Schüler entdecken die Menschenrechte 
Im Libanon sind De-
mokratie und Men-
schenrechte zwar in
Grundzügen in der
Verfassung verankert,
vollständige Gleichheit
ist jedoch nicht garan-
tiert und politische
Konflikte, Zensur und
der Einfluss der Kon-
fessionsgemeinschaf-
ten gefährden immer
wieder die Rechte des
Einzelnen. 
Mit Unterstützung der
FES führt die Organi-
sation „Nouveaux Dro-
its de l’Homme – Inter-
national“ (NDH) in Zu-

sammenarbeit mit der
„Association Libanaise
pour l’Education et la
Formation“ (ALEF) ein
Projekt namens 3D
(Droits, Devoirs, Démo-
cratie – Rechte, Pflich-
ten und Demokratie)
durch, das Schüler im
Großraum Beirut mit
dem Thema Men-
schenrechte vertraut
macht. An sechs Schu-
len nehmen insgesamt
rund 160 Schüler an
dem Projekt teil. Zu
den Themen gehören
die Allgemeine Erklä-
rung der Menschen-

rechte, Staatsbürger-
schaft und Zivilgesell-
schaft, Demokratie,
Todesstrafe, Strategien
der Konfliktlösung
usw. Rollenspiele, au-
diovisuelles Material
und Diskussionen hel-
fen den Schülern, diese
komplexen Themen zu
erfassen. Die Ergebnis-
se sind überzeugend.
Die 17-jährige Nour
schrieb an die Projekt-
leiter: „Ich bin mir si-
cher, dass Sie durch
Ihre Bemühungen eine
Wiege des Friedens
und der Gerechtigkeit

aus dieser Welt ma-
chen werden. Sie ha-
ben mein Zugehörig-
keitsgefühl zur
Menschheit gestärkt,
Sie haben mein Ver-
antwortungsgefühl
und meinen Sinn für
Solidarität entwickelt.
Sie haben mir beige-
bracht, in Würde zu 
leben, indem ich die
Würde des anderen re-
spektiere. Sie haben
mir geholfen, verschie-
dene Probleme zu be-
wältigen, bei denen ich
an meine Grenzen ge-
stoßen war.“ 

Pen of Freedom Prize“
und 2004 verlieh ihr
das Europäische Par-
lament den „Sacha-
row-Preis“.
Gegenüber der Fried-
rich-Ebert-Stiftung
hob Frau Litwina her-
vor, wie wichtig es ge-
rade jetzt in Belarus
ist, die professionellen
Standards des unab-
hängigen Journalis-
mus zu wahren, die
journalistische Ethik
zu festigen und die
fachliche Qualifikation
der Journalisten stets
neu anzuheben. Stän-
dige Qualifizierung in
Verbindung mit Ver-
netzung schafft einen
Schutzmechanismus
im schwierigen Umfeld
ständiger Einengun-

gen und strafrechtli-
cher Bedrohung. Die
Durchführung von be-
ruflichen Fortbil-
dungsveranstaltungen
für unabhängige Jour-

nalisten im Lande wird
allerdings immer
schwieriger und ris-
kanter. Einen Ausweg
bieten internationale
Fortbildungsangebote;

ein Bereich, in dem
auch die Friedrich-
Ebert-Stiftung im Rah-
men der Möglichkeiten
langjährig Hilfe leistet. 
Seit 1998 führt die
BAJ ein Monitoring
über Verstöße gegen
die Freiheit der Mei-
nungsäußerung und
die Rechte von Mas-
senmedien durch. Da-
zu wurde ein Netz von
Korrespondenten in
ganz Belarus aufge-
baut. Auch während
der belarussischen
Wahlen von 2004 und
2006 führte die BAJ
ein Monitoring über
die Rolle der Medien
im Wahlkampf durch.
Im Zuge der Präsi-
dentschaftswahlen von
2006 gerieten auch

immer wieder Journa-
listen in eine rechtlich
schwierige Lage, wenn
sie über Aktionen Op-
positioneller berichtet
hatten. Dabei kam es
auch zu etwa 50 Ver-
haftungen, darunter
auch Vertreter inter-
nationaler Medien. Die
BAJ setzt sich mit öf-
fentlichen Appellen für
die Freilassung verhaf-
teter Kollegen ein. Die
FES wird die mutige
und engagierte Arbeit
von Zhanna Litwina
und ihren Kolleginnen
und Kollegen in der
Belarussischen Asso-
ziation der Journalis-
ten auch weiterhin mit
großer Aufmerksam-
keit und Solidarität
verfolgen. 

Die Präsidentin der Belarussischen
Assoziation der Journalisten,
Zhanna Litwina.
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Bestandsaufnahme mit Mängeln

Die Bilder sind wider-
sprüchlich. Überfüllte
Zelte mit Schichtunter-
richt für Mädchen und
Jungen entlang der
Straße von Kabul in
Richtung Norden. Ver-
lassene oder abge-
brannte Schulgebäude
im Süden des Landes,
wo der mit den Tali-
ban zurückkehrende
Krieg in diesem Jahr
200.000 Schüler aus
dem Unterricht ver-
trieben hat – vor allem

Mädchen. Obwohl die
Zahl der Schüler in Af-
ghanistan binnen fünf
Jahren von einer auf
über fünf Millionen ge-
stiegen ist, besucht
nur eines von fünf
Mädchen die Grund-
schule und eines von
20 Mädchen eine wei-
terführende Schule.
Die, gemessen an der
Vergangenheit, den-
noch erheblichen Bil-
dungsfortschritte für
afghanische Mädchen

stoßen gerade in
jüngster Zeit an wirt-
schaftliche und poli-
tisch-kulturelle Gren-
zen. Zum einen ist der
afghanische Staat
auch fünf Jahre nach
Beginn der westlichen
Intervention kaum da-
zu in der Lage, weitere
Schulen zu bauen,
(weibliche) Lehrer
auszubilden oder diese
besser zu bezahlen.
Zum anderen sind es
vor allem die Mädchen,

die als schwächste
Mitglieder der Gesell-
schaft die sich ver-
schärfende konservati-
ve Gegenbewegung zu
spüren bekommen.
Vor diesem Hinter-
grund unterstützt die
FES-Kabul die Lobby-
arbeit von Frauen-
gruppen, vor Parla-
mentsausschüssen und
in den Medien auf eine
fortschrittliche Gesetz-
gebung für Frauen und
Mädchen hinzuwirken.

Obwohl der Jemen oft
als „die einzige Demo-
kratie der arabischen
Halbinsel“ bezeichnet
wird, beklagen Vertre-
ter der Zivilgesellschaft
und internationaler
Menschenrechtsorga-
nisationen immer wie-
der gravierende Män-
gel bei der Achtung
der Menschenrechte.  
Mit Unterstützung des
FES-Büros in Sana’a
hat das Yemeni Obser-
vatory for Human
Rights (YOHR) nun den
„Annual Report 2005 –
Human Rights and De-
mocracy in Yemen“
der Öffentlichkeit vor-
gestellt. Es handelt
sich dabei um den ers-
ten unabhängigen Be-

richt über die Situation
der Menschenrechte
im Jemen, der von ei-
ner einheimischen
nicht-staatlichen Orga-
nisation erstellt wur-
de. In dem Bericht
wurde unter anderem
festgestellt, dass das in
der Verfassung garan-
tierte Recht auf freie
Meinungsäußerung
von Regierungsseite
nicht umfassend re-
spektiert wird. So ist
die oppositionsnahe
Presse von erhebli-
chen Zensurmaßnah-
men, körperlicher Ge-
walt gegen Redakteure
sowie juristischen Ver-
folgungen betroffen.
Neben Mängeln im
staatlichen Bereich

wird auch auf Men-
schenrechtsverletzun-
gen durch Stammes-
fehden und bewaffnete
islamistische Organi-
sationen hingewiesen. 
Darüber hinaus zieht
der Bericht eine direk-
te Verbindung zwi-
schen dem Schutz der
Menschenrechte und
der demokratischen
Entwicklung. So emp-
fiehlt er politische Re-
formen, um einen
nachhaltigen Men-
schenrechtsschutz zu
ermöglichen, etwa die
Dezentralisierung der
Regierungsbehörden
und verstärkte Gewal-
tenteilung. Während
Menschenrechtsakti-
visten bisher nur auf

Grundlage staatlicher
Daten arbeiten konn-
ten, können sie sich
durch Unterstützung
der FES jetzt auf un-
abhängig und wissen-
schaftlich erstellte
Fakten stützen.

A F G H A N I S T A N :  M E N S C H E N R E C H T  A U F  B I L D U N G  N O C H  N I C H T  E I N G E L Ö S T

Kaum Mädchen in Schulen

Blick hinter die Kulis-
sen: Das FES-Büro in Je-
mens Hauptstadt Sanaá
fördert Bericht über Si-
tuation der Menschen-
rechte im Lande.
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Es sind Völkerwande-
rer zumeist aus der
D.R. Kongo, die zwar
davon gehört haben,
dass man in Angola
Gold und Diamanten
finden kann, aber ei-
gentlich nur einen Ort

suchen, an dem sie in
Frieden leben und ar-
beiten können. Dabei
wurden viele Angola-
ner in den letzten
Jahrzehnten selber zu
Flüchtlingen. Der Bür-
gerkrieg forderte rund

1,5 Mio. Tote; vier Mil-
lionen der zwölf Millio-
nen Einwohner flohen
in den letzten vier Jah-
ren vor dem Krieg.
Hilfsprogramme gibt
es lediglich für die an-
golanischen Rückkeh-

rer. Die illegalen Ar-
beitsmigranten, die
zusätzlich ins Land
strömen, sind sich sel-
ber überlassen. Sie
sind fast vollkommen
rechtlos und werden
ausgebeutet. Ein Groß-

S C H W E R E  M E N S C H E N R E C H T S V E R L E T Z U N G E N  G E G E N Ü B E R  I L L E G A L E N  A R B E I T S M I G R A N T E N

Angola: Rechtlose Flüchtlinge

F E S  B E I M  F I L M F E S T I V A L  F Ü R  M E N S C H E N R E C H T E

Nach dem Tsunami 

Dokumentarfilme zum
Thema Menschenrech-
te standen vom 16. bis
zum 22. November er-
neut im Mittelpunkt
des One World Berlin –
Filmfestival für Men-
schenrechte und Medi-
en. Das FES-Referat
Entwicklungspolitik
begleitete die Filme
„Anywhere but Fear“
und „My Neighbour
the Giant Boat“ am 17.
November mit einer
Diskussion im Kino Ar-
senal. Die Filme zeich-
nen die dramatischen
Entwicklungen in der
indonesischen Provinz
Aceh nach, vom ge-
waltsamen Konflikt
zwischen dem indone-
sischen Militär und der
Rebellengruppe GAM
bis zu den Folgen des
Tsunami. 
In der anschließenden
Diskussion wurde der
Zusammenhang zwi-
schen dem Tsunami
von 2004 und dem

Friedensabkommen
vom August 2005 dis-
kutiert. Achim Esderts,
langjähriger Vertreter
der FES in Indonesien,
betonte, dass der Tsu-
nami – und die damit
verbundene interna-
tionale Aufmerksam-

keit – Auslöser für ei-
nen ins Stocken gera-
tenen Friedensprozess
gewesen sei. Annette
Kaiser vom Bundesmi-
nisterium für Wirt-
schaftliche Zusam-
menarbeit und Ent-
wicklung wies darauf
hin, dass sich im Ge-

gensatz zu Aceh die
Hoffnungen in Sri Lan-
ka auf einen Friedens-
prozess nach dem Tsu-
nami nicht erfüllt ha-
ben. Sie betonte, dass
eine sich dem „Do no
harm“-Ansatz ver-
pflichtete Entwick-

lungszusammenarbeit
an alle Opfer richten
müsse und z.B. auch
ehemalige Kombattan-
ten reintegrieren soll-
te. Um der Spaltung
von Gemeinden entge-
genzuwirken, sei ein
System mit internatio-
nal vereinbarten Stan-

dards und Qualitäts-
kontrollen erforder-
lich. So bestehe für in-
ternationale Akteure
die Herausforderung
beim Wiederaufbau
darin, Opfer nicht ver-
schiedenen Kategorien
zuzuordnen, so Chris-
tiane Steinert von Mal-
teser International.
Bislang hätten sich
Hilfsorganisationen
auf Grund ihres Man-
dats und zweckgebun-
dener Spenden nicht
ausreichend um die
Bürgerkriegsflüchtlin-
ge gekümmert.

Plakat des von der FES beim One World Berlin-Filmfestival für Menschen-
rechte präsentierten Films.

Die indonesische Pro-
vinz Aceh nach dem
Tsunami ist auch das
Thema einer neuen
Konfliktanalyse der
FES im Rahmen des
PCIA-Prozesses
(„Peace and Conflict
Impact Assessment“):
http://fesportal.fes.de/ 

M E H R  Z U M  T H E M A
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Engagement für Menschenrechte
Seminarangebote der Akademie Frankenwarte in Würzburg

Seit den 80er Jahren bietet die Akademie Franken-
warte in Würzburg in Kooperation mit amnesty inter-
national e.V. Wochenend-Seminare zu den unter-
schiedlichsten Aspekten des Themenbereichs „Men-
schenrechte“ an. Während anfangs ausschließlich die
politischen Menschenrechte im Fokus standen, gilt
seit 2001 die Erweiterung auf wirtschaftliche, sozia-
le und kulturelle Menschenrechte. „Wirtschaft und
Menschenrechte: Perspektiven für menschenrecht-
lich verantwortliches Verhalten von Unternehmen“
lautete beispielsweise das Thema eines Seminars im
September 2006. Ihr Motiv zur Teilnahme beschrieb
die Marketing-Managerin eines internationalen Kon-
zerns so: Sie wolle die Politik des Unternehmens nicht
mehr mittragen und suche nach Wegen, im Konzern

teil der Migranten ver-
sucht sein Glück auf
eigene Faust als Dia-
mantensucher in den
Flussbetten. Da diese
Art der Diamantensu-
che illegal ist, werden
die Ertappten von den
Angehörigen der Si-
cherheitsfirmen der
Schürfunternehmen
oftmals ausgeplündert
und misshandelt. 
Die staatlichen Sicher-
heitskräfte führen im-
mer wieder Deporta-
tionen durch. So wur-
den im Juli 2006 mehr
als 80.000 Flüchtlinge
ausgewiesen. Die Men-
schen sind oftmals
mehr als zwei Wochen
in Sicherheitsgewahr-
sam, ohne während
dieser Zeit regelmäßig
versorgt zu werden.
Lebensmittel werden
nur unzureichend aus-
gegeben; Wasser in
Trinkwasserqualität
oder sanitäre Einrich-
tungen fehlen völlig.
Misshandlungen und

der Diebstahl von Geld
bzw. von Wertgegen-
ständen durch die an-
golanischen Sicher-
heitskräfte sind keine
Einzelfälle. Immer
wieder wird auch von
extremsten Menschen-
rechtsverletzungen be-
richtet, die von Verge-
waltigungen über
Misshandlungen bis zu
Mord reichen.
Um das Bewusstsein
für den menschenwür-
digen Umgang mit den
Flüchtlingen zu schär-
fen, wurden von der
FES in der Vergangen-
heit in allen Provinzen
des Landes polizeiliche
Ausbilder für den Be-
reich „Menschenrech-
te und Zivilerziehung“
qualifiziert. Zudem
versucht die Stiftung
die Menschenrechts-
frage bereits in die Po-
lizeiausbildung Ango-
las zu integrieren. Un-
längst ist es zudem
gelungen, erstmals
Ausbildungsmaßnah-

men im Bereich Men-
schenrechte unmittel-
bar für die angolani-
sche Grenzpolizei
durchzuführen. So
wurden in der Provinz
Cabinda im militäri-
schen Sperrbezirk der
Grenze zum Kongo
mehr als 50 Instruk-
teure ausgebildet. Ers-
te Erfolge dieser Be-

mühungen sind bereits
sichtbar. Nicht nur Be-
richte kritischer ango-
lanischer Medien, son-
dern auch internatio-
naler Organisationen

lassen auf eine signifi-
kante Abnahme von
Übergriffen der Polizei
auf die Zivilbevölke-
rung schließen. Damit
auch die privaten Si-
cherheitsfirmen nicht
weiterhin im rechts-
freien Raum agieren
können, bietet die FES
in Zukunft auch Trai-
ningsmaßnahmen für

diese Zielgruppen un-
ter Einbindung des Ge-
neralkommandos der
Angolanischen Polizei
an.

Thema Menschen-
rechte auf der Tages-
ordnung: FES fördert
die Ausbildung der
angolanischen Poli-
zei.

etwas zu verändern. Menschenrechtsziele, Einfluss-
möglichkeiten auf Unternehmen und Maßnahmen
verschiedener Akteure waren die Themen, die theo-
retisch und spielerisch erarbeitet wurden. 
Ein Schwerpunkt der Seminarreihe liegt nach wie vor
im Bereich Asylrecht, doch seit 2001 rückt eine wei-
tere Frage in den Mittelpunkt: Führt der „Kampf ge-
gen den Terror“ zu einer allmählichen Erosion der
Menschenrechte? Wie steht es um das Spannungsver-
hältnis „Freiheit contra Sicherheit“? Ein weiteres Se-
minar befasste sich mit der Frage: „Folter – Grausa-
mes Mittelalter oder grausame Realität?“
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Verzweifelte Flüchtlin-
ge und Auswanderer,
die versuchen, Europa
zu erreichen: Fernseh-
aufnahmen dieser Tra-

gödie reihen sich ein
in unsere alltägliche
Informations- und Bil-
derflut. Mehr als
19.000 Menschen sind

allein zwischen Januar
und Oktober 2006 an
den Küsten der Kana-
rischen Inseln gestran-
det. Wer sind diese

Menschen, die ihr Le-
ben aufs Spiel setzen,
um die „Festung Euro-
pa“ zu erreichen? Wo-
her kommen sie? Wo-

M A R O K K A N I S C H E R  A U T O R  L I E S T  I N  B E R L I N

Den Flüchtlingen ein Gesicht geben

M A R O K K O

Frauen auf dem Weg in die Moderne
Die „größte Revolution
in Marokko seit der
Unabhängigkeit“: 
Mit diesen Worten
kennzeichnet Latifa
Jbabdi, eine führende
Aktivistin der marok-
kanischen Menschen-
rechtsbewegung, die
Reform des Familien-
rechts in ihrem Land.
Fast genau drei Jahre
nachdem König Mo-
hammed VI. die Richt-
linien für die Novel-
lierung des Personen-
standsrechts verkün-
det hatte, zog die FES
gemeinsam mit der
Deutsch-Maghrebini-
schen Gesellschaft ei-
ne erste Zwischenbi-
lanz.
Das Gesetz bringt die
Frauen in ihrer
Rechtsstellung einen
deutlichen Schritt wei-
ter in Richtung gesell-
schaftlicher Gleichbe-
rechtigung. Zu den
wichtigsten Neuerun-
gen gehören das ein-
heitliche Heiratsalter
von 18 Jahren für
Männer und Frauen

und die eigenständige
Heirat der Frau ohne
Vormund. Polygamie
ist nunmehr unter
Richtervorbehalt und
Zustimmung der Frau
gestellt, die Gehor-
samspflicht der Ehe-
frau gegenüber ihrem
Mann ist abgeschafft.
Ehescheidungen un-

terliegen nicht mehr
dem Gewohnheits-
recht, sondern fallen
in die Zuständigkeit ei-
nes Gerichts. Güter-
trennung erfolgt auf-
grund eines schriftli-
chen Ehevertrages
und die Vergabe des
Sorgerechts unter Be-
rücksichtigung des

Kindeswohls. Das Ge-
setzeswerk stelle die
bedeutendste Reform
in der Geschichte Ma-
rokkos dar, sagt auch
Prof. Mohammed Mou-
aqit von der Universi-
tät Casablanca, zu-
gleich Mitautor einer
vom FES-Büro Rabat
in Auftrag gegebenen

Studie zum neuen Fa-
milienrecht (Mouda-
wana), deren Ergeb-
nisse auf der Veran-
staltung in Bonn im
November erstmals
der Öffentlichkeit vor-
gestellt wurden. Be-
stimmte Trends ließen
sich bereits erkennen.
So gebe es zum Bei-

spiel deutlich mehr
Scheidungsanträge
von Frauen und die
gesellschaftliche Ak-
zeptanz sei inzwischen
insgesamt sehr groß.
Nach zunächst massi-
ven Protesten von Isla-
misten konnte die Re-
form erst durch eine
vom König eingesetzte
Expertenkommission
erfolgreich auf den
Weg gebracht werden.
Bettina Dennerlein
vom Zentrum Moder-
ner Orient hob die Be-
deutung der Mouda-
wana für den Prozess
der Pluralisierung in
Marokko hervor, bei
dem Grenzen getestet
und verschoben wür-
den, ohne dass der in-
stitutionelle Rahmen
in Frage gestellt wer-
de. Die Reform sei Be-
standteil der Öffnungs-
dynamik und zugleich
ein Steuerungselement
dieser Öffnung, mit
dem der König den ge-
sellschaftlichen Re-
formprozess neu aus-
gerichtet habe.

Präsentierte FES-Studie zum neuen Familienrecht Marokkos: Prof. Mo-
hammed Mouaqit von der Universität Casablanca.
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Menschenrechtsolympiade an Mittelschulen
In der Slowakei be-
steht eine langjährige
Tradition von Wettbe-
werben für Mittel-
schüler in Schulfä-
chern wie Mathema-
tik, Chemie oder
Fremdsprachen, die
sich „Olympiaden“
nennen. Vor acht Jah-
ren kam zu den bishe-
rigen Fachrichtungen

aufgrund der Initiative
von Prof. Miroslav Ku-
sy, dem Begründer 
der modernen slowa-
kischen Politologie,
auch die „Olympiade
der Menschenrechte“
hinzu. Sie soll das Ver-
ständnis für die Men-
schenrechte bei der
jungen Generation
verbessern. Die FES-

Bratislava unterstütz-
te diese Menschen-
rechtsolympiade orga-
nisatorisch und finan-
ziell sowie mit eigenen
themenbezogenen
Texten.
Im ersten Schritt be-
steht diese Olympiade
aus einem landeswei-
ten Test für Mittel-
schulen, an dem in
diesem Jahr insge-
samt über 2000 Schü-
ler und Schülerinnen
des 8. Jahrgangs teil-
genommen haben. In
den folgenden Be-
zirksrunden werden
die jeweils acht Besten
ihres Jahrgangs aus-
gewählt. In der End-

runde werden dann
durch Essays und die
Lösung von Fallbei-
spielen die Sieger er-
mittelt. Als Preise
warten Studienaufent-
halte und ein Som-
mercamp. Zentrales
Thema waren Chan-
cengleichheit und die
Stellung der Frau in
der Gesellschaft. Auch
die Lehrer der Mittel-
schulen sind einbezo-
gen, „denn“ – wie ei-
ner der Organisatoren
der Olympiade meinte
– „die Lehrer wissen
teilweise weniger über
die Menschenrechts-
problematik als die
Schüler selber“. 

von träumen sie?
Tahar Ben Jelloun, der
wohl bedeutendste
Vertreter zeitgenössi-
scher französischspra-
chiger Literatur des
Maghreb, widmet sich
in seinem im Septem-
ber 2006 in deutscher
Sprache erschienenen
Roman „Verlassen“
diesem Exodus unse-
rer Zeit. Den Migran-
ten aus Schwarzafrika
oder dem Maghreb,
die auf der nördlichen
Seite des Mittelmeers
meist nur als anony-
me, illegale Einwande-
rer wahrgenommen
werden, gibt er Ge-
sichter, Namen und

Stimmen. Tahar Ben
Jelloun verarbeitet ge-
sellschaftliche Erstar-

rung und Korruption,
bedrückende Lebens-
verhältnisse und die
Perspektivlosigkeit ei-
ner ganzen Generation
in Marokko mit ihrer

Fixierung auf ein Eu-
ropa, das wiederum
allzu oft die Augen

verschließt und sich
abschottet.
Auch die Warnung vor
Ideologie und Metho-
den der Islamisten, die
aus all dem ihren Nut-

zen zu ziehen wissen,
bildet im Buch einen
zentralen Handlungs-
strang. Islamismus be-
drohe alle Gesellschaf-
ten, die in die Moderne
wollten, so Tahar Ben
Jelloun am 27. Okto-
ber bei der FES in Ber-
lin. Über 300 Gäste
waren der Einladung
zur Autorenlesung ge-
folgt, in deren An-
schluss über die ge-
sellschaftliche und po-
litische Dimension der
Migration diskutiert
wurde. 

An dem Podiumsgespräch nahm auch der Kameruner Flaubert Djateng
teil, der Tahar Ben Jelloun zu einer seiner Romanfiguren inspiriert hat.
(Foto: Liebe)

www.fes.de/aktuell/docu-
ments/061027_Jelloun.pdf

A U D I O B E I T R A G

F ES + + + TELEGRAMM

+ + +  Knapp 600 elegant gekleidete Jugendliche füllten am
15. November nicht nur das Konferenzzentrum der FES in
Berlin, sondern auch noch die südafrikanische Botschaft
und die Landesvertretung Bremen. Schüler/innen aus 18
Ländern und 72 Schulen trafen sich auf der Generalver-
sammlung des Planspiels „Berlin Model United Nations“
(BERMUN). Unter dem Motto „Förderung des Friedens: Be-
kämpfung von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und ethni-
scher Rivalität“ hatte die Berliner John-F.-Kennedy-Schule
das Planspiel organisiert. Die Auftaktveranstaltung richte-
te das FES-Forum Politik und Gesellschaft aus.  + + +  
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8. Treffen des deutsch-fran-
zösischen Forums in Berlin Energieabhängigkeit 

verhindern
D I E  K R I S E  D E S  E U R O P Ä I S C H E N  V E R F A S S U N G S P R O Z E S S E S und Wege, aus

dieser Krise herauszukommen, standen im Mittelpunkt der Debatten beim 8. deutsch-
französischen Forum am 20. und 21. Oktober in Berlin. 

Übereinstimmend be-
tonten die stellvertre-
tende SPD-Fraktions-
vorsitzende Angelica
Schwall-Düren und die
französische Europa-
Abgeordnete Catherine
Guy-Quint den Mangel
an Demokratie im eu-
ropäischen Kontext,
der im Gefolge des
französischen und hol-
ländischen Nein im
Verfassungsreferen-
dum dazu geführt ha-
be, dass „jeder sich in
den nationalen Egois-
mus zurückflüchtet“.
In diesem Kontext for-
derte FES-Vorstands-
mitglied und Bundes-
ministerin a.D. Christi-
ne Bergmann eine
„interessierte und en-
gagierte Beteiligung

der Zivilgesellschaft
am europäischen Ver-
fassungsprozess“ unter
der deutschen EU-
Ratspräsidentschaft im
ersten Halbjahr 2007.
Dennoch gaben sich
die Teilnehmer der Po-
diumsdiskussion nicht
mit dem traurigen Be-
fund zufrieden: Das
französische Nein sei
nicht das Ende des
Verfassungsprozesses,
konstatierte Angelica
Schwall-Düren; mit
dem Beitritt Rumäni-
ens und Bulgariens am
1. Januar 2007 werden
über zwei Drittel der
EU-Mitgliedstaaten die
Verfassung ratifiziert
haben. 
Im zweiten Teil des Fo-
rums wurden die Per-

spektiven einer euro-
päischen Energiepoli-
tik diskutiert. Schnell
war man sich über die
anstehenden Schritte
einig, um die drohende
Energieknappheit und
–abhängigkeit zu ver-
hindern. Die Abgeord-
neten Reinhard Schultz
und Jean-Yves Le Dé-
aut plädierten nicht
nur für intensives
Energiesparen, son-
dern auch für die För-
derung erneuerbarer
Energien. Schultz sah
auch vielversprechen-
de Ansätze in einem
„comeback“ der Kohle,
die durchaus wieder
konkurrenzfähig sei
und die bei Einsatz
entsprechender Tech-
nologien auch dem Kli-
maschutz Rechnung
tragen würde. Uner-
warteten Beistand für
ihr Beharren auf der
Atomenergie erhielt
die französische Seite
von Ulrich Freese,
stellvertretender Vor-
sitzender der IG Berg-
bau, Chemie, Energie.
„Die Welt kommt um
die friedliche Nutzung
der Kernenergie nicht
herum“, sagte Freese.

Gleichzeitig plädierte
er jedoch gegen eine
einseitige Konzentrati-
on auf die Nuklear-
energie; der deutsche
Ansatz eines „ausge-
prägten Energiemix“
sei die beste Lösung. 
Der öffentliche Teil des
Forums wurde ergänzt
durch zwei Arbeits-
gruppen. Die erste
Gruppe beriet unter
Leitung des früheren
Staatssekretärs Uwe
Thomas über die euro-
päische Forschungspo-
litik, wobei wenig Fort-
schritte in Richtung
Verwirklichung der
Lissabon-Strategie
konstatiert wurden.
Allgemeine Ernüchte-
rung war auch in der
zweiten Arbeitsgruppe
über das wiederverei-
nigte Europa zu spü-
ren. Während sich im
Westen eine „Beitritts-
müdigkeit“ breit ma-
che, entfalte sich im
Osten eine „Transiti-
onsmüdigkeit“. Den-
noch wurde die Erwei-
terung als langfristig
positiv bewertet, auch
wenn sie kurzfristig
destabilisierend wir-
ken könne.
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Was verbindet Europa?

Werte, Vertrauen und
Solidarität standen im
Mittelpunkt einer in-
ternationalen Konfe-
renz, die am 22. Sep-
tember in Brüssel
stattfand. Das Europa-
büro der FES hatte
Teilnehmer aus den
alten und neuen Mit-
gliedstaaten der EU
sowie aus den Bei-
trittskandidatenlän-
dern in die „Biblio-
thèque Solvay“ einge-
laden, um über die
gemeinsame normati-
ve Basis in Europa zu
diskutieren. Dabei
wurde deutlich, dass
eine Definition eines
europäischen Werte-
kanons oder gar einer

europäischen Identität
nicht möglich und
auch nicht gewollt ist.
Die prinzipielle Offen-

heit der zentralen po-
litischen Werte in Eu-
ropa – Menschenrech-
te, Demokratie und
Solidarität – wider-

spreche einer solchen
exklusiven Festlegung. 
Dem mangelnden Ver-
trauen der Bürgerin-

nen und Bürger in die
Union, das zuneh-
mend zu beobachten
sei, müsse mit einer
verstärkten Betonung

der europäischen Er-
folge begegnet wer-
den. Das schwindende
Vertrauen sei auch da-
rauf zurückzuführen,
dass die Union die Li-
beralisierung der
Märkte einseitig vo-
rantreibe, ohne die so-
ziale Ausgestaltung
dieser Prozesse zu be-
einflussen, so die ehe-
malige französische
Ministerin Elisabeth
Guigou. Die Antwort
darauf könne zwar
nicht in einer einheit-
lichen europäischen
Sozialpolitik liegen,
gefordert sei aber eine
engere Abstimmung
zwischen den Mit-
gliedstaaten.

Eine engere Abstimmung über die Sozialpolitik in Europa, forderte die
ehemalige französische Ministerin Elisabeth Guigou in Brüssel (re. der
Leiter des Brüsseler FES-Büros, Ernst Stetter) 

Die Stärkung des stra-
tegischen Dialogs zur
Zukunft der EU-Si-
cherheitspolitik ist ei-
nes der Ziele der neu-
en sicherheitspoliti-
schen Gesprächsreihe
der FES, des European
Strategic Forum, des-
sen Auftaktveranstal-
tung am 14. Septem-
ber in Warschau statt-
fand.
Am Forum, das ge-
meinsam mit dem Po-
lish Institute for Inter-
national Affairs veran-

staltet wurde, nahmen
Parlamentarier, Regie-
rungsvertreter und
Experten aus acht Mit-

gliedstaaten der Union
sowie auch Vertreter
der EU-Institutionen
teil. Unter den Teilneh-

mern befanden sich
u.a. Walter Kolbow,
stellvertretender Vor-
sitzender der SPD-
Bundestagsfraktion,
Helga Schmid, Direk-
torin des Politischen
Stabs von Javier Sol-
ana, Alain Richard,
französischer Vertei-
digungsminister a.D.,
und Adam Rotfeld,
polnischer Außenmi-
nister a.D.
Im Mittelpunkt der De-
batte stand die Frage,
wann, wo und wie sich

E R S T E S  E U R O P E A N  S T R A T E G I C  F O R U M  I N  W A R S C H A U

Krisenprävention als Ziel der Sicherheitspolitik

Wie kann eine „aktive Sicherheitspolitik“ der EU aussehen? 
Walter Kolbow, Helga Schmid und andere diskutierten diese Frage in
Warschau. (Foto: M. Kolodziejczyk)
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Zwischen Skepsis und Optimismus
Die Europapolitik Gordon Browns

Wenige Monate vor der wahrscheinlichen Amtsüber-
nahme des zukünftigen britischen Premierministers
Gordon Brown beginnt allenthalben die Spekulation
über seinen zukünftigen politischen Kurs. Man wisse
alles über die Person Brown, so ein Beobachter, aber
sehr wenig über seine Politik. Dies gilt zumal für die
außenpolitischen Vorstellungen Browns, die selbst für
enge Mitarbeiter ein „schwarzes Loch“ seien. 
Bisher ist Gordon Brown eher durch europaskepti-
sche Positionen und Entscheidungen aufgefallen und
gleichzeitig bekannt für seine politische Orientierung
Richtung USA. Was kann also Europa von einem Pre-
mier Gordon Brown erwarten? 

Auf einer von der FES zusammen mit Chatham Hou-
se Mitte Oktober in London organisierten Konferenz
mit Teilnehmern aus Deutschland, Frankreich, Por-
tugal, Ungarn und verschiedenen europäischen Bot-
schaften in London konnte man auf diese Frage ein
breites Spektrum von Antworten hören: von tiefer
Skepsis bis hin zu vorsichtigem Optimismus. Es wird
erwartet, dass auch unter Gordon Brown Großbritan-
nien ein unumgänglicher und aktiver Gestalter der
Zukunft Europas sein wird; die Frage ist nur, ob die-
ser Gestaltungswille mit dem anderer großer Länder
in Übereinstimmung gebracht werden kann.

die EU sicherheitspoli-
tisch engagieren sollte
und wie das erklärte
Ziel einer „aktiven Si-
cherheitspolitik“ der
EU zu realisieren sei.
Dabei wurde gleich zu
Beginn deutlich, dass
in den Mitgliedstaaten
derzeit wenig politi-
scher Wille für eine
weitere Ausdehnung
des sicherheitspoliti-
schen Engagements

der EU vorhanden zu
sein scheint. Manche
Teilnehmer sahen die
EU durch die derzeiti-
gen Missionen bereits
am Rand ihrer Kapazi-
täten, andere betonten
eher den Mangel an
klaren politischen Zie-
len und Prioritäten. 
Ein weiterer zentraler
Punkt der Debatte war
die Frage, wie präven-
tive Strategien in der

europäischen Sicher-
heitspolitik realisiert
werden können. Die
EU agiere in der Si-
cherheitspolitik nach
wie vor sehr „reak-
tiv“, denn es falle ihr
schwer, ohne den 
akuten Druck einer
Krise die Ressourcen
der Mitgliedstaaten 
zu mobilisieren. 
Trotzdem waren sich
alle Teilnehmer einig,

dass Prävention zent-
rales Ziel europäischer
Sicherheitspolitik sein
sollte. Die Europäische
Sicherheitsstrategie
stellt zweifelsohne ei-
nen Meilenstein dar,
doch sie etabliert eher
gemeinsame Werte als
tatsächlich eine Strate-
gie für das praktische
Handeln vorzugeben. 

Alle westeuropäischen
Gesellschaften haben
mehr oder weniger
große Probleme mit
der Integration von
Zuwanderern vor al-
lem aus dem islami-
schen Kulturraum.
Jahrelang wurden die-
se Probleme bagatelli-
siert, negiert oder ihre
Benennung tabuisiert.
Dies gilt auch und be-

sonders für die politi-
sche Linke, die aus

Angst vor wachsender
Fremdenfeindlichkeit

die sachliche Diskus-
sion offenkundiger
Probleme jahrelang
nicht wirklich voran-
getrieben hat. 
Eine Veranstaltung in
London, durchgeführt
von der FES in Zusam-
menarbeit mit dem
britischen Policy Net-
work, versuchte nun
Anfang Oktober die
fällige Diskussion über

F E S - V E R A N S T A LT U N G  Z U R  I N T E G R A T I O N S P O L I T I K  I N  W E S T E U R O PA

Gesprächsverweigerung aufgeben
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Die Septemberunru-
hen in Ungarn haben
ein Schlaglicht auch
auf die anderen zent-
raleuropäischen Neu-
mitglieder der EU ge-
worfen. In den vier Vi-
segrad-Staaten sind
zwei Phänomene sicht-
bar geworden: eine
Zunahme der Instabili-
tät, das heißt zuneh-
mende Schwierigkei-
ten bei der Bildung
haltbarer Regierun-
gen, und ein höheres
Gewicht extremer, illi-
beraler Stimmen an
der Regierung (wie in
Polen und der Slowa-
kei), in der Opposition
oder auf der Straße

(wie in Ungarn).
Gleichzeitig unterlie-
gen diesen Phänomen
dauerhafte Trends, die
die Visegrad-Staaten
deutlich von den west-
europäischen Staaten
unterscheiden: Die
Wahlbeteiligung ist
niedrig und sinkt kon-
tinuierlich, das Ver-
trauen in die Demo-
kratie ist schwach und
der Grad wirtschaftli-
cher Ausgrenzung,
messbar eher an nied-
rigen Beschäftigungs-
als an hohen Arbeits-
losenquoten, ist hoch.
In einem dreitägigen
Workshop, den die
FES vom 27. bis 29.

Oktober gemeinsam
mit der Mihály-Tanc-
sics-Stiftung in Buda-
pest organisierte, prä-
sentierten zentral- 
und westeuropäische
Experten ihre Sicht
der gegenwärtigen 
kritischen Entwick-
lungen, die auch als
Symptome einer Bei-
trittskrise bewertet
werden können – dies
besonders vor dem
Hintergrund des Bei-
tritts  dieser Länder
zur Eurozone, wo-
durch zur Erfüllung
der Maastricht-Krite-
rien harte soziale Ein-
schnitte verbunden
sein werden. Wie lässt

sich die politische Sta-
bilität bewahren oder
wiederherstellen, wie
lassen sich die er-
wähnten Trends um-
kehren, wenn sich die
ohnehin eher mageren
Sozialsysteme der Vi-
segrad-Staaten nicht
mehr finanzieren las-
sen? Zentraler Gegen-
stand der Diskussion
war die Gefahr, dass
Sozialpolitik durch na-
tionale Identitätspoli-
tik ersetzt werden
könnte – womit sich
die inneren wie äuße-
ren Konflikte der neu-
en Mitgliedsstaaten
verschärfen dürften.

die integrationspoliti-
schen Konzepte der
europäischen Linken
in Gang zu setzen.
Man könne, so der in-
nenpolitische Sprecher
der SPD, Dieter Wiefels-
pütz, noch nicht ein-
mal von einem Schei-
tern linker Konzepte
zur Integrationspolitik
sprechen; die Wahr-
heit sei, dass die Linke
über lange Zeit gar
keine Konzepte entwi-
ckelt habe. Erwar-
tungsgemäß zeigten
die Vorträge und De-
batten ein breites
Spektrum von Meinun-
gen und Positionen,
nicht nur zwischen den
Teilnehmern aus

Deutschland, Großbri-
tannien, Frankreich,
Italien, Spanien,
Schweden und den
Niederlanden, sondern
auch innerhalb der be-
teiligten Länder. Weit-
gehende Übereinstim-
mung war nur in der
Frage nach der
Schlüsselrolle von
Schule und Erziehung
zu erzielen; wie aller-
dings andere Probleme
von Marginalisierung
und Chancenungleich-
heit, von religiöser und
kultureller Dissidenz,
von Akzeptanz und
Ablehnung der Nor-
men der Gastgesell-
schaften gelöst werden
können, war ebenso

umstritten wie die
Frage nach den He-
beln und Anreizen für
eine erfolgreiche In-
tegrationspolitik. 
Insgesamt aber wurde
klar, dass Segregati-
ons- und Radikalisie-
rungstendenzen in den
Randbereichen der
Zuwanderergemein-
schaften wachsenden
politischen Bedenken
in Teilen der Aufnah-
megesellschaften ge-
genüberstehen, die
sich langfristig gerade
gegen die Parteien der
linken Mitte richten
könnten. In Großbri-
tannien etwa, so ein
Vertreter des Innenmi-
nisteriums, zeigen alle

Umfragen eine wach-
sende Sorge der Bevöl-
kerung um das Thema
Zuwanderung; gleich-
zeitig werde die Lö-
sungskompetenz in
erster Linie der Kon-
servativen Partei zu-
geschrieben. Um so
dringlicher sei es des-
halb, so René Cuperus
von der holländischen
Wiardi Beckman Stich-
ting, dass die linke
Mitte in Europa end-
lich ihre „Gesprächs-
verweigerung“ zu die-
sem Thema aufgebe
und dem Thema die
Relevanz zuweist, die
es im wirklichen Le-
ben schon lange hat. 

W O R K S H O P  I N  B U D A P E S T

Zentraleuropa in der Beitrittskrise?
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F E S - E X P E R T E N R U N D E  A N A LY S I E R T  W A H L E N  I N  T S C H E C H I E N ,  U N G A R N  U N D  D E R  S L O W A K E I

Die Schwierigkeiten der EU-Mitgliedschaft
„Quo vadis, neues Eu-
ropa?“: Diese Frage
diskutierten tschechi-
sche, slowakische und
ungarische Experten
in einem von den FES-
Büros Prag und Buda-
pest gemeinsam in
Prag organisierten 
Seminar. Die höchst
widersprüchlichen
Wahlergebnisse in Un-
garn, Tschechien und
der Slowakei warfen
die Frage nach den 
zukünftigen Machtver-
hältnissen auf. Zu-
nächst wurde den

Staaten eine Art
„Nach-Beitritts-Krise“
attestiert; der zufolge
nach dem Beitritt zur
EU neue politische Zie-
le fehlten. Die empha-
tische Rückkehr nach
Europa wich einem
neuen Realismus, der
vor allem die finanziel-
len Vorteile der Mit-
gliedschaft in der EU
betont. Eine europäi-
sche Idee sei hier nur
noch schemenhaft er-
kennbar. Zwar würde
dem nächsten Integra-
tionsschritt – die Mit-

gliedschaft in der Eu-
rozone – ein hoher
symbolischer Wert bei-
gemessen, die damit
verbundenen erforder-
lichen wirtschaftlichen
und sozialen Ein-
schnitte verhinderten
aber eine Thematisie-
rung während der
Wahlen. Kontrovers
wurde auch das Ver-
hältnis der drei Länder
zueinander diskutiert.
Die frühere Kooperati-
on – wie etwa im Rah-
men der Visegrad-
Gruppe – ist auf wirt-

schaftlicher Ebene
mittlerweile eher ei-
nem Konkurrenzver-
halten gewichen. Heu-
te buhlen diese Länder
vor allem um auslän-
dische Direktinvestitio-
nen. Die Beziehungen
zwischen der Slowakei
und Ungarn sind darü-
ber hinaus von einer
unerwarteten Drama-
tisierung von Minder-
heitenkonflikten über-
schattet, die von den
Regierungen beider
Länder populistisch in-
strumentalisiert wird.

W I R T S C H A F T S P O L I T I S C H E  F A C H T A G U N G  D E R  F E S

Polen auf dem Weg zum Euro 

Der geeignete Zeit-
punkt für die Einfüh-
rung des Euro in Polen
ist im Lande selbst,
aber auch in den alten

Mitgliedsstaaten sehr
umstritten. Hauptar-
gument der Gegner 
einer schnellen Euro-
Einführung ist die Be-

fürchtung, die erfor-
derliche Eindämmung
der Staatsschulden
würde das Wirt-
schaftswachstum ge-
fährden. „Realistisch
ist jedoch der Zeit-
raum zwischen 2012
und 2015“, meint Ma-
rek Zuber, Wirt-
schaftsberater des
ehemaligen polnischen
Ministerpräsidenten
Marcinkiewicz. Zuber
referierte auf einer
Fachtagung der FES
am 23. November in
Köln. 
Auf polnischer Seite
wurde aus Wissen-
schaft und Politik die
strikte Auslegung der

Konvergenzkriterien
kritisiert. Vertreter
aus Politik, Wirtschaft
und Finanzwelt waren
sich aber einig, dass
die Inflation das ent-
scheidende Kriterium
für die Euroreife Po-
lens sei. Prof. Dr. Wolf-
gang Filc von der Uni-
versität Trier sieht
drei wichtige Sofort-
maßnahmen, um Po-
len schnellstmöglich in
die Euro-Zone zu brin-
gen: „Der Zloty muss
um 25 Prozent abge-
wertet werden und Po-
len sofort dem EWS
beitreten. Es darf kei-
ne erheblichen Kurs-
schwankungen mehr

geben.“ Auch auf pol-
nischer Seite werden
die Vorteile des Euro
gesehen. „Die Wirt-
schaft und Gesell-
schaft braucht jedoch
ausreichend Zeit, um
auf diesen Schritt vor-
bereitet zu werden“,
betonte Dariusz Rosa-
ti, Mitglied des Euro-
päischen Parlaments
und früherer polni-
scher Außenminister.
Dr. Wolfgang Merz aus
dem Bundesfinanzmi-
nisterium bewertet die
Euroeinführung in Po-
len als durchweg posi-
tiv. Der Euro stärke
die europäische Iden-
tität.

Wieviel Zeit braucht
Polen, um sich vom
Sloty zu verabschie-
den? (Foto: M. Robak/
Fotolia)
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Jugendarbeitslosigkeit – auch in Mittel- und Osteuropa ein Problem
Auch wenn in den neuen EU-Mitgliedsstaaten Mittel-
und Osteuropas vor allem junge Arbeitskräfte gefragt
sind, ist die Arbeitslosenquote unter jungen Menschen
auch dort tendenziell hoch. Das Problem der Jugend-
arbeitslosigkeit in Mittel- und Osteuropa stand Ende
Oktober deshalb im Mittelpunkt einer Konferenz des
Prager FES-Büros. Gewerkschaftsvertreter und
Fachexperten aus acht Staaten verglichen Erfahrun-
gen und politische Lösungsansätze. Die Veranstaltung
ist Teil einer Konferenzserie, in der es darum geht,

nach Perspektiven des Europäischen Wirtschafts-
und Sozialmodells für Mittel- und Osteuropa zu su-
chen. Der Vorsitzende des Dachverbandes der tsche-
chischen Gewerkschaften, Milan   ̌Stěch, erinnerte da-
ran, dass die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit
nicht nur aus finanzieller Perspektive betrachtet wer-
den dürfe. Durch Senkung des Arbeitslosengeldes
Druck auf die Arbeitssuchenden auszuüben, könne
keine Lösung sein: „Die Peitsche allein reicht nicht“,
so  ̌Stěch.

Mitte der siebziger Jahre war die durchschnittliche
Lebenserwartung in Ungarn, Österreich, Japan und
der damaligen Tschechoslowakei dieselbe. Seitdem
ist sie in Japan um acht Jahre und in Österreich um
ein Jahr gestiegen. In Tschechien und der Slowakei ist
sie um ein und in Ungarn um sechs Jahre gesunken.
In der Tat ist Ungarn heute das wohl einzige EU-Land
mit sinkender Lebenserwartung. 
Auf einer eintägigen Konferenz der FES in Budapest
debattierten Ärzte, Sozialwissenschaftler und Beam-
te am 8. November über die Ursachen der niedrigen
Lebenserwartung im Land. Sind soziale Faktoren ver-
antwortlich, der Verlust sozialer Sicherheiten, die zu-

nehmende Ungleichheit und relative Deklassierung
vieler Menschen? Sind die Ursachen beim hohen Al-
kohol- und Tabakkonsum, bei Fehlernährung und
Tablettenmissbrauch zu suchen? Oder sind die Defi-
zite eines ineffizienten und teuren Gesundheitssys-
tems schuld, das den höchsten Medikamentenver-
brauch in ganz Europa aufweist? Die Teilnehmer, zu
denen auch zwei frühere Gesundheitsminister zähl-
ten, kamen zu dem Ergebnis, dass keine einzelne De-
terminante isoliert und als allein verantwortlich er-
klärt werden kann. Vielmehr müsste das komplexe
System unterschiedlicher Variablen entwirrt werden.

Ungarn: Macht das Gesundheitssystem krank?

Die Beitrittsperspekti-
ven der Staaten Süd-
osteuropas zur EU und
der Beitrag der Parla-
mente zur Intensivie-
rung regionaler Koo-
peration standen im
Mittelpunkt der 8. In-
ternationalen Parla-
mentarierkonferenz
vom 2. bis zum 5. No-
vember in Kroatien. 
Mehr als 40 Parlamen-
tarier aus acht Staaten
Südosteuropas und
Moldawien, dem Deut-
schen Bundestag und
dem Europäischen

Parlament sowie maß-
gebliche Experten wa-
ren im November 2006
der Einladung der FES
nach Cavtat/Dubrovnik
gefolgt. Zum Auftakt
gab die kroatische Mi-
nisterin für Auswärti-
ge Angelegenheiten
und Europäische In-
tegration, Kolinda
Grabar-Kitarovic, ei-
nen Überblick über
den aktuellen Stand
der Beitrittsverhand-
lungen Kroatiens zur
EU. Kroatien ist der-
zeit das einzige Land

auf dem westlichen
Balkan mit einer mit-
telfristig realistischen
Beitrittsperspektive
und könnte auf länge-
re Sicht das vorläufig
letzte neue Mitglieds-
land sein. Die Europa-
politikerin Angelica
Schwall-Düren, stell-
vertretende Vorsitzen-
de der SPD-Fraktion
im Deutschen Bundes-
tag und der Vorsitzen-
de der SPD-Gruppe in
der SPE-Fraktion im
Europaparlament,
Bernhard Rapkay, wie-

sen aus unterschiedli-
chen Blickwinkeln auf
Chancen und Risiken
eines dynamisierten
Erweiterungsprozes-
ses hin. Dabei beton-
ten beide Politiker uni-
sono die Notwendig-
keit, die „Verfassungs-
denkpause“ innerhalb
der EU schnell zu über-
winden. Parallel dazu
müssten die Staaten in
Südosteuropa sichtba-
re Bemühungen unter-
nehmen, die von der
EU gesetzten Stan-
dards zu erfüllen. 

PA R L A M E N T A R I E R  D I S K U T I E R E N  E U - B E I T R I T T S P E R S P E K T I V E N  S Ü D O S T E U R O PA S

Sichtbare Bemühungen erforderlich



Serbien bleibt eine
entscheidende Macht
im westlichen Balkan.
Anhand von Daten aus
öffentlichen Informati-
onsquellen (zwei Ta-
geszeitungen und zwei
Wochenzeitschriften)
sowie aus staatlichen
und parteilichen Web-
sites wertet ein FES-

Projekt außenpoliti-
sche Aktionen aus. Das
Projekt konzentrierte
sich im Jahr 2006 auf
die Politik gegenüber
Kroatien, die eine Rei-
he positiver Entwick-
lungen verzeichnen
konnte. Die Analyse
wurde Anfang Oktober
im Rahmen des Pro-

jektes „VREME Fo-
rum“ der FES und der
gleichnamigen Wo-
chenzeitschrift mit Ab-
geordneten des serbi-
schen und kroatischen
Parlaments, dem kroa-
tischen Botschafter in
Serbien und dem ehe-
maligen serbischen
Botschafter in Kroati-

en diskutiert. Partner
der Veranstaltung war
auch die Europäische
Bewegung in Serbien.
Die Debatten bestätig-
ten die positive Ent-
wicklung der Bezie-
hungen zwischen den
beiden Ländern. 

58

I N F OFES 4 / 2 0 0 6

INTERNATIONAL

S E R B I E N

Außenpolitik unter der Lupe

www.fes.org.yu

Gegenüber den neuen
östlichen und südöstli-
chen Nachbarn ver-
folgt die EU drei unter-
schiedliche Strategien:
Allen Staaten Süd-
osteuropas ist die Mit-
gliedschaft in Aussicht
gestellt. Gegenüber
den östlichen Nach-
barn hat die EU eine
spezielle Nachbar-
schaftspolitik entwi-

ckelt, ohne eine künf-
tige Mitgliedschaft zu
versprechen. Die Rus-
sische Föderation
schließlich wurde 
zum Gegenstand ei-
ner „strategischen
Partnerschaft“. Ein
zweitägiger Workshop
der FES am 12. und
13. Oktober mit unga-
rischen und deutschen
Experten zeigte unter

anderem, wie sehr 
sich das Paradigma der
EU-Außenbeziehungen
nach der Osterweite-
rung veränderte: An-
stelle der Schaffung 
einer gesamteuro-
päischen Friedens- und
Sicherheitszone steht
nun die Aufnahmefä-
higkeit der Union im
Zentrum. Zugleich
wurde deutlich, dass

eine Nachbarschafts-
politik ohne Mitglied-
schaftsperspektive in
ein „Erfolgsdilemma“
münden kann: Wie will
die EU die Nichtauf-
nahme eines Landes
begründen, wenn die-
ses „Erfolg“ hat, also
nicht zuletzt dank der
Nachbarschaftspolitik
alle Aufnahmebedin-
gungen erfüllt?

Viele Menschen in Europa haben den Eindruck, die
Europäische Union sei ein riesiger Verwaltungsappa-
rat, der den Menschen das Leben schwer macht. Ins-
besondere die Altersgruppe der 15- bis 24-Jährigen
zeichnet sich durch Unkenntnis europäischer Struk-
turen, Inhalte und Zielsetzungen aus. 
Hier setzen die in Zusammenarbeit mit der FES ver-
anstalteten „EuroVisions“-Seminare der Jugendbil-
dungsstätte Kurt Löwenstein in Werneuchen / Werft-
pfuhl an. Seit 2003 nehmen an diesen Seminaren 
Jugendliche und junge Erwachsene aus EU-Mitglied-
staaten und -Nachbarländern teil. EuroVisions 2006
befasste sich Ende September schwerpunktmäßig mit
dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialmodell
(EWSM). Ziel des Seminars war die Qualifizierung
und die Vernetzung von 17- bis 30-jährigen Multipli-

kator/-innen aus den neuen Mitgliedstaaten der EU
sowie aus Bulgarien und Kroatien. 
Die Jugendlichen näherten sich dem Thema in drei
aufeinander aufbauenden Schritten: 
Nach einer intensiven Vermittlung von Grundlagen-
wissen beschäftigten sich die jungen Multiplikator/-
innen in einem Simulationsspiel aus unterschiedli-
chen Perspektiven mit Wünschen und Forderungen
an ein EWSM. Schließlich wurden Instrumente vor-
gestellt, mit denen das EWSM in der Realität gestaltet
wird. Am Schluss des Seminars stand eine Einführung
in das praktische Handwerkszeug für die Konzeption
und Durchführung von Kampagnen und es wurden
bereits drei konkrete Kampagnen zu Bildung, Ju-
gendarbeitslosigkeit und Geschlechtergerechtigkeit
entwickelt. 

EuroVisions 2006

D I E  E U  U N D  I H R E  N E U E N  N A C H B A R N

Dilemma des Erfolgs
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Aufgrund der Unter-
schiede in den Werte-
vorstellungen hat sich
Kritik aus der EU in
Richtung Russland ver-
schärft. Im Mittelpunkt
der Konferenz „EU-Ru-
ssia Relations“, die von
der FES-Warschau in
Zusammenarbeit mit
den beiden polnischen
Instituten, The Polish
Institute of Internatio-
nal Affairs und Center
for International Rela-
tions, sowie dem Brüs-
seler Centre for Euro-
pean Policy Studies mit
Experten und Parla-
mentariern aus der
EU, aus Russland und
der Ukraine veranstal-
tet wurde, stand des-
halb die Frage wie die
gegenseitige Abhängig-
keit in wirtschaftlichen
Belangen und das Auf-
einanderprallen ver-

schiedener Interessen
und Wertevorstel-
lungen in Einklang zu
bringen sind. 
Einigkeit herrschte da-
rüber, dass aufgrund
der wechselseitigen
Abhängigkeit die stra-
tegische Partnerschaft
eine Notwendigkeit
sei. Unbeantwortet sei
jedoch bislang, inwie-
weit Wirtschafts- und
Menschenrechtsfragen
voneinander getrennt
werden dürften. Kön-
nen gemeinsame Inte-
ressen auch eine Ent-
wicklung gemeinsa-
mer Werte nach sich
ziehen? Irina Kobrins-
kaya (IMEMO, Mos-
kau) sprach von Russ-
land als einem riesi-
gen europäischen
Land, dass zu Recht
gleichberechtigte und
partnerschaftliche Be-

ziehungen zur EU be-
anspruche. Das neue
Selbstbewusstsein
Russlands basiert vor
allem auf seinem wirt-
schaftlichen Auf-
schwung. Gegensätz-
lich dazu verläuft der
demokratische Trans-
formationsprozess.
Der ehemalige polni-
sche Außenminister
Adam D. Rotfeld ver-

merkte, dass sich die
formale Demokratie
im heutigen Russland
zu einem Regime mit
autoritären Zügen ei-
ner starken Zentral-
macht entwickelt.
Nach Meinung der
Teilnehmer bilde sich
erst langsam eine
neue soziale Struktur
einer bürgerlichen Ge-
sellschaft heraus.

Die Beziehung 
EU-Russland Spagat zwischen 

Interessen und Werten
D I E  B E Z I E H U N G E N  Z W I S C H E N  D E R  E U  U N D  R U S S L A N D stehen im Zeichen

vieler ungelöster Probleme und des Aufeinanderprallens verschiedener Interessen.  Ob-
wohl die EU Russlands wichtigster Außenhandelspartner und in ihrem Energieverbrauch
sehr abhängig von Russland ist, wird die Beziehung von Disharmonie geprägt.

Neue gesetzliche Rege-
lungen für die Tätig-
keit von Nichtregie-
rungsorganisationen
(NRO) in Russland ha-

ben in den letzten Mo-
naten erneut Zweifel
am Kurs des Landes in
Richtung Rechtsstaat-
lichkeit und Demokra-

tie aufkommen lassen.
Dahinter steckt offen-
bar eine zunehmende
Abwehrhaltung gegen-
über westlichen Demo-

kratisierungsbestre-
bungen. 
Die im Gesetz vorgese-
henen umfangreichen
Informations- und Be-

D I E  A R B E I T  D E R  F E S  I N  R U S S L A N D

Annäherung durch Dialog 
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richtspflichten und ho-
hen bürokratischen
Hürden erschweren
die Arbeit von NRO er-
heblich und schränken
so die Vereinigungs-
freiheit ein. Das Gesetz
stattet die Behörden
mit weit reichenden
Kontroll- und Sankti-
onsmöglichkeiten ge-
genüber der Zivilge-
sellschaft aus. Begrün-
det wurde das neue
Gesetz mit der Not-
wendigkeit, die Wehr-
haftigkeit gegen die
Feinde Russlands und
somit die nationale
Stabilität und Sicher-
heit durch mehr staat-
liche Kontrolle zu ge-
währleisten. Die Befür-
worter des Gesetzes
wiesen dabei explizit
auf die angeblich
schädliche Einfluss-
nahme bei den „farbi-
gen Revolutionen“ in
Georgien und der
Ukraine durch auslän-
dische NRO hin.

Eine jüngst von der
FES in Auftrag gegebe-
ne Studie ergab, dass
ein nicht unbeträchtli-
cher Teil die größte
Bedrohung für ihr
Land im Bestreben
westlicher Länder
sieht, Russland zu
schwächen. 

Vor diesem Hinter-
grund erscheint der
vom Moskauer FES-
Büro seit Jahren un-
terstützte vertrauens-
bildende Dialog zwi-
schen europäischen
und russischen Ent-
scheidungsträgern

wichtiger denn je. So
veranstaltet das Büro
beispielsweise seit län-
gerem gemeinsam mit
der präsidentennahen
Stiftung „Einheit für
Russland“ den Ge-
sprächskreis „Partner-
schaft mit Russland in
Europa“. Hochrangige

Politiker und Experten
aus Russland und der
Europäischen Union
diskutieren darin unter
anderem die Bedeu-
tung der im Partner-
schafts- und Koopera-
tionsabkommen zwi-
schen der EU und

Russland festgelegten
„gemeinsamen Werte“
– die Wahrung der de-
mokratischen Grund-
sätze und die Achtung
der grundlegenden
Menschenrechte. Sen-
sible Themen, wie die
Frage, ob diese Werte
tatsächlich die Grund-
lage der Innen- und
Außenpolitik beider
Vertragsparteien dar-
stellen, können im
Rahmen des Ge-
sprächskreises ver-
traulich behandelt
werden. Damit soll
Schritt für Schritt das
Vertrauen der politi-
schen Elite Russlands
gestärkt werden, dass
Stabilität und Sicher-
heit auch durchaus mit
einer unabhängigen
Zivilgesellschaft und
der vollen Gewährung
der Freiheitsrechte
vereinbar sind. 

www.fesmos.ru/publi-
kat_d04.html

Das FES-Büro Moskau unterstützt vertrauensbildende Dialoge zwischen
westeuropäischen und russischen Entscheidungsträgern.

Wenn sechzig Studen-
ten und Schüler einen
Tag lang mit deutschen
und ukrainischen Ex-
perten zusammensit-
zen und über die Ukra-
ine nachdenken, dann
ist das keine alltägli-
che Begebenheit. Mit
ihrer Konferenz „Ju-
gend denkt Europa:
Die Ukraine zwischen

Ost und West – Gegen-
wart und Zukunft der
Beziehungen zu EU
und Russland“ am 30.
November in Berlin
wollte die FES die Fra-
ge klären, ob die
Ukraine, wie oft be-
hauptet wird, in einen
(pro-europäischen)
westlichen und einen
(pro-russischen) östli-

J U G E N D L I C H E  D I S K U T I E R E N  M I T  E X P E R T E N

Die Ukraine gespalten in Ost und West?

An sechs „runden Tischen“ kamen die Jugendlichen mit ukrainischen Ex-
perten ins Gespräch.
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chen Teil gespalten ist. 
Der FES-Stipendiat
Mirco Günther gab ei-
ne Einführung ins
Thema, zu welcher ihn
vor allem sein Buch
„Die Ukraine auf dem
Weg nach EUropa“
qualifizierte, das die
FES im September

2006 herausgebracht
hat. Im Mittelpunkt
der Konferenz stand
das „Ukraine-Café“ –
sechs Rundtische, an
denen aus der Ukraine
angereiste Experten
mit Jugendlichen über
eine Vielzahl verschie-
dener Themen disku-

tierten. Referenten wie
Teilnehmer berichte-
ten begeistert von der
lebendigen Arbeitsat-
mosphäre, dem hohen
inhaltlichen Diskussi-
onsniveau und davon,
dass es gelungen war,
viele Stereotype be-
züglich Ost und West

in ukrainischer Innen-
und Außenpolitik auf-
zulösen. Partner der
Konferenz war die
Heinz-Schwarzkopf-
Stiftung, vertreten
durch deren Vorstands-
mitglied Theo Koll, Mo-
derator des ZDF-Maga-
zins Frontal 21.

Deutschland hat im
ersten Halbjahr 2007
die Ratspräsident-
schaft der Europäi-
schen Union inne. Ne-
ben vielen anderen
Themen soll in dieser
Zeit auch eine europä-
ische Zentralasien-
Strategie verabschie-
det werden, die im
Auswärtigen Amt er-
arbeitet wird. Verant-
wortlich dafür ist
Staatsminister Gernot
Erler, der gemeinsam
mit dem EU-Sonder-
botschafter für Zent-
ralasien, Pierre Morel,
auf den 15. deutsch-
französischen Strate-
giegesprächen in Ber-
lin am 25. und 26. Ok-
tober die Konturen
einer solchen Strategie
umriss.
Die strategische Be-
deutung Zentralasiens
für Europa, so Erler,
liege in der Energie-
versorgung, der Terro-
rismusbekämpfung
und der Bedeutung
der Region als Durch-

gangsstation für den
internationalen Dro-
genhandel. Eine Zent-
ralasien-Strategie mü-
sse fünf Elemente um-
schließen: Kooperation
im Sicherheitsbereich;
regionale Zusammen-
arbeit; eine auf „good
governance“ beruhen-
de innerstaatliche Ent-
wicklung; Wirtschafts-
und Energiefragen; ei-
ne Bildungsinitiative
gegenüber einer Be-
völkerung, in der 50 %
unter 26 Jahre alt
sind, und schließlich
neue Formen des poli-
tischen Dialogs. Erler
betonte in diesem Zu-
sammenhang, dass
Russland die Zentral-
asien-Strategie nicht
als anti-russische Ini-
tiative missverstehen
dürfe. Deshalb sei es
notwendig, eine Ver-
bindung zwischen dem
Partnerschafts- und
Kooperationsabkom-
men mit Russland und
der Zentralasien-Stra-
tegie zu schaffen;

„Transparenz nach al-
len Seiten“ sei das Ge-
bot der Stunde.
Pierre Morel gab zu
bedenken, dass die re-
gionale Integration ei-
ne „europäische Lieb-
lingsidee“ sei die zent-

ralasiatischen Staaten
aber nach Jahrhun-
derte langer fremder
Dominanz zunächst
nach nationaler Identi-
tät strebten. Deshalb
müssten bei der Erar-
beitung einer europäi-
schen Zentralasien-
Strategie die Unter-

schiede zwischen den
einzelnen Ländern be-
rücksichtigt werden.
Gernot Erler plädierte
abschließend dafür, ei-
ne „win-win-Situation“
herbeizuführen, zum
Beispiel durch eine ge-

meinsame Sicherung
der Grenzen gegen-
über Afghanistan, die
sowohl im Interesse
der zentralasiatischen
Staaten als auch der
Europäer liege. 

A U F  D E M  W E G  Z U  E I N E R  E U R O P Ä I S C H E N  Z E N T R A L A S I E N - S T R A T E G I E

Transparenz nach allen Seiten



Auch in Deutschland
gab es ein reges Inte-
resse an den diesjähri-
gen amerikanischen
Zwischenwahlen – den
Kongresswahlen im
November – waren sie
doch nicht nur ein Vo-
tum für Kongressabge-
ordnete und Gouver-
neure, sondern viel
mehr ein Stimmungs-
bild für die Bush-Ad-
ministration und ihre
umstrittene Irakpoli-
tik. Welche innenpoli-
tischen Themen darü-

ber hinaus den Wahl-
kampf bestimmten
und mit welchen Posi-
tionen die konkurrie-
renden Parteien in den
Wahlkampf zogen, da-
rüber diskutierten am
31. Oktober in der
FES-Berlin Experten
aus den USA mit dem
Koordinator für die
deutsch-amerikani-
sche Zusammenarbeit,
Karsten D. Voigt. Zu-
dem sollte beleuchtet
werden, welche alter-
nativen Konzepte und

Ideen die Demokraten
der Politik der Bush-
Administration entge-
genzusetzen haben.
Die Podiumsteilneh-
mer warnten einhellig
vor überzogenen Er-
wartungen an die De-
mokratische Partei.
Der Glaube, dass de-
mokratische Abgeord-
nete europäische Inte-
ressen vertreten, sei
weit verbreitet, jedoch
ein Trugschluss. Kars-
ten D. Voigt sah jedoch
die Möglichkeit, dass

das neue Kräftever-
hältnis in den USA den
Europäern die Mög-
lichkeit zu einem in-
tensiveren Dialog er-
öffnet.
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USA vor politischem Wechsel?

FES-Analysen zur innenpoliti-
sche Lage in den USA: 
• Ulrich Speck: Die USA vor
den Kongresswahlen: Die Hei-
matfront bröckelt, FES Län-
deranalyse, 2006
• Michael Czogalla: Vor den
Zwischenwahlen in Amerika,
Focus America 03/2006 

M E H R  Z U M  T H E M A

Umweltthemen spielen
in politischen und ge-
sellschaftlichen Debat-
ten der USA bisher ei-

ne eher geringe Rolle.
Aber durch steigende
Kraftstoffpreise und
Naturkatastrophen
werden jedoch The-
men wie Energiesi-
cherheit und Klima-
schutz zunehmend
wichtiger. Eine wach-

sende Sensibilität in
Bezug auf diese The-
men in den USA kon-
statierte auch James
L. Connaughton, um-
weltpolitischer Berater
des amerikanischen
Präsidenten, bei einer
Veranstaltung am 27.
Oktober in Berlin. Da-
bei setzte er sich mit
der europäischen Kri-
tik an amerikanischer
Klimapolitik auseinan-
der und legte anhand
des nationalen Ener-
gieplans dar, inwieweit
sich die USA der Be-
kämpfung des Klima-
wandels verschrieben
haben. Connaughton
betonte die gemeinsa-
men Interessen von
Europäern und Ameri-

kanern im Umwelt-
schutz, machte jedoch
auch deutlich, dass es
unterschiedliche Vor-
stellungen zur Lösung
der Probleme gibt. Ei-
nige der dargestellten
Entwicklungen in den
USA wurden zwar vom
Publikum kritisch hin-
terfragt, am Ende
blieb jedoch das Bild
eines Landes, das sich

vielfältiger als in
Deutschland norma-
lerweise wahrgenom-
men wird, im Bereich
Umweltschutz und ge-
gen Klimawandel en-
gagiert.

U M W E LT P O L I T I S C H E R  B E R A T E R  D E S  U S - P R Ä S I D E N T E N  I N  B E R L I N

Der Kritik gestellt

www.usembassy.de/germa-
ny/connaughton_re-
marks_berlin.html

D I E  R E D E

F ES + + + TELEGRAMM

+ + + Einen gründlichen Einblick in alles, was Europa-Poli-
tik bedeutet, erhielten zehn deutsche Journalistinnen und
Journalisten vom 9. bis 13. Oktober im Rahmen eines einwö-
chigen Brüssel-Programms der FES-JournalistenAkade-
mie. Im Vordergrund des seit sechs Jahren von der FES in Zu-
sammenarbeit mit der SPE-Fraktion angebotenen Pro-
gramms standen die Arbeit der Abgeordneten im Europa-
Parlament, deren Öffentlichkeitsarbeit sowie die journalisti-
sche Recherche im Umfeld von EU-Parlament und EU-Kom-
mission. Der dpa-Vertreter in Brüssel und die Korresponden-
tin der Süddeutschen Zeitung informierten über ihre tägliche
Arbeit und die Erfahrungen mit der EU-Politik. + + +

Betonte die gemeinsa-
men Interessen von 
Europäern und Ameri-
kanern: James L. 
Connauhton.
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Dass man in Kaliforni-
en nicht nur surfen
und Filmstars treffen
kann, haben die „Glo-
balen Atlantiker“ im
September dieses Jah-
res erfahren können.
Auf Einladung der 
demokratischen Kon-
gressabgeordneten 
Loretta Sanchez –
selbst eine „Globale
Atlantikerin“ der ers-
ten Stunde – waren die
Mitglieder des Netz-
werks dieses Mal aus-
nahmsweise nicht in
Berlin oder Washing-
ton, D. C. zusammen-
gekommen, sondern 
in Loretta Sanchez’
Wahlkreis in Südkali-
fornien. Die Abgeord-
neten, wissenschaftli-
chen Mitarbeiter/innen
und Politikberater, die
sich im Netzwerk der
„Globalen Atlantiker“
auf Initiative der FES
vor drei Jahren zu-
sammengeschlossen
haben, treffen sich
mindestens einmal
jährlich, um außen-,
sicherheits- und ent-

wicklungspolitische
Themen  zu diskutie-
ren. Aus der Gruppe
heraus haben sich be-
reits Arbeitsgruppen

gebildet und es wur-
den Strategiepapiere
in die politische Dis-
kussion auf höchster
Ebene eingebracht. 
Ein wichtiger Teil des
Programms des bereits
5. Treffens war ein
Workshop in Zusam-
menarbeit mit dem In-
stitute on Global Con-
flict and Cooperation
(IGCC) an der Universi-
tät in San Diego. Auf
der Agenda standen
dabei die Erfahrungen
der Sechser-Gespräche

mit Nord-Korea, die
nuklearen Bestrebun-
gen des Iran sowie In-
strumente für den Um-
gang mit internationa-

len Konflikten. Neben
dem Workshop konn-
ten sich die Teilneh-
mer/innen bei einem
Besuch an der mexika-
nischen Grenze ein
Bild von den Grenzver-
schärfungen machen.
Eine Diskussion und
anschließende Boots-
tour mit der Küsten-
wache im Hafen von
Long Beach/LA machte
wiederum die Sicher-
heitsprobleme beim
internationalen Güter-
und Personentransport

plastisch erfahrbar.
Darüber hinaus lernte
die Gruppe eine lokale
Initiative verschiede-
ner religiöser Gemein-
schaften kennen, die
versucht, das Mitei-
nander und den Aus-
tausch von Christen,
Muslimen und Juden
friedlich zu gestalten.
Schließlich gewährte
die Kongressabgeord-
nete Loretta Sanchez
am mexikanischen Un-
abhängigkeitstag Ein-
blick in die verschiede-
nen „communities“ ih-
res Wahlkreises, der
vor allem von Latinos
und Vietnamesen ge-
prägt ist. 
Insgesamt war das
Programm in Südkali-
fornien für die „Globa-
len Atlantiker“ ein
großer Erfolg, nicht
zuletzt Dank der Gast-
freundschaft von Lo-
retta Sanchez, die sich
mitten in der heißen
Phase vor den ameri-
kanischen Kongress-
wahlen viel Zeit für die
Gruppe nahm.

D I E  G L O B A L E N  A T L A N T I K E R  D I E S M A L  A N  D E N  U F E R N  D E S  PA Z I F I K

California Dreamin’

Die Abgeordneten Ursula Moog und Michael Roth sowie Ex-MdB 
Dietmar Nietan mit Wahlkampfwerbeträger ihrer Gastgeberin Loretta
Sanchez.

„Was macht die UN im
Mittleren Osten? Wie
kann sie Entwick-
lungsländern helfen?
Was haben die An-
strengungen um UN-

Reformen tatsächlich
erreicht?“: An Fragen
und Erwartungen
mangelte es den fünf-
zehn Nachwuchspoliti-
kern und –journalisten

nicht, die sich auf Ein-
ladung des New Yor-
ker Büros der FES
vom 6. bis zum 10. No-
vember am Hauptsitz
der Vereinten Natio-

nen eingefunden hat-
ten. 
Machte die UN in den
letzten Jahren vor al-
lem durch Negativ-
schlagzeilen über In-

H E R B S T A K A D E M I E  V O N  F E S - N E W  Y O R K  H A T  P R E M I E R E

UN-begreiflich?
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Die Diagnosen fielen
unterschiedlich aus:
der Patient, in diesem
Falle der Barcelona-
Prozess, sei dem Ster-
ben nahe, so die einen;
die anderen diagnosti-
zierten zwar erhebli-
che Krisensymptome,
sahen den Patienten
aber auf dem Wege
der Besserung. Und
um diesen Weg ging es
beim deutsch-französi-
schen Mittelmeerdia-
log im südfranzösi-
schen Aix-en-Proven-
ce, an dem auf
Einladung des Pariser

FES-Büros etwa 30
Wissenschaftler, Politi-
ker, Diplomaten und
Vertreter von Nichtre-
gierungsorganisatio-
nen teilnahmen. An-
wesend waren Deut-
sche und Franzosen,
aber auch Marokka-
ner, Algerier und Tu-
nesier, denn ein Dialog
über die euromediter-
rane Zusammenarbeit
ist ohne Partner vom
südlichen Mittelmeer-
ufer nicht denkbar.
Ziel dieser gemeinsam
mit dem französischen
Mittelmeer-For-

schungsinstitut IRE-
MAM konzipierten
Veranstaltung war es,
Vorschläge für eine
Wiederbelebung der in
den letzten Jahren ins
Stocken geratenen Zu-
sammenarbeit über
das Mittelmeer hinweg
auszuarbeiten. Die Pa-
lette der Vorschläge
reichte von einem eu-
romediterranen Ju-
gendwerk über ein
ERASMUS-Programm
für Studenten und ge-
meinsame Sozialforen
bis hin zu einem euro-
mediterranen ARTE.

Vieles davon gibt es
zumindest schon in
Ansätzen. So berichte-
te Jürgen Eckl vom
Deutschen Gewerk-
schaftsbund über das
euromediterrane Ge-
werkschaftsforum, das
mittlerweile 16 Ge-
werkschaften aus dem
südlichen Mittelmeer-
raum umfasst. Nicolas
Moll vom Deutsch-
französischen Jugend-
werk stellte das trila-
terale Programm sei-
ner Institution mit den
Maghreb-Ländern vor.
Die FES-Landesvertre-

effizienz und Korrupti-
on auf sich aufmerk-
sam, so bot die neue
FES-Herbstakademie
den Gästen die Mög-
lichkeit, vor Ort den
„Maschinenraum“ der
Weltorganisation ken-
nen zu lernen und sich
so ihre eigene Mei-
nung über die UN zu
bilden. Einerseits ga-
ben Diskussionen mit
Mitarbeitern des UN-
Sekretariats und mit
UN-Diplomaten einen
direkten Einblick in
das Funktionieren der
Weltorganisation im
Wechselspiel mit ihren
Mitgliedsstaaten. An-
dererseits konnten
sich die Teilnehmer
aber auch mit den Ein-
schätzungen von un-

abhängigen Beobach-
tern in Forschungsein-
richtungen, der Presse
und von Nichtregie-
rungsorganisationen
vertraut machen.
Deutlich wurde, dass

für viele der Teilneh-
mer die UN ein wichti-
ger Bezugspunkt in ih-
rer Arbeit daheim war.
Zwar stammten sie

aus so unterschiedli-
chen Ländern wie Bra-
silien, Libanon, Irak,
Myanmar und Ka-
sachstan, doch fühlten
sie sich alle direkt von
der Funktionsfähigkeit

der UN betroffen – sei
es durch UN-Friedens-
missionen, Entwick-
lungsprogramme oder
humanitäre Hilfe.

Wurde von vielen an-
fangs noch mit Er-
nüchterung zur Kennt-
nis genommen, dass
die UN „keine Macht“
habe, so kamen die Se-
minarteilnehmer am
Ende zu einer differen-
zierteren Einschät-
zung. Die UN als Ak-
teur und Podium glo-
baler Politik kann nur
so gut sein wie ihre
Mitgliedsstaaten es zu-
lassen. Um die Arbeit
der UN zu verbessern
und zu nutzen, so die
einhellige Meinung al-
ler Beteiligten zum Ab-
schluss dieser ereig-
nisreichen Woche, be-
darf es politischer
Initiativen in den na-
tionalen Parlamenten
und Regierungen. 

Insgesamt fünfzehn Nachwuchspolitiker/innen und –journalist/innen
nutzten das Angebot der neuen FES-Herbstakademie in New York.

D E U T S C H - F R A N Z Ö S I S C H E R  M I T T E L M E E R D I A L O G  I N  A I X - E N - P R O V E N C E

Basteln am euro-mediterranen Projekt
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ter in Marokko und
Tunesien, Hajo Lanz
und Lothar Witte, be-
richteten von Frauen-
und Menschenrechts-
Netzwerken über das
Mittelmeer hinweg. Es
gibt Kooperationsnetze
von Wissenschaftlern
und Universitäten so-
wie Partnerschaften
zwischen Städten und
Regionen. Das alles
bedarf der Systemati-
sierung und der len-
kenden Hand. So wur-
de auf der Veranstal-
tung die Idee
vorgetragen, ein politi-
sches Sekretariat ein-
zurichten, das diese
Initiativen bündeln
und unterstützen solle.
Als größtes Problem
einer verstärkten Zu-

sammenarbeit wurden
von den meisten Teil-
nehmern die politi-
schen Hindernisse ein-
geschätzt. Zwei zent-
rale Probleme wurden
identifiziert: 1. die ge-

genwärtigen autoritä-
ren Regime werden ei-
ne Kooperation der Zi-
vilgesellschaften nicht
zulassen; 2. die Euro-

päer werden aus
Furcht vor weiteren
Migrationswellen ihre
Grenzen nicht weiter
öffnen. Ohne Lösung
der Migrationsfrage,
so der Mittelmeerbe-

auftragte im französi-
schen Außenministeri-
um, Francois Gou-
yette, seien die Vor-
aussetzungen für eine

weitergehende Zusam-
menarbeit aber denk-
bar schlecht. Als Lö-
sung brachte Gouyette
das Modell einer Art
Marshall-Plan für Afri-
ka ins Spiel, der durch
wirtschaftliche Ent-
wicklung die Ursachen
für die Fluchtbewe-
gung beseitigen solle.
Das wäre bestenfalls
eine langfristige Per-
spektive, die jedoch
kein Hindernis sein
sollte, jetzt schon an
die Umsetzung kon-
kreter Projekte der 
euromediterranen 
Zusammenarbeit zu
gehen. „Basteln am
euromediterranen
Projekt“, nannte es 
einer der Teilnehmer.

Ein Merkmal des be-
sonderen Verhältnis-
ses zwischen Israel
und Deutschland ist
das dichte Geflecht an
Begegnungen beider
Seiten: vom Jugend-
austausch über Städte-
partnerschaften bis
hin zu intensiven Kon-
takten auf höchster
politischer Ebene gibt
es kaum einen Lebens-
bereich, der davon
ausgeschlossen bleibt.
Die Teilnahme von re-
ligiösen Juden an sol-
chen zivilgesellschaft-
lichen Begegnungen

sind jedoch bislang die
Ausnahme. 
Der religiöse Sektor
spielt jedoch eine be-
deutende Rolle in Isra-
els Gesellschaft, Wirt-
schaft und Politik: So
gab es seit Staatsgrün-
dung mit einer Aus-
nahme noch nie eine
Regierung ohne reli-
giöse Partei als Koaliti-
onspartner, und auch
an der aktuellen Re-
gierung ist die ortho-
doxe Schass-Partei be-
teiligt. Auf dem inter-
nationalen Parkett hat
diese Partei jedoch

sehr wenig Erfahrung.
Umso erfreuter zeigte
sich das FES-Büro in
Israel, dass führende
Politiker von Schass
und der Nationalreli-
giösen Partei (NRP) In-
teresse an Kontakten
nach Deutschland und
deutschen Politikern
anmeldeten. 
Nach intensiver Vorbe-
reitung wurde schließ-
lich im Zeitraum vom
22. bis 26. Oktober ein
umfangreiches politi-
sches Informations-
und Arbeitsprogramm
in Berlin durchgeführt.

Für vier der sechs is-
raelischen Politiker
war dies ihr erster Be-
such in Deutschland,
einem Land, dass sie
sich ganz anders vor-
gestellt hatten. Spra-
chen alle Teilnehmer
noch vor dem Besuch
von gewissen Berüh-
rungsängsten, so kehr-
ten sie, nach eigenen
Aussagen, optimistisch
und voller Anerken-
nung für die moderne
Bundesrepublik nach
Israel zurück. 

D E L E G A T I O N  R E L I G I Ö S E R  P O L I T I K E R  A U S  I S R A E L  I N  D E U T S C H L A N D

Das Unbekannte entdecken
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Wege aus der Krise?

Jerusalem ist vieles
zugleich: Eine Stadt,
die wie keine andere
die Geschichte Euro-
pas und des Mittel-
meerraums geprägt
hat und im Mittel-
punkt des Denkens
dreier Weltreligionen
steht. Eine Stadt, in
der bedeutende Kon-

fliktlinien des Nahost-
konflikts zusammen-
laufen. 
Über fünf Jahre haben
sich israelische, paläs-
tinensische und deut-
sche Experten unter
dem Dach des Jerusa-
lem-Berlin-Forums
(JBF) und mit Unter-
stützung der FES da-

rangemacht aufzuzei-
gen, wie Wege zu ei-
ner offenen, lebens-
werten Stadt geebnet
werden können. Dabei
stand eine Gruppe von
Fachleuten aus dem
Ost- und dem Westteil
Berlins den Jerusale-
mern mit ihrer Exper-
tise aus bundesdeut-

scher Integrationspoli-
tik und Vergangen-
heitsbewältigung zur
Seite. Obwohl die Kon-
flikte Jerusalems ein-
zigartiger Natur sind,
können geteilte oder
ehemals geteilte Städ-
te wie Berlin wertvolle
Erfahrungen beisteu-
ern. 

Gangbare Wege aus
der Krise in der Regi-
on suchte eine Inter-
nationale Nahostkon-
ferenz am 21. und 22.
November, die das Eu-
ropabüro der FES in
Brüssel in Zusammen-
arbeit mit den FES-
Vertretungen in Israel
und den Palästinensi-
schen Gebieten orga-
nisiert hatte.
Damit sollten zum ei-
nen der Dialog zwi-
schen israelischen und
palästinensischen Ver-
tretern wieder belebt
und zum anderen die
Rolle und die Fähigkei-
ten der Europäischen
Union im Nahostkon-
flikt analysiert werden.
„The roadmap was lost
on the road“, stellte ein
israelischer Teilneh-
mer fest. Nach dem Li-
banonkrieg im Som-
mer dieses Jahres und

den anhaltenden beid-
seitigen Übergriffen im
Gazastreifen macht
sich im Nahen Osten
zunehmend Ratlosig-
keit breit, wie der Frie-
densprozess wieder in

Gang gebracht werden
kann. 
Martin Schulz, Vorsit-
zender der Sozialde-
mokratischen Fraktion
im Europäischen Par-
lament, Dr. Nasser Al
Kidwa, ehemaliger Au-
ßenminister der Paläs-

tinensischen Behörde,
und Ron Prosor, ehe-
maliger Generaldirek-
tor im israelischen Au-
ßenministerium, stell-
ten vor allem die
Stabilisierung des ge-

samten Nahen Ostens
in den Mittelpunkt ih-
rer Argumentation als
Voraussetzung für
Frieden zwischen Isra-
el und Palästina. Wei-
tere Teilnehmer waren
Abgeordnete aus Isra-
el und den Palästinen-

sischen Gebieten, Mit-
glieder des Europäi-
schen Parlaments,
Vertreter der EU-Kom-
mission und des EU-
Rats. Alle Seiten sehen
in der so genannten
„Zwei-Staaten-Lösung“
den gangbaren Weg
aus der Krise. Voraus-
setzung dafür ist die
wirtschaftliche Stabili-
sierung der Region.
Deutlich wurden die
hohen Erwartungen,
die beide Seiten an die
EU haben. 
Keine Einigkeit konnte
in der Frage erzielt
werden, ob die von
Präsident Bush ver-
kündete Road Map
noch aktuell sei oder
ob eine neue Strategie,
etwa von den USA und
von der EU vorgetra-
gen, dem Friedenspro-
zess eine neue Dyna-
mik verleihen würde.

Workshopteilnehmer waren sich einig: Ohne Stabilisierung des gesamten
Nahen Ostens kein Frieden zwischen Israel und Palästina.

S Z E N A R I E N  F Ü R  J E R U S A L E M

Die Zukunft einer besonderen Stadt



67

I N F O FES4 / 2 0 0 6

Wie die Erinnerung an
die Vergangenheit ge-
lebt werden kann, ver-
anschaulichte bei-
spielsweise die Ge-
denkstätte Mauerpark
an der Bernauer Stra-
ße. Die Jerusalemer
Delegation besuchte
außerdem die „Quar-
tiersmütter“ im prob-
lembehafteten Berli-
ner Stadtteil Neukölln.
Die „Quartiersmütter“
sind meist türkische
und arabische Frauen,
die mit Informations-
material bepackt aus-
ländische Familien bis
zu zehn Mal besuchen
und über Themen wie
Schulsystem, Ernäh-
rung, Medienge-
brauch, Umwelterzie-
hung, Freizeitplanung,
sexuelle Entwicklung
usw. sprechen. Die
Frauen berichteten
von ihrem veränder-
ten Lebensgefühl in
Berlin – die Stadt sei

zu ihrer Stadt gewor-
den, in der sie ihr Le-
bensumfeld aktiv mit-
gestalten können. Die
Israelis und Palästi-
nenser sahen in dem
Projekt ein ermutigen-
des Beispiel für Jeru-
salem. Ihrer Meinung
nach zeige es, dass
Win-win-Situationen
möglich seien. 
Um Jerusalems Zu-
kunft ging es im Rah-
men der im Verlauf
des Projektes erstellten
Szenarien, die am 9.
September im Rahmen
einer Konferenz der
deutschen Öffentlich-
keit vorgestellt wur-
den. Das „worst case“-
Szenario der „ver-
brannten Erde“
beschreibt einen Zu-
stand der Kriminalität
und Anarchie. Das
Szenario der „belager-
ten Stadt“ ähnelt dem
momentanen Zustand,
die „binationale“ und

„hybride Stadt“ ent-
spricht einer Art kal-
ter Frieden. Eine der
Bedingungen für das
„best case“-Szenario
der „Stadt der Brü-
cken“, in welcher ein
palästinensischer Bür-
germeister denkbar ist
und eine starke Zivil-
gesellschaft die Stadt

lebendig hält, ist die
Aufgabe der kommu-
nalpolitischen Boykott-
haltung der Palästi-
nenser. 

Der israelische Projekt-
leiter Prof. Shlomo
Hasson bezeichnete
das Projekt als „viel-
leicht die Chance mei-
nes Lebens, meine Au-
gen für das Leid und
die Mühsal des ande-
ren zu öffnen“. Dass Is-
raelis und Palästinen-
ser über einen so lan-

gen Zeitraum mitein-
ander sprechen, sich
kennen lernen und ver-
suchen zu verstehen,
sei bemerkenswert. 

Welche Zukunft hat Je-
rusalem? Das Jerusa-
lem-Berlin-Forum sucht
nach Wegen zu einer
offenen, lebenswerten
Stadt. 
(Foto: P.Fisher/Fotolia)

FES + + + TELEGRAMM

+ + + Wer kann die Entwicklungen im Nahen Osten
beeinflussen? Die Vortragsreihe „Middle East in
Transition“ des Peres Center for Peace in Tel Aviv
sucht in Kooperation mit der FES-Israel nach Antwor-
ten. Am 14. November beschäftigten sich Prof. Shlo-
mo Ben-Ami, ehemaliger Außen- und Sicherheitsmi-
nister Israels, Dr. Mahdi Abdel Hadi, Direktor der Pa-
lestinian Academic Society for the Study of
International Affairs, und Andrä Gärber, Leiter des
Nahost-Referats der FES mit der Frage „ Can the In-
ternational Community Save Our Region?“ Da der
Weg der bilateralen Verhandlungen gescheitert ist, sei
die Rolle der Weltgemeinschaft in der Region nicht
hoch genug einzuschätzen, so Shlomo Ben Ami.  + + +

+ + + Über Strategien im „Kampf gegen den Antise-
mitismus in Europa“ sprachen Prof. Gert Weisskir-
chen, MdB, und Wolfgang Ehrhart, Referent der SPD-
Bundestagsfraktion für Außenpolitik, mit Knesset-Ab-
geordneten, mit israelischen Forschern und Experten
im Rahmen eines Informations- und Beratungspro-
gramms, zu dem die FES-Vertretung in Israel Anfang
November eingeladen hatte. Gert Weisskirchen be-
richtet in seiner Eigenschaft als Mitglied der Parla-
mentarischen Versammlung der OSZE und als Vorsit-
zender des Ausschusses gegen den Antisemitismus.
Mögliche Kooperationen zwischen der Parlamentari-
schen Versammlung der OSZE und der Knesset wur-
den ins Auge gefasst. + + +



Diesen Fragen wid-
mete sich vom 27. bis
29. September ein
Workshop für Gewerk-
schaftsvertreter aus 20
Ländern, der in den
Räumen der Interna-
tionalen Arbeitsorga-
nisation (ILO) in Genf
stattfand und vom
Genfer Büro der FES
in Zusammenarbeit
mit dem Internationa-
len Gewerkschafts-
bund (IGB) sowie mit
Unterstützung von
GURN (Global Union
Research Network)
und Solidar organi-
siert wurde.
Angestrebt war es, die
Kenntnisse in den Be-
reichen des Marktzu-

gangs für Industrie-
güter (NAMA – Non-
Agricultural Market
Access) und der Libe-
ralisierung im Dienst-
leistungsbereich (GATS
– General Agreement
on Services) zu erwei-
tern und exemplarisch
die Konsequenzen für
die Beschäftigungssi-
tuation und Entwick-
lungsperspektive ein-
zelner Länder aufzu-
zeigen. Darüber
hinaus sollten die Ge-
werkschafter dazu be-
fähigt werden, erfolg-
reiche Strategien zu
finden, um nationale
Politikgestaltung effek-
tiver beeinflussen zu
können. 

Die Teilnehmer hatten
auch Gelegenheit, mit
den Verhandlungsfüh-
rern aus den WTO-
Verhandlungen einzel-
ner Länder auf infor-
meller Ebene zu
diskutieren. Ein Ver-
handlungsführer warf
den Gewerkschaften
vor, uneffektive Strate-
gien zu verfolgen: „Es
ist völlig nutzlos, wenn
Gewerkschaftsvertre-
ter zwei Wochen vor
dem WTO-Minister-
treffen mit einer Liste
von Forderungen an

mich herantreten. Zu
diesem Zeitpunkt sind
die Verhandlungen be-
reits gelaufen und es
bestehen keine großen
Einflussmöglichkeiten
mehr.“
Die FES-Genf wird die
Kooperation mit dem
IGB fortführen und er-
arbeitet zurzeit ein
Trainingskonzept für
Gewerkschaften zum
Thema „Handel und
Entwicklung“. 
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Internationaler Workshop 
in Genf über die Doha-

„Entwicklungsrunde“ 
Handelsliberalisierung aus
Gewerkschaftssicht

W E L C H E  A U S W I R K U N G E N  H A T  D I E  H A N D E L S L I B E R A L I S I E R U N G von In-
dustriegütern und Dienstleistungen auf die Entwicklungsländer? Sind sich die dortigen
Gewerkschaften dieser Auswirkungen bewusst und wie können sie die laufenden WTO-
Verhandlungen am effektivsten beeinflussen?

Fragen zur Zukunft der Welthandelsrunde und zu al-
ternativen Szenarien, zur Legitimität der WTO bis hin
zur Zukunft des Multilateralismus standen im Mittel-
punkt des regionalen Dialogforums „WTO at Cross-
Roads? – Experiences and Expectations around the
Doha Agenda“, das von der FES-Singapur und der
FES-Genf in Zusammenarbeit mit dem WTO-Sekre-
tariat vom 30. bis 31. Oktober in Singapur ausgerich-
tet wurde. 
Angesichts der Krise in den multilateralen Handels-
gesprächen gewinnen bilateral und regional präfe-
rentielle Handelsabkommen an Bedeutung – vor al-
lem in der asiatisch-pazifischen Region. Ein Wirt-
schaftsvertreter unterstrich deren Bedeutung:
„Unternehmen können nicht jahrelang auf die Re-
form des multilateralen Handelssystems warten, de-
ren Zustandekommen unsicher ist“. 

Krise in den multilateralen Handelsgesprächen

fes.geneva@econophone.ch

K O N T A K T

Der Welthandel wächst
und wächst. Die Folgen
für die Entwicklungs-
perspektiven einzelner
Länder beleuchtete ein
Workshop für Gewerk-
schaftsvertreter in
Genf. 
(Foto: R. Baier/ Fotolia)
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Arbeitnehmerinteressen nicht außen vor

Sind die Einkommens-
unterschiede zwischen
den Regionen in Euro-
pa die wesentliche Ur-
sache für Arbeitslosig-
keit? Und wie können
diese Ungleichheiten
reduziert werden?
Diese Fragen disku-
tierten internationale
Experten aus Wirt-
schaft, Politik und
Wissenschaft am 25.
September auf der
Konferenz im FES-Eu-
ropabüro in Brüssel.
Grundlage der Diskus-
sion war eine Studie
des amerikanischen

Professors James K.
Galbraith, die er im
Auftrag der FES er-
stellt hat. Zur Redu-
zierung der Arbeitslo-
sigkeit plädiert Gal-
braith für eine
langfristige Annähe-
rung der Einkommen
in den verschiedenen
Regionen Europas bis
zum 50. Jahrestag des
Vertrags von Maas-
tricht im Jahr 2042.
Im Gegensatz zur
weitverbreiteten Mei-
nung ist Arbeitslosig-
keit nicht die Folge zu
hoher Löhne, sondern

vielmehr eine Konse-
quenz der starken re-
gionalen Einkom-
mensunterschiede.
Die politischen Instru-
mente, die Galbraith
zur Reduzierung der
Einkommensunter-
schiede in der Euro-
päischen Union vor-
schlägt, reichen von
Regionalförderung
über eine europäische
Rentenvereinigung bis
hin zur Einführung ei-
nes europäischen Min-
destlohns. Die Konfe-
renz bildete den Auf-
takt einer Veran-

staltungs- und Publi-
kationsreihe der FES,
bei der es darum ge-
hen wird, Konzepte 
einer europäischen
Mindestlohnpolitik zu
erarbeiten. Die we-
sentlichen Schlussfol-
gerungen der Konfe-
renz sind in dem Poli-
tik-Info „Plädoyer für
eine europäische Min-
destlohnpolitik“  zu-
sammengefasst.

Das „Asia-Europe-
Meeting“ (ASEM) ist
ein informeller Dialog-
und Kooperationspro-
zess zwischen den 25
Mitgliedsstaaten der
Europäischen Union
und 13 asiatischen
Staaten. Alle zwei
Jahre findet ein Gip-
feltreffen der Staats-
und Regierungschefs
abwechselnd in Euro-
pa und Asien statt.
Zwischen diesen Gip-
feltreffen gibt es zahl-
reiche weitere Treffen,
bei denen spezielle
Themen behandelt

werden. So trafen sich
auf Einladung des
deutschen Arbeitsmi-
nisters Franz Münte-
fering Anfang Septem-
ber in Potsdam zum
ersten Mal die Ar-
beitsminister aus den
39 ASEM-Mitglieds-
ländern, um über die
soziale Dimension der
Globalisierung zu be-
raten. 
Die FES half mit ihrer
In- und Auslandsar-
beit diesen ersten Dia-
log vorzubereiten. 
Bislang wurde der
ASEM-Dialog von

wirtschafts- und han-
delspolitischen Fragen
dominiert. In zahlrei-
chen Veranstaltungen
in Asien, aber auch in
Berlin und Brüssel hat
die FES soziale Fragen
des bis dahin von wirt-
schafts- und handels-
politischen Fragen do-
minierten ASEM-Dia-
logs thematisiert.
Gemeinsam vor allem
mit ihren Partnern
aus den Gewerkschaf-
ten trat sie immer
wieder dafür ein, dass
auch die Arbeitneh-
merinteressen in den

Dialog einfließen. Ne-
ben dem Treffen der
Wirtschaftsminister
wurde deshalb auch
ein Forum der Ar-
beitsminister instal-
liert, das nach zehn-
jähriger Vorarbeit nun
Anfang September in
Potsdam seine Pre-
miere fand. Die Ab-
schlusserklärung der
Konferenz sprach sich
deutlich für die Ein-
haltung der grundle-
genden Sozialstan-
dards der Internatio-
nalen Arbeitsorga-
nisation aus.

I N T E R N A T I O N A L E  E X P E R T E N K O N F E R E N Z  M I T  J A M E S  K .  G A L B R A I T H

Plädoyer für eine 
europäische Mindestlohnpolitik

www.fes.de/
internationalepolitik

M E H R  Z U M  T H E M A



N E U E  M E T H O D E N  D E R  P O L I T I S C H E N  W I L L E N S B I L D U N G

Pakistan: Marktplatz der Demokratie
Große Teile der Bevöl-
kerung Pakistans sind
von der politischen
Entscheidungsfindung
ausgeschlossen. Die
herrschende Klasse
trachtet in erster Linie

danach, eine Balance
zwischen den ver-
schiedenen einflussrei-
chen Patronagenetz-
werken herzustellen
und den eigenen Nut-
zen zu maximieren.

Auch politische Partei-
en werden durch Mit-
glieder dieser Elite do-
miniert und orientie-
ren sich eher an deren
ökonomischen Interes-
sen als an der Ent-

wicklung der Gesell-
schaft als Ganzes.
Letztere ist darüber
hinaus entlang ethni-
scher, religiöser und
geografischer Grenzen
tief gespalten. Der
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Steht Afghanistan auf
der Kippe? Ist es vor-
stellbar, dass die Tali-
ban an die Macht zu-
rückkehren? Welche
Erfahrungen sind bei
der Demokratieförde-
rung bislang gemacht
worden, welche Not-
wendigkeiten ergeben

sich aus der veränder-
ten Lage? Diese und
andere Fragen stan-
den im Zentrum eines

Fachgesprächs am 27.
Oktober in Berlin. In
der aktuellen Lagebe-
schreibung waren sich
die Experten Antje
Grawe, persönliche
Referentin des UN-
Sonderbeauftragten 
in Kabul, und Rolf
Paasch, Landesvertre-
ter der FES, in vielen
Punkten einig: Nach
ihrer Einschätzung hat
sich das Konfliktszena-
rio im Laufe der letz-
ten Monate verschärft.
In einem Teufelskreis
aus fehlender Sicher-
heit und ökonomi-
schem Mangel haben
die Zweifel in der Be-
völkerung am demo-
kratischen Wiederauf-
bau zugenommen. Die
Taliban haben, mit
neuer Strategie, ihre
Wirksamkeit in der
Auseinandersetzung
verstärkt, so dass in
militärischen Kreisen
von einer schlichten
Formel die Rede ist: 
10 % der Bevölkerung
seien für die Taliban,

20 % gegen die Taliban
und 70 % warten ab,
wer sich durchsetzen
wird. 
Von einer Verstärkung
des militärischen En-
gagements allein wird
jedoch keine nachhal-
tige Verbesserung der
Lage erwartet. Militä-
risch-zivile Kooperati-
on sowie politische
und entwicklungspoli-
tische Interventions-
möglichkeiten müssten
effektiver als bisher
gestaltet werden und
zu spürbaren Verbes-
serungen  führen. 
Antje Grawe forderte
ein Umdenken in der
Afghanistan-Politik
der internationalen
Gemeinschaft und hob
einige der bisherigen
Schwächen hervor.
Das afghanische Mili-
tär und die Polizei
müssten gestärkt wer-
den und im gesamten
Land präsent sein.
Staatliche Institutio-
nen seien schwach
und manchmal so inef-

fizient und korrupt,
dass sich die Bevölke-
rung wünscht, sie wä-
ren nicht vorhanden.
Rechtsstaatlichkeit
müsse gestärkt, die
Justizreform schnell
vorangebracht und
entsprechende Insti-
tutionen auch auf lo-
kaler Ebene präsent
gemacht werden.
Darüber hinaus sollte
der Umgang der inter-
nationalen Gemein-
schaft mit Pakistan auf
den Prüfstand gestellt
werden. Im afgha-
nisch-pakistanischen
Grenzgebiet finden die
Taliban nicht nur
Rückzugsräume, son-
dern erfahren nach
wie vor vielfältigste
Unterstützung. Dr.
Uwe Stehr, außenpoli-
tischer Berater der
SPD-Bundestagsfrakti-
on, wünscht sich, Af-
ghanistan so zu stabili-
sieren, dass von dort
zukünftig keine Bedro-
hung für den Westen
ausgeht. 

A F G H A N I S T A N :  F Ü N F  J A H R E  N A C H  D E M  S T U R Z  D E R  T A L I B A N

Rückzug oder Offensive?
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Nach 20 Jahren präsentierte sich Indien zum zweiten
Mal als Gastland der Frankfurter Buchmesse und
zeigte die zahlreichen Facetten seiner Kultur und Ge-
sellschaft. Die FES beteiligte sich daran mit einer Se-
rie von Veranstaltungen zum Thema Gender und Glo-
balisierung. 
Hohe wirtschaftliche Wachstumsraten stehen in Indi-
en einer traditionsverhafteten Gesellschaft gegen-
über, die von starker sozialer und geschlechtsspezifi-
scher Ungleichheit geprägt ist. Gleichzeitig ist es das
einzige Land der Welt, in welchem über eine Million
Frauen über politischen Einfluss auf kommunaler
Ebene verfügen. Die Chancen und Risiken, die der ein-
geschlagene Weg Indiens für indische Frauen bietet,
waren Kern einer Podiumsdiskussion, bei der indi-
sche und deutsche Publizisten und Wissenschaft-
ler/innen diskutierten. Diese Diskussion war begleitet
von einer Ausstellung mit Postern der indischen Frau-
enbewegung, die der indische Verlag Zubaan und sei-
ne Gründerin Urvashi Butalia gesammelt und veröf-
fentlicht haben. Die Poster geben einen eindrucksvol-
len Überblick über die wichtigsten Themen der

mangelnde Einfluss
auf die Ziele politi-
scher Parteien zwingt
die Bürger vielfach auf
andere Mittel bis hin
zur Gewalt zurückzu-
greifen, um die Auf-
merksamkeit auf ihre
Bedürfnisse zu lenken.
Politische Parteien
sind nur schwach in
der pakistanischen Ge-
sellschaft verwurzelt,
genießen wenig Ver-
trauen und weisen
starke Schwächen so-
wohl auf organisatori-
scher als auch inhalt-
lich-professioneller
Ebene auf.
Ein in acht Distrikten
durchgeführtes Projekt
der FES zielt darauf
ab, Mitglieder und
Funktionäre politi-
scher Parteien auf

Distriktebene in die
Lage zu versetzen, ef-
fektive Strukturen auf
lokaler Ebene aufzu-
bauen und sich einem
konstruktiven Dialog

mit anderen Parteien
und den Wählern zu
stellen. Es wird erwar-
tet, das Parteimitglie-
der und –funktionäre
im Rahmen des Pro-
jekts ein besseres Ver-

ständnis ihrer Rolle als
Interessenvertreter ih-
rer Wähler entwickeln.
Längerfristig sollte ein
konstruktiver Dialog
zwischen den Parteien

zur Entstehung ein-
deutiger programmati-
scher Abgrenzungen
führen.
Neben einem intensi-
ven Trainingspro-
gramm ist das zentrale

und abschließende
Element des Projekts
ein sogenannter
Marktplatz der Demo-
kratie, auf den sich al-
le diejenigen Parteien,
die im Grundsatz de-
mokratische Ziele ver-
folgen und sich vorab
einem gemeinsamen
Verhaltenskodex ver-
pflichtet haben, einge-
laden sind, sich der Öf-
fentlichkeit zu präsen-
tieren und den
Wählern Rede und
Antwort zu stehen.
Komplettiert wird das
Arrangement durch
politische Theaterein-
lagen und Sketche, die
es insbesondere Anal-
phabeten einfacher
machen sollen, disku-
tierte Themen nachzu-
vollziehen.

Politische Theatereinlagen und Sketche machen die Marktplätze der De-
mokratie auch zu attraktiven Orten der Unterhaltung.

indischen Frauenbewegung seit den 70er Jahren und
spiegeln gleichzeitig die Lebenssituation von Frauen
und Mädchen wider. Die Sammlung wurde von der
FES nach Deutschland geholt und im eigenen Haus in
Berlin, im Frauenmuseum in Bonn, im Evangelischen
Frauenbegegnungszentrum in Frankfurt sowie auf
der Frankfurter Buchmesse ausgestellt. 
Abgerundet wurde das Programm durch den Film
„John & Jane“ von Ashim Ahluwalia, der am Beispiel
des boomenden Dienstleistungssektors Indiens die so-
zialen Aspekte von Globalisierungsprozessen be-
leuchtet. Der Film porträtiert sechs junge Call-Center-
Angestellte in Mumbai, die Anrufe von US-amerika-
nischen 1-800-Nummern entgegen nehmen und da-
bei tief in die amerikanische Kultur eintauchen. Die
eindrucksvolle Darstellung der Schwierigkeiten der
Protagonisten, virtuelle und reale Welt zu trennen und
die persönliche Identität zu wahren, stieß im Forum
„Film und TV“ der Buchmesse auf großes Interesse.

Indien zwischen Tradition und Moderne 
FES beteiligt sich an der Präsentation des Partnerlandes der Buchmesse



72

I N F OFES 4 / 2 0 0 6

INTERNATIONAL

K A M B O D S C H A : G R E N Z E N  D E R  V E R G A N G E N H E I T S B E W Ä LT I G U N G

Aufarbeitung eines Traumas

In vielen Ländern lei-
den Menschen unter
dem Trauma ihrer von
Folter, Massenmord
und Genozid gepräg-
ten jüngeren Vergan-
genheit. So wurden
zwischen 1975 und
1978 in Kambodscha
vermutlich 1,7 Millio-
nen Menschen Opfer
der ideologischen Ex-
zesse unter der Schre-
ckensherrschaft der
Roten Khmer. Im Juli
2006 nahm das lang
erwartete internatio-
nale Sondertribunal in
Phnom Penh seine Ar-

beit auf, um die letzten
noch lebenden ehema-
ligen Führer der Roten
Khmer vor Gericht zu
stellen. Dies nahm das
Cambodian Institute
for Cooperation and
Peace (CICP), ein lang-
jähriger Partner der
FES, zum Anlass, eine
öffentliche Diskussion
über die Möglichkeiten
und Grenzen der juris-
tischen, moralischen
und gesellschaftlichen
Vergangenheitsbewäl-
tigung zu führen. 
Zeitzeugen und Exper-
ten aus Sierra Leone,

Ruanda und Osttimor
tauschten ihre Erfah-
rungen mit dem über-
wiegend jüngeren
kambodschanischen
Publikum aus. Die mit-
unter sehr emotiona-
len Redebeiträge
brachten zutage, dass
Kambodscha immer
noch unter den Erleb-
nissen jener Zeit lei-
det. Ein Teil der älte-
ren Generation, die
das Grauen überlebt
hat, sucht vergeblich
Gerechtigkeit. Ein an-
derer Teil will sich
nicht mehr an die Ver-

gangenheit erinnern.
Nach Einschätzung ei-
nes Konferenzteilneh-
mers und Psychologen
leidet über die Hälfte
der Kambodschaner
unter posttraumati-
schen Störungen und
Depressionen, die er
u.a. verantwortlich
macht für das hohe in-
dividuelle Gewaltpo-
tential, den Drogen-
missbrauch und die
Apathie in der heuti-
gen kambodschani-
schen Gesellschaft.

Trotz der geographischen und kulturellen Nähe Thailands zu Kambod-

scha wissen viele Thais nur sehr wenig über ihr Nachbarland. Beson-

ders die Schreckensherrschaft unter Pol Pot und den roten Khmer 

sowie Thailands Verwicklung darin wurden in der thailändischen Ge-

sellschaft so gut wie nie thematisiert. Einen Beitrag zur Vergangen-

heitsbewältigung sollte deshalb eine Kooperationsveranstaltung der

FES Thailand und des FES-Projekts Kambodscha leisten. Zu diesem

Zweck wurde die Ausstellung „Journey through the Night“ des Kam-

bodschaprojekts, die den grausamen Völkermord unter dem Khmer

Rouge Regime von 1975 bis 1979 dokumentiert, nach Thailand geholt.

Sutanto ist der dritte Sohn einer sechsköpfigen Kinder-
schar. Er sitzt mit 50 anderen Jungen auf dem Boden
einer Koranschule in der javanischen Stadt Solo. Sei-
ne Eltern hätten Sutanto lieber auf eine staatliche
Schule geschickt, da die Ausbildung dort besser ist, je-
doch reichte der Rikschkafahrer-Lohn seines Vaters
nicht aus, das Schulgeld aufzubringen. Die Koran-
schule ist hingegen kostenfrei und somit Sutantos ein-
zige Chance, lesen und schreiben zu lernen. Etwa drei
Millionen Schüler werden in Indonesien an über
17.000 Koranschulen (Pesantren) unterrichtet . 
Zwar ist dort nach wie vor ein moderater Islam vor-
herrschend, jedoch haben radikal-islamische Kräfte

Indonesien: Erziehung zum Islamisten?
in den letzten Jahren erheblichen Zulauf erhalten. Da-
für wird die zunehmende Anzahl von Pesantren ver-
antwortlich gemacht, an denen Schüler von fanati-
schen islamistischen Geistlichen indoktriniert werden. 
Ist der in Indonesien traditionell so tolerante und fried-
liche Islam in Gefahr? Steht zu befürchten, dass sich
das Land in den Pesantren Tausende radikal-islami-
sche Fundamentalisten heranzieht? Die Publikation
„Islamic Education in South and Southeast Asia”, he-
rausgegeben vom FES-Büro Jakarta, sucht Antwor-
ten auf diese Fragen. In Indonesien wurde die Publi-
kation im Rahmen öffentlicher Veranstaltungen vor-
gestellt und diskutiert, wobei es zu kontroversen
Debatten mit Vertretern lokaler Koranschulen kam.
Die Publikation ist Teil eines längerfristig angelegten
Projekts der FES, dessen Ziel es ist, der Radikalisie-
rung an indonesischen Pesantren entgegenzuwirken. 
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Wie können künftig
Völkermorde wie in
Ruanda oder Darfur
verhindert werden?
Welche Möglichkeiten
hat die internationale
Gemeinschaft, die Zi-
vilbevölkerung vor
Menschenrechtsverlet-
zungen schlimmster
Ausprägung zu schüt-
zen? Mit einem inter-
nationalen Fachge-
spräch zu „Responsibi-
lity to Protect:
Perspectives of the
South and the North”
widmeten sich am 17.
Oktober das Referat
Entwicklungspolitik
und die Gruppe Frie-
densentwicklung (Fri-
Ent), ein Zusammen-
schluss staatlicher und
nichtstaatlicher EZ-
und Friedensorganisa-
tionen, dem Konzept

der „Verantwortung
zum Schutz“. 
Dieses Konzept geht
auf eine Initiative der
kanadischen Regie-
rung zurück, die die
„International Com-
mission on Interven-
tion and State Sove-
reignty“ (ICISS) ins Le-
ben rief. Erst mit der
formalen Verankerung
des Konzepts im Ab-
schlussbericht des UN-
Weltgipfels im Septem-
ber 2005 und der Re-
ferenz in der
UN-Resolution 1674
„Protection of civilians
in armed conflict“ vom
April 2006 sowie in
der Auseinanderset-
zung mit der Darfur-
Krise hat die Debatte
um „Responsibility to
Protect“ (R2P) neue
Impulse erhalten. 

Gemäß R2P geht die
Verpflichtung zum
Schutz auf die interna-
tionale Gemeinschaft
über, falls ein Staat
nicht willens oder in
der Lage ist, seine
Bürger vor Genozid,
Kriegsverbrechen, eth-
nischen Säuberungen
und Verbrechen gegen
die Menschlichkeit zu
schützen. Ziel des
Fachgesprächs war es,
den ganzheitlichen
Charakter von „Re-
sponsibility to Protect“
zu diskutieren und den
Schwerpunkt auf den
Aspekt der Prävention
zu legen. Gerade in
der Verbindung von
Prävention, Reaktion
und Wiederaufbau so-
wie der Möglichkeit zi-
vilgesellschaftlicher
Akteure, sich auf R2P

zu berufen und somit
bereits etablierte
Strukturen zu unter-
stützen, liegt das ei-
gentlich Neue dieses
Ansatzes.

„Die NATO ist eine
anachronistische Or-
ganisation und gehört
abgeschafft!“: So spitz-
te Adekeye Adebajo
vom Centre for Conflict
Resolution in Kapstadt
die Vorbehalte zu, die
dem nordatlantischen
Bündnis in zahlreichen
Ländern des Südens
entgegengebracht
werden. Die sicher-
heitspolitischen Bezie-

hungen zwischen der
NATO und Ländern
des Südens standen im
Zentrum einer von der
FES am 16. November
im Vorfeld des Rigaer
NATO-Gipfels durchge-
führten Fachtagung in
Berlin. 
Die unterschiedliche
Sicht auf die NATO
und ihre Aktivitäten
zog sich wie ein roter
Faden durch die Ver-

anstaltung mit Vertre-
tern des Bündnisses,
der Afrikanischen Uni-
on (AU) und der EU so-
wie Regierungsvertre-
tern, Fachleuten und
Wissenschaftlern aus
Deutschland. Der Dia-
log mit den Ländern
des Nahen und Mittle-
ren Ostens hat sich
laut Carlo Masala von
der NATO Defence
Academy seit 1994

vertieft und ausgewei-
tet. Diese Kooperation
umfasse praktisch-
technische Zusam-
menarbeit und ermög-
liche den direkten
Austausch zwischen
Militärs. „Der Dialog
ist eine Einbahnstra-
ße“, entgegnete jedoch
General a.D. Ahmed
Abdel Halim aus Ägyp-
ten. 

F A C H G E S P R Ä C H  Ü B E R  N E U E  V E R A N T W O R T L I C H K E I T E N  B E I M  S C H U T Z  D E R  Z I V I L B E V Ö L K E R U N G

Prävention vor Intervention

D I E  N A T O  U N D  D E R  S Ü D E N  

Eine Beziehung mit Gesprächsbedarf 
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Das FES-Europabüro
Brüssel organisierte in
diesem Rahmen am
16. November eine
Konferenz  mit ehema-
ligen demokratisch ge-
wählten Präsidenten
aus Afrika und Exper-
ten aus Europa und
den USA. Die Konfe-
renz wurde in Zusam-
menarbeit mit der Bos-
ton University, dem 
Africa Forum (Johan-
nesburg), der Fonda-
tion Jean Jaurès (Pa-
ris) und den Friends 
of Europe (Brüssel)
durchgeführt. 
Herausragende Teil-
nehmer aus Afrika wa-
ren:  Abdou Diouf aus
Senegal, der 20 Jahre
Präsident war und
heute Generalsekretär
der Francophonie ist;
Nicéphore D. Soglo aus

Benin, der 1991 einen
zerrütteten Staat über-
nahm, demokratisch
aus dem Amt schied
und nun die Haupt-
stadt als Bürgermeis-
ter verwaltet; Sir Q.
Ketumile J. Masire aus
Botswana, der von
1980 bis 1998 für vier
Amtszeiten gewählt
wurde; Aristides Maria
Pereira aus Kap Verde,
der während seiner
Amtzeit von 1975 bis
1992 sein Land in eine
stabile Demokratie
führte; Karl Auguste
Offmann aus Mauriti-
us, mit weiterhin ho-
hem politischem Ein-
fluss als moralische In-
stanz der
Korruptionsbekämp-
fung; Pierre Buyoya
aus Burundi, der  we-
sentlich dazu beitrug,

die Konflikte in seinem
Land zu beruhigen. 
Diese und andere ehe-
malige Präsidenten Af-
rikas haben sich im
„Africa Forum“ zu-
sammengeschlossen,
um mit ihren Erfah-
rungen andere Staaten
bei der Demokratisie-
rung und der Konflikt-
lösung zu unterstüt-
zen. Als erster Redner
überzeugte Abdou 
Diouf mit seiner Analy-
se der Transformati-
onsprozesse in afrika-
nischen Staaten. Gera-
de in Übergangs- und
Konsolidierungsperio-
den von Staaten hin zu
einer guten Regie-
rungsführung sei das
Funktionieren der Jus-
tiz und der Polizei ent-
scheidend. Karin Kort-
mann, parlamentari-
sche Staatssekretärin
im BMZ, betonte den
Zusammenhang von
wirtschaftlicher Ent-
wicklung und guter
Regierungsführung.
Als ein Mittel der in-
ternationalen Gemein-
schaft sieht sie das In-
strument der Budget-
hilfe an. Dabei sei es
aber unerlässlich, dass

Korruption unterbun-
den wird. 
Der Exekutivdirektor
der Weltbank, Eckhard
Deutscher, stellte de-
ren „Africa Action
Plan“ vor. Dieser för-
dere den Aufbau von
funktionsfähigen Staa-
ten, die Unterstützung
des Privatsektors so-
wie die Verbesserung
der Partnerschaft zwi-
schen Regierungen,
Geberländern und Ent-
wicklungsagenturen.
Dabei sieht auch die
Weltbank die Bekämp-
fung der Korruption
als wichtigen Bestand-
teil ihrer Strategie an.     
Die neue Rolle Chinas
in Afrika wurde in der
Debatte immer wieder
aufgegriffen. Karl Off-
mann, ehemaliger Prä-
sident Mauritius’ un-
terstrich, dass Europa
nicht den Anschluss
verlieren dürfe. Zwar
sei China innerhalb
kürzester Zeit ein ge-
fragter wirtschaftlicher
Partner geworden,
aber viele junge Politi-
ker in Afrika orientier-
ten sich hinsichtlich
des politischen Systems
weiterhin an Europa.

Beziehungen zwischen 
Europa und Afrika Herausforderungen ge-

meinsam meistern!
D I E  E U R O P Ä I S C H E  A F R I K A S T R A T E G I E  V O M  D E Z E M B E R  2 0 0 5 betont den

Willen, sich für nachhaltige Entwicklung, Frieden, Sicherheit und gute Regierungsfüh-
rung in Afrika einzusetzen. Im November 2006 berief Louis Michel, der EU-Kommissar für
Entwicklung, zum ersten Mal zu den Europäischen Entwicklungstagen nach Brüssel ein. 

Pressekonferenz mit
ehemaligen afrikani-
schen Präsidenten
(v.l.n.r.): Pierre Buyoya,
Burundi; Karl Auguste
Offmann, Mauritius; 
Sir Q. Ketumile Masire,
Botswana; Ernst Stetter
FES Brüssel); Nicéphore
D. Soglo, Benin und
Aristides Maria Pereira,
Kap Verde)
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International anerkannt – in Afrika umstritten

Außenpolitisch sieht
sich Südafrika zuerst
als Repräsentant Afri-
kas, dann als Reprä-
sentant eines globalen
Südens und schließlich
als Mittelmacht, die
um Einfluss auf inter-
nationaler Ebene be-
müht ist. Von anderen
afrikanischen Ländern
wird Südafrika aller-
dings mit Skepsis be-
trachtet. Das Land tre-

te außenpolitisch auf,
so einzelne Stimmen,
als hätte es ein Allein-
vertretungsrecht für
Afrika. Innerhalb des
Kontinents fürchtet
man die wirtschaftli-
che und politische 
Dominanz des Kap-
Staates. Gäste aus
Wissenschaft, Medien,
Regierung und Zivilge-
sellschaft diskutierten
daher auf einem

Workshop, den die
FES-Südafrika mit
dem Centre for Policy
Studies (CPS) am 11.
Oktober in Johannes-
burg veranstaltete, die
außenpolitische Rolle
Südafrikas. Grundlage
des Workshops war
ein Diskussionspapier
von Chris Lands, Di-
rektor des CPS und
Professor an der Uni-
versität Johannesburg.

Die Veranstaltung fand
im Rahmen des inter-
nationalen FES-The-
menteams „New Po-
wers of Global Chan-
ge?“ statt, in dem der
mögliche Beitrag ver-
schiedener Regional-
mächte zur Verschie-
bung der globalen
Machtverhältnisse
analysiert wird.

„Der Aufstieg Chinas
und Indiens: Was hat
Afrika davon?“ war
die Leitfrage einer Po-
diumsdiskussion in
Windhoek, die die
FES-Vertretung in Na-
mibia am 1. November
im Vorfeld des dritten
chinesisch-afrikani-
schen Kooperationsfo-
rums veranstaltete.
Eingeladen waren An-
drea Goldstein vom
OECD-Entwicklungs-
zentrum in Paris und
Ko-Autor einer neuen
und vielbeachteten
OECD-Studie, deren
Titel der Veranstaltung
den Namen gab, Robin
Sherbourne, ein loka-
ler Ökonom und Wirt-
schaftsjournalist sowie
die stellvertretenden
bzw. amtierenden Bot-

schafter Chinas und
Indiens in Namibia. 
Das massive Auftreten
Chinas und zuneh-
mend auch Indiens
stellt nach dem Ein-
druck vieler Beobach-
ter die wichtigste und

dramatischste Ent-
wicklung in Afrika seit
Ende des Kalten Krie-
ges dar. Die Diskussion
ging deshalb der Frage

nach, welche Chancen
und Risiken hieraus
für die Entwicklung
der afrikanischen
Staaten im Allgemei-
nen und Namibia im
Besonderen erwach-
sen. Als potentielle Ge-

fahren wurden die Ze-
mentierung der tradi-
tionellen Rolle Afrikas
in der Weltwirtschaft
als Rohstofflieferant,

die Auswirkungen der
asiatischen Billigkon-
kurrenz für die Leicht-
industrie in Afrika und
der Einfluss auf Regie-
rungs-, Menschen-
rechts-, Arbeits- und
Umweltstandards
identifiziert. Auf der
Habenseite stehen der
ausgelöste Rohstoff-
boom, wachsende In-
vestitionen, aber auch
gestiegene Realein-
kommen und billige
Importwaren aus Asi-
en, die ärmeren Bevöl-
kerungsschichten Zu-
gang zu langlebigen
Konsumgütern ermög-
lichen. Per saldo, so
das Fazit der Redner
wie der Stimmen aus
dem Publikum, über-
wiegen die Chancen
die Risiken bei weitem. 

www.fes.de/globalization
M E H R  Z U M  T H E M A

C H I N A S  U N D  I N D I E N S  N E U E  B E D E U T U N G  F Ü R  A F R I K A

Mehr Chancen als Risiken 



In Südafrika wird über die nächste Fußball-Weltmeis-
terschaft diskutiert als würde das Eröffnungsspiel
schon morgen angepfiffen. Die Öffentlichkeit des Lan-
des sieht dem Weltereignis, das im Jahre 2010 zum
ersten Mal auf dem afrikanischen Kontinent stattfin-
den wird, mit einer Mischung aus Skepsis und Stolz
entgegen. Die größten Bedenken verursacht die man-
gelnde Sicherheit im Lande. Zwar geht die Zahl der
Gewaltverbrechen seit Jahren zurück, doch sind die
absoluten Zahlen noch immer erschreckend hoch.
Gemeinsam mit der FES-Arbeitsgruppe Kommunal-
politik organisierte das Johannesburger FES-Büro in
diesem Zusammenhang eine Informationsreise des
Ministers für Sicherheit der Gauteng-Provinz, Firoz
Cachalia, nach Deutschland. Im September 2006
führten der Minister und seine Delegation Gespräche
mit Vertretern der Stadtverwaltung, Polizei, des In-
nenministeriums, Fußballvereinen und Fanvertre-
tern in Dortmund und Berlin. Die südafrikanischen
Gäste zeigten sich beeindruckt von der Offenheit und
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„Eines der größten
Hindernisse beim
Kampf gegen AIDS ist
das Stigma, mit dem
HIV-infizierte Men-
schen und ihre Kinder
gebrandmarkt wer-
den. Das Stigma grenzt
sie aus, lässt sie ver-
stummen und raubt
uns so den einzig wirk-
samen Impfstoff gegen
AIDS, das Wissen da-
rüber, wie man sich
schützen kann“, sagte
die Vorsitzende von
UNICEF-Deutschland,
Heide Simonis, in der
Eröffnungsrede einer
internationalen Konfe-
renz von FES und UNI-
CEF am 10. Oktober in

Berlin. In einigen Län-
dern ist AIDS schon
die Todesursache Nr.1
für Kinder. Weltweit
sind 15 Millionen Wai-
sen Stigmatisierung
und Diskriminierung
ausgeliefert. Höchs-
tens fünf Prozent er-

halten eine staatliche
Unterstützung, weni-
ger als zehn Prozent
der HIV-infizierten
Kinder erhalten die
Medikamente, die sie
zum Überleben brau-
chen. Deshalb wurde
die Bundesministerin

für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit, Heide-
marie Wieczorek-Zeul,
gebeten, sich auf dem
nächsten G-8-Gipfel
für eine Erhöhung der
Mittel zur AIDS-Be-
kämpfung einzusetzen.
Sie versicherte, dass
die Bundesregierung
zu ihrer Zusage einer
Aufstockung von Mit-
teln stehe. Der Ge-
sundheitsminister von
Namibia, Dr. Richard
Kamwi, schilderte ei-
nige erfolgreiche An-
sätze seiner Regierung
zur Aufklärung, die zu
einer Senkung der An-
steckungsrate in sei-
nem Land geführt hat.

Neben Heide Simonis und Heidemarie Wieczorek-Zeul nahmen u.a. auch
Vertreter afrikanischer Staaten an der Konferenz teil.

2 5  J A H R E  A I D S

Stigmatisierung bedroht die zweite Generation

Südafrika: FES unterstützt Sicherheitskonzepte

Bereitschaft der deutschen Gesprächspartner, Infor-
mationen und Unterlagen bereitzustellen. Das Pro-
gramm wurde gemeinsam mit der Organisation „Ein
Dach für Freunde“ durchgeführt, die während der
Weltmeisterschaft 2006 zusammen mit der FES in-
tensiv im Bereich der Fanbetreuung gearbeitet hatte. 
Um die Sicherheit in der Provinz Gauteng, in der sich
auch die beiden Großstädte Johannesburg und Pre-
toria befinden, auch unabhängig von der Fussball-
WM zu verbessern, unterstützte das FES-Büro Johan-
nesburg ebenfalls im September eine Konferenz, die
zur verstärkten Mobilisierung der Bevölkerung gegen
Kriminalität beitragen sollte. Der Minister für Sicher-
heit ermutigte die Vertreter lokaler Jugend- und Frau-
enorganisationen, Gewerkschaften, Vereine sowie
sonstiger Gemeindeorganisationen, sich stärker ge-
gen Kriminalität zu engagieren und dabei mit der Po-
lizei zusammenzuarbeiten. Trotz aller kreativer An-
sätze wird das Problem der Kriminalität Südafrika
wohl weit über die Flussball-WM 2010 hinaus be-
schäftigen. Eine Lösung ist wohl nur dann in Aussicht,
wenn wirkungsvoll die Probleme der Arbeitslosigkeit
sowie der enormen gesellschaftlichen Ungleichheit
angegangen werden.



Südafrika, Brasilien
und Indien stehen zu-
sammen nicht nur für
mehr als 1,5 Milliar-
den Menschen, son-
dern sie spielen auch
eine immer wichtigere
Rolle in der internatio-
nalen Politik. Das Jo-
hannesburger FES-Bü-
ro lud daher am 30.
November gemeinsam
mit dem Centre for Po-
licy Studies (CPS) zu
einer Diskussionsver-
anstaltung über das
gemeinsame Forum
der drei Staaten.
Brasília, Delhi und
Pretoria waren daran
beteiligt, die Verhand-

lungen der letzten
Welthandelsrunde
scheitern zu lassen,
weil ihnen die Zuge-
ständnisse der Indust-
rieländer bei der Öff-
nung der Märkte, dem
Abbau von Agrarsub-
ventionen und nicht-
tarifären Handels-
hemmnissen nicht weit
genug gegangen wa-
ren. Indien, Brasilien
und Südafrika, kurz
IBSA, gehören außer-
dem zu den Motoren
einer Reform des Si-
cherheitsrates der Ver-
einten Nationen. Die
drei Staaten fordern je
einen permanenten

Sitz in dem Gremium.
Der für das Forum zu-
ständige Vertreter des
südafrikanischen Au-
ßenministeriums be-
schrieb die tatkräftige
Zusammenarbeit der
Präsidenten der drei
Staaten: in nur zwei
Jahren wurden bereits
fünf gemeinsame Ver-
einbarungen getroffen
und Aktionsprogram-
me entwickelt. Zum
Ausbau der Süd-Süd-
Beziehungen und zur
Kräftigung ihrer Stim-
me in der Welt wollen
die Staaten ihre Zu-
sammenarbeit in der
Landwirtschaft, beim

maritimen Transport
und beim Technologie-
transfer, in der Infor-
mationstechnologie
und schließlich beim
Handel deutlich aus-
bauen. Während der
Runde im Johannes-
burger FES-Büro ga-
ben auch die Reprä-
sentanten Indiens und
Brasiliens interessante
Einblicke in die Politik
ihrer Staaten.

Am 26. November
2006 wählten die
Ecuadorianer einen
neuen Präsidenten.
Der Wahlsieger eines
Bündnisses linker poli-
tischer Gruppen heißt
Rafael Correa. Ein
Kernstück seiner zu-
künftigen Politik soll
die Stärkung der Integ-
rationsbemühungen
südamerikanischer
Länder sein. Der Fak-
tor „Energie“ wird
mehr und mehr als
wichtiges Mittel zur
Förderung von regio-
nal- oder geopoliti-
schen Interessen

wahrgenommen. Erdöl
ist Ecuadors Hauptex-
portgut. Zwar wurde
das Land in den letzten
beiden Jahren vom
steigenden Ölpreis be-
günstigt, jedoch ver-
teuerte sich auch die
Wiedereinfuhr von
Benzin und Diesel.
Man hatte es ver-
säumt, eigene Raffine-
rien zu bauen. Die dro-
hende Erschöpfung der
Erdölreserven vor Au-
gen, will Correa nun
das Steuer herumrei-
ßen. Eine Raffinerie
soll gebaut und das Ge-
schäft der Zwischen-

händler durch direkte
Regierungsabkommen
mit Venezuela oder
Chile beschnitten wer-
den. Die Energiepolitik
des Landes stellt des-
halb die Schnittstelle
zwischen wirtschaftli-
chem und sozialem
Fortschritt und einem
verstärkten regionalen
Integrationsprozess
dar. Die Möglichkeiten
der FES, über ihr Netz-
werk von Büros kon-
tinentweit gemeinsame
Fragestellungen der
Politikberatung und
Dialogförderung zu be-
arbeiten, sind dabei von

besonderem Vorteil. 
So wurde Ende Okto-
ber in Quito eine inter-
nationale Konferenz
zur regionalen Integra-
tion in Lateinamerika
organisiert; zuvor fand
im September ein In-
formationsprogramm
in Berlin statt. 
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D A S  T R I L A T E R A L E  F O R U M  I N D I E N S ,  B R A S I L I E N S  U N D  S Ü D A F R I K A S  ( I B S A )

Eine starke Stimme des Südens

Im Rahmen seiner Reise in Berlins Partnerstadt

Windhoek besuchte Berlins Regierender Bürger-

meister Klaus Wowereit am 28. November auch

das Büro der FES in Namibia. Er traf dort mit Ver-

tretern der namibischen Jugend-, Frauen-, Men-

schenrechtsorganisationen, der Kirchen, von Ob-

dachlosen und Slumbewohnern, gewerkschaftli-

chen Einrichtungen sowie einer Einrichtung zur

Rehabilitierung von Strafgefangenen zusammen. 

E C U A D O R :  R E G I O N A L E  I N T E G R A T I O N S B E M Ü H U N G E N

„Energie“ als Katalysator
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PUBL IKATIONEN

Ehrke, Michael – Ungarische Unruhen: ein Symptom der
zentraleuropäischen Beitrittskrise?

Klodt, Henning – Schreckgespenst Arbeitsplatzexport: Aus-
landsinvestitionen und inländischer Arbeitsmarkt

Leinen, Josef M. – Die Kosten der Nicht-Verfassung

Aus der Reihe  „Europäische Politik“

Veit, Winfried – Avantgarde und Europäische Nachbar-
schaftspolitik: für ein Europa der konzentrischen Kreise

Aus der Reihe „Frieden und Sicherheit“

Flechtner, Stefanie – European security and defense policy:
between „offensive defense“ and „human security“

Bestellungen bitte an: 
Helga Stavrou
E-Mail: info.ipa@fes.de – Fax: +49 (228) 883-625

Alle Texte der „Internationalen Politikanalyse“ online unter:
www.fes.de/indexipa.html

Internationale Politikanalyse

Diverse Publikationen

FES-Analysen

Hillebrand, Ernst – Großbritannien: die Lage Labours vor
dem Parteitag

Speck, Ulrich – Die USA vor den Kongresswahlen: die Hei-
matfront bröckelt

Weller, Christian E. – Die US-Ökonomie am Scheideweg:
wirtschaftliche Schwächen erfordern ein Umdenken in
der Wirtschaftspolitik

Wörtz, Eckart – Saudi-Arabien: Energieriese zwischen geo-
politischer Neuausrichtung und innenpolitischer Reform

Stabsabteilung – Zukunft Zeitung

Machill, Marcel – Online-Auftritte der Tageszeitungen– 1

Rager, Günther – Demographischer Wandel und veränder-
tes Leseverhalten der jüngeren Generation: wie reagieren
die Zeitungsverlage? – 2

Kleinsteuber, Hans J. – Hohe Renditen, geringe Qualität?
Zur aktuellen Situation und den langfristigen Perspektiven des
Zeitungsmarktes in den USA – 3

Vogel, Andreas – Perspektiven von Kooperationen und Fu-
sionen bei regionalen Tageszeitungen: Zusammenarbeit in
Content-Produkten, Herstellung und Vertrieb – 4

Vogel, Andreas – Neue Erlösfelder für Zeitungsverlage
durch Nebengeschäfte –  5

Meyer-Lucht, Robin –Vom Zeitungshaus zum crossmedialen
Informationsdienstleister – 6

Machill, Marcel – Anzeigenblätter und Gratiszeitungen: die
Konkurrenten der Lokalzeitungen – 7

Meyer-Lucht, Robin – Verblühende Regionalpresse-Land-
schaften im Osten?Zur wirtschaftlichen Lage der ost- und west-
deutschen Regionalpresse –  8

Weitere Publikationen:

Fliedner, Ortlieb – Weniger Gesetze durch Privatisierung öf-
fentlicher Aufgaben? Zwei Fallstudien – Forum Berlin

Die Ursachen von Rechtsextremismus und mögliche Ge-
genstrategien der Politik: Dokumentation einer Bürgerkon-
ferenz – Forum Berlin

Arlt, Susanne – Eltern – Kinder – Geld: Deutsch-Schwedi-
sches Dialogforum – Forum Politik und Gesellschaft 

Familie im Wandel: eine Herausforderung für die Rechts-
politik  – gemeinsames Symposium des Bundesministeriums
der Justiz und der Friedrich-Ebert-Stiftung aus Anlass des 80.
Geburtstags von Dr. Hans-Jochen Vogel – Forum Berlin

Demokraten im Unrechtsstaat: das politische System der
SBZ/DDR zwischen Zwangsvereinigung und Nationaler
Front – Dokumentation des XVII. Bautzen-Forums, Büro Leipzig

Eichhorst, Werner – Die Akzeptanz von Arbeitsmarktrefor-
men am Beispiel von Hartz IV – Gesprächskreis Arbeit und
Qualifizierung

Soell, Hartmut – Herbert Wehner: ein Leben in den Krisen
des 20. Jahrhunderts – Gesprächskreis Politik und Geschich-
te im Karl-Marx-Haus – 7

Zur Sozial- und Kulturgeschichte des Fußballs– Gesprächs-
kreis Politik und Geschichte im Karl-Marx-Haus – 8

Gesetzesfolgenabschätzung und Bürokratieabbau: Wun-
derwaffe für die Entlastung des Mittelstands? – Arbeits-
kreis Mittelstand 

Mietsch, Fritjof – Zukunft des Verkehrs: Finanzierung und
Mobilität – Managerkreis der Friedrirch-Ebert-Stiftung.

Thomas, Uwe – Von der Wissensgesellschaft zur Bildungs-
gesellschaft: bleibt Deutschland Exportweltmeister?– Ma-
nagerkreis der Friedrich-Ebert-Stiftung

Thomas, Uwe – Fairer Wettbewerb für deutsche Hochschu-
len: eine Philippika gegen die föderale Segmentierung –
Arbeitskreis Forschung und Innovation

Fundamentalismus – Berliner Akademiegespräche/Interkul-
tureller Dialog – Policy – Politische Akademie – 10

Vollbeschäftigung und Globalisierung – ein Widerspruch?
Berliner Akademiegespräche/Interkultureller Dialog. Policy – Po-
litische Akademie  – 11

Goedeking, Ulrich – Konfliktszenarien und soziopolitische
Akteure in Bolivien – Studien zur länderbez. Konfliktanalyse

Görlach, Alexander – Progressive Thinking in Contempora-
ry Islam – Interkultureller Dialog

Günther, Mirco – Die Ukraine auf dem Weg nach EUropa–
Referat Mittel- und Osteuropa

Peschel-Gutzeit, Lore Maria – Prüfung der Verbindlichkeit
frühkindlicher staatlicher Förderung unter verfassungs-
rechtlichen, familienrechtlichen und jugendhilferechtli-
chen Aspekten – Landesbüro Berlin



79

I N F O FES4 / 2 0 0 6

Kurzberichte aus der intern. Entwicklungszusammenarbeit
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Helfen, Thomas – Lokale Ökonomie in den Berliner Quar-
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